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Zur Diskussion gestellt

Die Modelle Uber und Airbnb: Unlauterer Wettbewerb oder eine neue 
Form der Sharing Economy?

Airbnb und Uber schaffen mit ihren Geschäftsmodellen neue Märkte. Werden da-
durch Ressourcen besser genutzt, oder werden soziale Standards und gesetzli-
che Regulierungen umgangen? Nach Meinung von Tim Brühn und Georg Götz, 
Universität Gießen, bilden sich im Ergebnis Unternehmen mit hohen Marktanteilen 
wie Google, Ebay und Amazon heraus, die Nutzenexternalitäten zwischen ihren 
Kundengruppen in höherem Umfang internalisieren als Plattformen mit kleinerem 
Kundenkreis. Dies sei unter Effizienzgesichtspunkten als positiv zu bewerten. 
Gleichzeitig reduziere diese Dynamik den Wettbewerbsdruck zwischen den Un-
ternehmen und ermögliche potenziell hohe Preisaufschläge. Martin Peitz, Univer-
sität Mannheim, weist darauf hin, dass sowohl die Bereitschaft von neuen Anbie-
tern im Markt, sich an Spielregeln zu halten, die für alle gelten, als auch der Wille 
des Staates, bei veränderten Rahmenbedingungen bestehende Regulierungen 
zu überarbeiten, nötig sind. Für Adolf Rebler, Regierung der Oberpfalz, handelt es 
sich bei den »modernen Modellen« des Mitfahrens um Versuche, die gesetzlichen 
Vorschriften des Personenbeförderungsrechts zu umgehen. Ulrich  Schwalbe, 
Universität Hohenheim, erscheint es sinnvoll, überholte Regulierungen aufzu-
heben, aber auch durch entsprechende Regelungen dafür zu sorgen, dass ein 
hinreichendes Maß an Sicherheit und Qualität der Leistungen gewährleistet ist. 
Harald Heinrichs, Universität Lüneburg, sieht in der Sharing Economy großes Po-
tenzial, durch neue Geschäftsmodelle einen Beitrag zum nachhaltigen Wirtschaf-
ten zu leisten, Politik, Wirtschaft und Gesellschaft seien gefordert, angemessene 
Regulierungs- und Gestaltungsansätze zu entwickeln. Für Dieter Schlenker, Ge-
nossenschaft Taxi Deutschland, werden durch Uber die Beförderungserlöse pri-
vatisiert, während die Risiken der Gesellschaft auferlegt werden. Reinhard Loske, 
Universität Witten/Herdecke, plädiert dafür, dass durch europäisches und natio-
nales Wettbewerbsrecht sowie internationale Abkommen sichergestellt werden 
muss, dass die Sharing Economy nicht zu einer reinen Domäne der Internetgigan-
ten mit ihren Gewinn- und Beeinflussungsinteressen wird. Katharina Dröge, MdB, 
Bündnis 90/Die Grünen, sieht hinter Uber und AirBnb gute Ideen. Beide Firmen 
müssten aber unter Beweis stellen, dass ihr Geschäftsmodell nicht einzig auf der 
Ausnutzung unlauterer Wettbewerbsvorteile beruhe. 

Kommentar

Regenerative Energien in Deutschland: 
Welche ist die Beste im ganzen Land?
Peter M. Wiedemann, Udo Erdmann und Frederik Freudenstein

Peter M. Wiedemann, Udo Erdmann und Frederik Freudenstein, University of 
Wollongong, TIBER und KIT, stellen die Ergebnisse einer Umfrage vor, die sich 
mit der Bewertung einzelner erneuerbarer Energieformen befasst, und zwar mit 
Solarenergie, Windenergie an Land und auf See, Wasserkraft und Gezeitenkraft-
werke, Geothermie sowie Strom und Kraftstoff aus Biomasse. 

Daten und Prognosen

Saisonbereinigung in der Konjunkturanalyse: Ein Fallbeispiel 
Wolfgang Nierhaus

Für die gesamtwirtschaftliche Konjunkturanalyse werden in aller Regel saison- 
und kalenderbereinigte Reihen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
verwendet. Der Beitrag gibt einen kurzen Abriss der Saisonbereinigung nach 
dem Census X-12-ARIMA-Verfahren.
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Konjunkturtest im Fokus: Lagerbestand und Reichweite 
der Aufträge in der Industrie
Christian Seiler, Klaus Wohlrabe und Przemyslaw Wojciechowski

Bei dem ifo Konjunkturtest Verarbeitendes Gewerbe werden auch Aspekte der 
Lagerhaltung und des Auftragsbestands abgefragt. Der Artikel wirft einen Blick 
auf diese Variablen und den Zusammenhang zwischen diesen. Es zeigt sich, 
dass auf oberster aggregierter Ebene das Fertigwarenlager und der Auftragsbe-
stand negativ korreliert sind. Eine eindeutige Tendenz zur Just-in-time-Produk-
tion ist zu erkennen, und die Rohstoff-, Vormaterial- und Fertigwarenbestände 
haben seit den 1980er Jahren kontinuierlich abgenommen. 

Die ifo Konjunkturbefragungen im Dienstleistungssektor – 
Hintergründe, Erklärungen und Performance
Klaus Wohlrabe und Przemyslaw Wojciechowski

Der Dienstleistungssektor ist gemäß der Bruttowertschöpfung der größte Wirt-
schaftsbereich in Deutschland. Seit 2005 erfassen auch die ifo Konjunkturbefra-
gungen monatlich diesen Bereich systematisch. Der Artikel stellt die Hintergrün-
de und die Ergebnisse der Dienstleistungsbefragungen vor. Zudem wird gezeigt, 
dass die Befragungsergebnisse einen sehr guten Erklärungsgehalt für offizielle 
Statistiken besitzen, d.h. sehr gute Indikatoren sind. Es ist geplant, dass ab 2015 
der Dienstleistungssektor in das bisher existierende ifo-Aggregat »Gewerbliche 
Wirtschaft« – bestehend aus Industrie, Groß- und Einzelhandel sowie Bauhaupt-
gewerbe – integriert wird. 

Im Blickpunkt

Qualitätsverbesserung in der Pflege
Daniela Wech

Die zunehmende Alterung der Gesellschaft ist ein Thema, das nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in vielen anderen Industriestaaten von großer Be-
deutung ist. Diese demographische Entwicklung stellt die Pflegesysteme vor 
große Herausforderungen. Der Artikel gibt einen Überblick über unterschiedliche 
Regulierungen im Bereich der Pflege in den OECD-Ländern und beleuchtet die 
Umsetzung verschiedener Reformen zur Qualitätsverbesserung in der Pflege.

Kurz zum Klima: Fundamentales zu Spekulation
Marc Gronwald und Jana Lippelt 

Als Folge des Ölpreisrekordhochs 2008 wurde sowohl in der allgemeinen Öffent-
lichkeit als auch in der akademischen Welt über die Ursachen dieses Anstiegs 
debattiert. Die Ausgabe der Reihe »Kurz zum Klima« fasst diese Diskussion zu-
sammen und verweist auf einen Aspekt, der zwar an sich offensichtlich ist, aber 
nicht in der Debatte vorzukommen scheint: »Spekulanten« scheinen grundsätz-
lich in der Lage zu sein, den Ölpreis zu beeinflussen. 

ifo Konjunkturtest Oktober 2014 in Kürze: 
Die konjunkturellen Aussichten haben sich nochmals verschlechtert
Klaus Wohlrabe

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist im 
Oktober von 104,7 auf 103,2 Punkte gesunken. Die Unternehmen bewerteten 
ihre aktuelle Geschäftslage erneut weniger gut. Auch der Ausblick auf die kom-
menden sechs Monate trübte sich weiter ein. Die konjunkturellen Aussichten ha-
ben sich nochmals verschlechtert.
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eine neue Form der Sharing Economy?
Die Modelle Uber und Airbnb: Unlauterer Wettbewerb oder

Airbnb und Uber schaffen mit ihren Geschäftsmodellen neue Märkte. Werden dadurch Ressourcen 

besser genutzt, oder werden durch die Internet-Plattformen soziale Standards und gesetzliche 

Regulierungen umgangen?

Die Markteintritte von Uber 
und Airbnb: 
Wettbewerbsgefährdung 
oder Effizienzsteigerung?

Die Wellen schlagen hoch. Als ein Brüs-
seler Gericht Mitte April dieses Jahres den 
Fahrdienst Uber verbot, konnte Neeli 
Kroes, die Vizepräsidentin der EU-Kom-
mission, nicht an sich halten. Kurzerhand 
bastelte sie einen Banner mit dem State-
ment »Uber is welcome« und stellte ihn 
auf ihre offizielle Website. Im darunter ste-
henden Text rief sie mit den drastischen 
Worten »show your anger« zur offenen 
Rebellion via Twitter auf und lieferte auch 
gleich das Ziel in Person der belgischen 
Mobilitätsministerin Brigitte Grouwel. Die-
se wurde im Verlauf des Statements noch 
als »Anti-Mobilitätsministerin« tituliert (vgl. 
Kroes 2014). Stellt sich die Frage: Was 
provoziert eine ehemalige EU-Wettbe-
werbskommissarin zu solch drastischen 
Maßnahmen?

Begeben wir uns zunächst auf einen kur-
zen Streifzug durch die Ökonomie der 
kontrovers diskutierten Plattform. Im öko-
nomischen Sinne ist Uber ein Intermediär 
auf einem zweiseitigen Markt. Kennzei-
chen zweiseitiger Märkte sind indirekte 
Netzwerkeffekte. Im Markt für Fahrdiens-
te sind diese Netzwerkeffekte für beide 
Marktseiten positiv. Je mehr Fahrgäste 
den Service nutzen, desto effizienter las-
ten die Fahrer ihre Fahrzeuge aus. Fahrer 
generieren damit potenziell größere Um-
sätze, was die Attraktivität erhöht, sich 
beispielsweise auf Uber zu registrieren. 
Andersherum gilt: Je mehr Fahrer, desto 
besser ist die geographische Abdeckung 
des Services. Bessere geographische 
Abdeckung geht typischerweise mit ver-

ringerten Wartezeiten einher und erhöht 
die Zahlungsbereitschaft von potenziellen 
Fahrgästen. Also: Je mehr Fahrer, desto 
mehr Fahrgäste. Beidseitige und positive 
indirekte Netzwerkeffekte können als 
nachfrageseitige Skaleneffekte betrachtet 
werden, weil positiver Nutzen in größerem 
Maße generiert wird, je mehr Fahrer und 
Fahrgäste sich auf der Plattform befinden 
(vgl. Parker und Van Alstyne (2005). Die-
ses Prinzip gilt grundsätzlich nicht nur für 
Uber, sondern theoretisch auch für ein 
unreguliertes Taxigewerbe, den Mietwa-
genverkehr und ähnliche Geschäftsmo-
delle. Der Unterschied ist, dass Ubers au-
tomatisierter Service keine technischen 
Kapazitätsbeschränkungen aufweist und 
sich Netzwerkeffekte in größerem Umfang 
zu Nutze machen kann als das traditio-
nelle Taxigewerbe. Aber auch auf Kosten-
seite gibt es Skaleneffekte. Denn je mehr 
Fahrten Uber vermittelt, desto geringer 
sind die durchschnittlichen Kosten der 
Fahrgastvermittlung. Beides führt dazu, 
dass Fahrservices wie Uber zu einer 
ernsthaften Konkurrenz für das klassische 
Taxigewerbe werden, sobald sie einmal 
eine kritische Masse an Kunden auf Fah-
rer- und Fahrgastseite gewonnen haben.

Was Uber zudem kennzeichnet, sind 
niedrige Transaktionskosten (vgl. Rochet 
und Tirole 2006). Ubers Technologie steu-
ert und begleitet die Geschäftsbeziehung 
von Fahrgästen und Fahrern vor, während 
und nach dem Vertragsabschluss, begin-
nend bei der Vermittlung von Fahrgästen 
zu Fahrern, über die Preisgestaltung und 
Preistransparenz bis hin zur Zahlungsab-
wicklung und zur Bewertung der Service-
qualität. Betrachten wir diese Punkte 
Schritt für Schritt.

Matching und sich selbst 
verstärkende Effekte

Hat man sich angemeldet, ist die Bestel-
lung eines Fahrers schnell und präzise. 
Kunden setzen einen Pin in eine virtuelle 

  *	 Tim Brühn ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Lehrstuhl VWL I – Industrieökonomie, Wettbe-
werbspolitik und Regulierung an der Justus-Lie-
big-Universität Gießen.

 **	 Prof. Dr. Georg Götz ist Inhaber der Professur 
VWL I – Industrieökonomie, Wettbewerbspolitik 
und Regulierung an der Justus-Liebig-Universität 
Gießen.

Tim Brühn*

Georg Götz**
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Karte. Der Pin gilt als Treffpunkt. Der konkrete Fahrer wird 
von Uber gewählt und zum Treffpunkt geschickt. Ubers Al-
gorithmen generieren eine effiziente Zuteilung von Fahrern 
zu Fahrgästen, da durch die zentrale Vermittlung die Gesamt-
heit aller Wegekosten und Wartezeiten minimiert werden (vgl. 
Brühn, Götz und Meinusch 2014). Eine solche Allokation ist 
volkswirtschaftlich wünschenswert, weil sie bei gegebener 
Anzahl an Fahrten den Ressourceneinsatz reduziert.

In »nicht regulierten« Märkten lösen verringerte Wartezeiten 
eine Kaskade selbstverstärkender Effekte aus. Zunächst er-
höhen sich die wahrgenommene Qualität des Fahrservices 
und die nachgefragte Menge nach Fahrten. Als Reaktion 
registrieren sich neue Fahrer und erhöhen die geografische 
Abdeckung des Services, was einerseits zu einer weiteren 
Verringerung der Wartezeiten und damit zu einer Erhöhung 
der wahrgenommenen Werthaltigkeit des Services führt. An-
dererseits verringern sich durch die höhere Auslastung auch 
die Kosten des Fahrbetriebs. Beide sich wechselseitig ver-
stärkende Effekte wirken preissenkend und erhöhen die 
gleichgewichtige Menge an Fahrten sowie die Wohlfahrt. 

Darüber hinaus ergibt sich durch den Betrieb einer web
basierten Plattform die Möglichkeit, Daten über Fahrtbewe-
gungen und andere verkehrsspezifische Informationen zu 
akquirieren. Diese Daten ermöglichen eine bessere Prog-
nose und Koordination von Angebot und Nachfrage und 
erhöhen im Zeitablauf zusätzlich die Servicequalität (vgl. 
SeekerBlog 2014). Regularien wie die im Personenbeför-
derungsgesetz formulierte »Rückkehrpflicht« für Mietwagen 
erscheinen ineffizient und antiquiert und schützen vorder-
gründig das Taxigewerbe, anstatt ökologisch und ökono-
misch sinnvolle Transporte zu ermöglichen.

Informationsasymmetrien

Vor Buchung der Fahrt herrscht Informationsasymmetrie zwi-
schen Fahrer und Fahrgast. Es besteht die Gefahr, dass der 
Fahrer seinen Informationsvorsprung gegenüber dem Fahr-
gast ausnutzt und eine (zu) geringe Qualität des Fahrservice 
anbietet. Die Informationsasymmetrie kann beispielsweise 
den Zustand des Fahrzeuges oder die Fähigkeiten des Fah-
rers betreffen und zum Absinken der Gesamtqualität der 
Fahrdienstleistungen führen. Während diese Lemon-Proble-
matik im klassischen Taxigeschäft bis heute durch teure und 
ineffiziente Regularien wie Ortkenntnisüberprüfungen etc. 
geregelt ist, löst Uber das Problem durch einfache Anreiz-
mechanismen und Standards. Fahrgäste bewerten Fahrer 
nach Beendigung der Fahrt. Zudem besteht standardisiert 
die Pflicht zur Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnis-
ses, eines Versicherungsnachweises und Kfz-Scheins, eines 
Auszugs aus dem Punktekonto sowie zur Nutzung eines 
Navigationssystems. In vielen Fällen werden Fahrer von der 

Plattform mit zusätzlichem Versicherungsschutz und Mobil-
telefonen mit Navigationssystem ausgestattet. 

Während der Fahrt tritt zudem ein »Hidden-information«- 
oder »Hidden-action«-Problem auf, d.h., der Fahrgast kann 
ein potenziell opportunes Verhalten des Fahrers nicht beur-
teilen oder nicht beobachten. So könnten Fahrer beispiels-
weise beim Preis betrügen oder Umwege fahren. Diese Pro-
bleme werden wiederum durch Technik und Standards ge-
löst. Fahrpreise werden vor der Buchung angezeigt, sind 
transparent und verbindlich. Die Route wird auf dem Navi-
gationssystem angezeigt.

Preissetzung 

Uber setzt mit dem sogenannten »surge pricing« flexible 
und markträumende Preise. Bei einem Nachfrageüberhang 
steigt der Preis. Fahrgäste werden dazu veranlasst, zu Hau-
se zu bleiben oder auf Substitute auszuweichen. Die selbst-
ständigen Fahrer steigen ins Auto. Sowohl Nachfrage als 
auch Angebot gelten als elastisch, was die positive Wohl-
fahrtswirkung von Preisanpassungen vergrößert. Dies zeigt 
das »Feldexperiment« der Einführung von Preisanpassun-
gen bei Nachfrageüberhängen. Als 2012 in Boston über 
Monate Anfragen in den Nachtstunden des Wochenendes 
nicht bedient werden konnten, führte das örtliche Uber-
Team einen Preisaufschlag ein, der innerhalb von zwei Wo-
chen zu einer Erhöhung des Angebots von 70–80% führte. 
Eine strikte Preisregulierung bei einem Vermittlungsservice 
mit selbständigen Fahrern ist irrational und ineffizient, da 
die Opportunitätskosten der Fahrer – zumindest derjenigen, 
die keine soziophobischen Nachtschwärmer sind – in den 
Nachtstunden des Wochenendes ebenfalls am höchsten 
sind. Höchstpreise sind dann nichts anderes als eine nicht 
zu rechtfertigende und ineffiziente Quersubventionierung 
von Fahrgästen. Entgegen der Aussagen in Sascha Lobos 
Spiegel-Netzwelt-Kolumne (2014) ist Uber, zumindest be-
züglich dieses Aspekts, eher Geburtshelfer gerechter Ent-
lohnung als »eklig agierende« Ausgeburt des Plattform-
Kapitalismus.

Rein technisch ist der »Surge«-Mechanismus effizient und 
damit wohlfahrtserhöhend, weil er die Anzahl der angebo-
tenen Fahrten und somit Konsumenten- und Produzenten-
rente maximiert. Trotzdem wird die Preissetzung öffentlich 
kontrovers diskutiert. Bei genauerer Recherche der Argu-
mente entsteht der Eindruck, dass es mehr um Emotionen 
als um ökonomische Sinnhaftigkeit geht. Während Preisdis-
kriminierungen bei Flugtickets, Elektrizität und sogar Bahn-
fahrten gesellschaftlich weitgehend akzeptiert zu sein schei-
nen, finden Ubers hohe Preise in den Peak-Zeiten wenig 
Akzeptanz. Grund dafür könnten die omnipräsenten »fest-
preisigen« Substitute wie Taxis, Busse, U-Bahnen etc. sein; 
bei potenzieller Verfügbarkeit von Substituten werden Prei-
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serhöhungen bei Knappheit als besonders ungerecht emp-
funden (vgl. Kahneman, Knetsch und Thaler 1986).

Zahlungsabwicklung

Die Zahlung ist bargeldlos und funktioniert automatisch per 
App. Dies reduziert nicht nur Transaktionskosten zwischen 
Fahrern und Fahrgästen, sondern erhöht die Transparenz 
der Entlohnung von Fahrern. Sie erhalten wöchentliche 
Überweisungen, was Tendenzen zur Verschleierung von Ein-
nahmen und Manipulation von Preisen verringern könnte, 
die ein augenscheinliches Problem im Taxigewerbe zu sein 
scheinen (vgl. Neumann 2013).

Handlungsempfehlungen

Tatsächlich geht es in der Frage des Umgangs mit Start-ups 
wie Uber um eine grundsätzliche wettbewerbspolitische Fra-
gestellung. Wie beschrieben, agieren auf zweiseitigen Märk-
ten Plattformen mit nachfrage- und kostenseitigen Skalen
effekte sowie Technologien, die nicht selten Transaktions-
kosten signifikant senken. Dies führt zu Winner-Take-All-Dy-
namiken. Im Ergebnis bilden sich Unternehmen mit hohen 
Marktanteilen wie Google, Ebay und Amazon heraus, welche 
Nutzenexternalitäten zwischen ihren Kundengruppen in hö-
herem Umfang internalisieren als Plattformen mit kleinerem 
Kundenkreis. Dies ist unter Effizienzgesichtspunkten als po-
sitiv zu bewerten. Gleichzeitig reduziert diese Dynamik den 
Wettbewerbsdruck zwischen den Unternehmen. Dies er-
möglicht potenziell hohe Preisaufschläge. Nachfrage- und 
angebotsseitige Skaleneffekte wirken zudem als Marktein-
trittsbarrieren. 

Die beschriebenen Marktmechanismen stellen den Gesetz-
geber vor Herausforderungen. Das Taxigewerbe sieht eine 
Lawine auf sich zurollen, welche es kurzfristig mit lautstarken 
Protesten und Klagewellen vor deutschen Gerichten aufzu-
halten versucht. Im Taxigewerbe findet aber auch ein Um-
denken statt, so werden effizientere Koordinationsdienste 
wie Taxi.eu in die klassischen Geschäftsmodelle integriert, 
um der Konkurrenz aus Silicon Valley standzuhalten. Lauscht 
man den Stimmen der Politik, scheint der »rechtskonforme« 
Markteintritt Ubers nur eine Frage der Zeit zu sein (vgl. Frank-
furter Allgemeine Zeitung 2014). Während sich das Ver-
kehrsministerium bisher bedeckt hält, positioniert sich das 
Wirtschaftsministerium klar. Auf eine Anfrage der Wirt-
schaftswoche ließ das Ministerium verlauten: »Aus wett
bewerblicher Sicht halten wir generell eine Überprüfung und 
gegebenenfalls Anpassung bestehender Regelungen an die 
Anforderungen der digitalen Welt und den veränderten Mo-
bilitätsbedürfnissen der Verbraucherinnen und Verbraucher 
für erforderlich«. Die Ausgestaltung und Überarbeitung des 
rechtlichen Rahmens sowie die Flexibilität der etablierten 

Marktteilnehmer werden darüber entscheiden, ob wir zu-
künftig ein diversifiziertes Angebot an Transportmöglichkei-
ten sehen oder ob die Lawine über die Transportbranche 
hinwegrollt.

Auch Airbnb (deutsch: Luftmatratze und Frühstück) ist ein 
Vermittlungsservice. Der Service ist aber technisch weniger 
komplex. Anbieter von privaten Übernachtungsmöglichkei-
ten annoncieren Zimmer, Wohnungen, Häuser oder eben 
Luftmatratzen, die in der Regel von Privatreisenden gebucht 
werden. Airbnb reduziert die Transaktionskosten der Rei-
senden bei der Suche und dem Vergleich von privaten Un-
terkünften. Ein Blick auf die Entwicklung von Vermittlungs-
diensten zeigt zudem signifikante Auswirkungen auf die An-
bieter von Übernachtungen. Zum einen sinken die Transak-
tionskosten der Annoncierung. Zum anderen erhöhen sich 
die Informationsqualität und die Sichtbarkeit potenzieller 
Angebote durch den Service. Beides führt zu einem Anstieg 
und einer Differenzierung des Angebots. Reisende nehmen 
private Unterkünfte immer stärker als Substitute zu Hotels 
wahr, so dass mittlerweile über 1 Mill. Übernachtungsmög-
lichkeiten in Deutschland vermittelt wurden. 

Betrachtet man die Märkte der Hotelvermittlung und Ver-
mittlung von privaten Unterkünften, ist damit zu rechnen, 
dass Airbnb ein noch stärkerer Konkurrent zu Buchungs-
portalen wie HRS, Expedia und Booking.com wird. Dies 
lässt sich aus den ökonomischen Rahmenbedingungen der 
Märkte ableiten.

Hotels nutzen in der Regel multiple Distributionskanäle 
(Plattformen, eigene Homepage etc.) zur Vermietung ihrer 
Zimmer. Dagegen ist es für private Anbieter sinnvoll, nur auf 
einer Plattform anzubieten. Bei begrenzter Übernachtungs-
kapazität in privaten Wohnungen garantiert die Nutzung nur 
einer Plattform die Aktualität des Angebots und verhindert 
Doppelbuchungen. Hotels hingegen verfügen über höhere 
Kapazitäten und Buchungssysteme, die die Koordination 
ihres Angebots über mehrere Distributionskanäle ermögli-
chen. Während dieses Multihoming auf Seiten der Hotels 
einer starken Marktkonzentration in der Hotelvermittlung 
entgegenwirkt, scheinen sich die Anbieter privater Unter-
künfte mit Airbnb auf die stärkste Plattform im Markt zu fo-
kussieren.1 

Aus Sicht der Verbraucher ist ein diversifiziertes Angebot an 
Unterkünften und stärkere Konkurrenz im Markt für Über-
nachtungsmöglichkeiten wünschenswert. Auf der anderen 
Seite wird der Vermittlungsservice aber zunehmend von »pro-
fessionellen« Immobilienbesitzern oder Agenturen genutzt. 
Der Gesetzgeber steht hier vor der Herausforderung, eine 
Trennung zwischen gelegentlichen privaten Anbietern von 
Unterkünften und den »professionellen« Anbietern vorzuneh-
men, die geltende gesetzliche Vorschriften zu umschiffen 

 1	 Die Wachstumsrate auf Sylt betrug von 2012 auf 2013 1 093%.
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versuchen und mit Hotels konkurrieren, ohne deren Auflagen 
und Vorschriften zu erfüllen. Versuche Gesetze und Regeln 
zu umgehen, gibt es allerdings in allen Bereichen des tägli-
chen Lebens, sobald es sich lohnt. Dies ist kein neues Phä-
nomen von Sharing Economy und Online-Welt. 
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Die Entzauberung von Airbnb und Uber

Airbnb und Uber zeigen, dass das Internet verbunden mit 
intelligenten Softwarelösungen neue Märkte schaffen kann. 
Diese Märkte sind nicht frei von staatlicher Regulierung, son-
dern müssen sich denselben allgemeinen Regeln wie ande-
re Märkte auch unterwerfen. Diese Regeln sollten aber nicht 
zum Schutz von Etablierten gestaltet sein und erfordern auf-
grund sich verändernder Rahmenbedingungen eventuell 
Anpassungen.

Mit dem Erfolg von Airbnb, einem Portal auf dem Privatun-
terkünfte für bestimmte Zeiträume von privat vermietet wer-
den, und der medialen Aufmerksamkeit für Uber, einem Por-
tal auf dem individuelle Personenbeförderung angeboten 
wird, stellt sich die Frage nach den Eigenschaften der damit 
entstehenden Märkten und deren möglicher Regulierung. 
Eine Regulierung kann hier notwendig erscheinen, um eine 
oder beide Marktseiten zu schützen oder um die Auswir-
kungen auf Dritte zu kontrollieren.

Von manchen Beobachtern wird ein neues Zeitalter des Tei-
lens heraufbeschworen, andere beklagen das Zusammen-
brechen sozialer Normen und Lebenswelten. Aus Sicht eines 
Ökonomen sieht die Wirklichkeit prosaischer aus. Das In-
ternet hat die Möglichkeit zu Handel eröffnet, der in der Ver-
gangenheit aufgrund hoher Transaktionskosten nicht oder 
weniger häufig zustande kam. Der Sachverhalt, dass Dienst-
leistungen oder Produkte von privat angeboten werden, ist 
nun wahrlich nicht neu. Mitwohnzentralen und Mitfahrzent-
ralen gibt es seit langem. Insofern sind Airbnb und Uber 
genauso wie Wettbewerber dieser Portale grundsätzlich 
nichts Neues. In anderen Bereichen haben wir uns lange mit 
Handel von privat zu privat vertraut gemacht. Flohmärkte 
gibt es weiterhin, und andere Güter werden aus zweiter 
Hand über Ebay verkauft. Dass es nun auch Portale gibt, 
auf denen Produkte ausgeliehen werden, unterscheiden sich 
nicht grundsätzlich von Ebay, wo man, anstatt zu leihen, 
eventuell zuerst kauft und später wieder verkauft.

 *	 Prof. Dr. Martin Peitz ist Inhaber der Professur für Angewandte Ökonomik 
an der Universität Mannheim.
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Zunächst bedeutet die Zunahme von Transaktionen auf 
Leih- oder Kauf- und Wiederverkaufsbasis, dass ein Produkt 
intensiver genutzt wird, was potenziell eine effizientere Nut-
zung von Ressourcen bewirkt. Allerdings ist es sehr wohl 
auch möglich, dass es negative Auswirkungen auf Dritte 
gibt. Entsprechendes gilt für Dienstleistungen. Beispielswei-
se wird ein auf Uber registrierter Fahrer, der jemanden abholt, 
an dessen Ziel fährt und dann wieder zurückfährt, die Um-
welt stärker belasten, als wenn die abgeholte Person um-
weltschonendere Verkehrsmittel benutzt. Allerdings gilt die-
se Einsicht genauso für Taxifahrten und die individuelle Per-
sonenbeförderung von anderen sogenannten Mietwagen 
mit Fahrern. In dieser Hinsicht ist dann das Angebot von 
Uber denen anderer Dienstleister gleichzusetzen.

Wer seine Wohnung ganz oder teilweise für eine bestimmte 
Zeit vermietet, nimmt dabei in Kauf, dass sich andere Bewoh-
ner im Umfeld eventuell belästigt fühlen. Ob allerdings eine 
zeitweise leerstehende Wohnung oder ein anderer Dauerbe-
wohner zu bevorzugen ist, wird auch aus Sicht des Umfelds 
vom Einzelfall abhängen. Wenn bei Vermietungen über Air
bnb, wie unlängst in der FAZ geschehen, von den »entspre-
chenden Folgen wie Lärmbelästigung, im Hausflur vomieren-
de Gäste und Zerfall des Nachbarschaftszusammenhalts« 
(Konstanze Kurz, »Weg mit Euch wir sind besser« in faz.net 
vom 9. Oktober 2014) so ist unklar, ob es sich hier um einen 
Regel- oder einen Einzelfall handelt. Zumindest Lärmbelästi-
gung soll manchmal auch von Dauerbewohnern ausgehen.

Statt die möglichen Auswirkungen der neuen Geschäftsmo-
delle und der damit verbundenen Ausweitung der zugehöri-
gen Dienstleistungen sachlich zu untersuchen, scheint sich 
ein Teil der medialen Auseinandersetzung auf Polemik zu be-
schränken. Im oben zitierten Artikel heißt es bezüglich der 
Aktivitäten der Portale: »Im Kern geht es darum, durch ag-
gressive Kombination von – meist eher simpler – Technologie 
und bis zum Anschlag neoliberalen Geschäftsmodellen eta-
blierte Anbieter aus lukrativen Märkten zu drängen.« Was 
macht denn die Kombination aggressiv? Ist ein Geschäfts-
modell, das es kleinen Anbietern erlaubt, ihr Angebot breit 
zugänglich zu machen und den Ausgleich von Angebot und 
Nachfrage verfolgt, »bis zum Anschlag« neoliberal? Es ist ins-
besondere unklar, warum eine Person, die gelegentlich an-
dere Personen befördert, Teil eines »bis zum Anschlag neoli-
beralen Geschäftsmodells« wird. Mitfahrzentralen und Perso-
nen, die Mitfahrgelegenheiten anbieten, wurden meines Wis-
sens nicht in dieser Art kritisiert. Außer Acht gelassen werden 
mögliche gesamtgesellschaftliche Verbesserungen, beispiels-
weise Einnahmequellen von Personen, die das Geld gut ge-
brauchen können, und günstigere oder praktischere Möglich-
keiten des Transports. Ähnliches gilt für Airbnb, auf dem güns-
tigere Übernachtungsmöglichkeiten angeboten werden, bei 
denen die Anonymität eines Hotelzimmers vermieden wird. 
Die möglichen Vor- und Nachteile sollten gegeneinander ab-
gewogen werden; sowohl eine polemische und ideologisch 

beladene Verteufelung auf der einen als auch eine unreflektier-
te Lobpreisung auf der anderen Seite erscheinen fehl am Platz.

Sowohl Uber als auch Airbnb operieren in Bereichen, in de-
nen für traditionelle Dienstleistungsangebote Regulierungen 
existieren. Als allgemeines Regulierungsprinzip gilt, dass 
symmetrisch reguliert werden sollte, so dass beispielsweise 
Vermietungsangebote auf Airbnb die gleichen Auflagen zu 
erfüllen haben wie andere von privat angebotene Übernach-
tungsmöglichkeiten. Bei Uber stellt sich die Frage, ob es 
sich bei den dort platzierten Angeboten um kommerzielle 
Angebote handelt oder ob in der Tat »geteilt« werden soll, 
also von Beförderten lediglich ein Teil der entstandenen Kos-
ten getragen werden. Entsprechend dieser Unterscheidung 
können Mitfahrtgelegenheiten von Personen angeboten 
werden, die keinen Personenbeförderungsschein besitzen, 
während Personen, die eine Beförderung auf kommerzieller 
Basis anbieten (bei Taxis oder Mietwagen mit Fahrer), einen 
solchen besitzen müssen. Gegeben die aktuelle Gesetzes-
lage, muss Uber dann entscheiden, ob es sich auf eine der 
beiden Möglichkeiten beschränken will oder ob es das Ge-
schäftsmodell so entwickelt, dass Vielfalt hinsichtlich der 
Beförderungsart auf dem Portal möglich ist und somit kom-
merzielle und nicht-kommerzielle Anbieter koexistieren.

Regulierung kann, wie oben betont, den Schutz einer be-
stimmten Marktseite zum Ziel haben oder den Schutz von 
Interessen Dritter. Beispielsweise gilt für Beförderungen, 
dass insbesondere sichergestellt sein soll, dass sich der 
Mitfahrer keinem hohen Sicherheitsrisiko aussetzt und bei 
einem Unfall und somit dem Eintreten eines Versicherungs-
falls der Allgemeinheit kein Schaden entsteht. Eine solche 
Regulierung trifft dann auf alle Dienstleistungen eines be-
stimmten Typs zu, unabhängig davon, ob diese über ein 
Portal oder anderweitig angeboten wird. 

Häufig sind neue Anbieter nötig, um etablierte Strukturen auf-
zubrechen. Allerdings geschieht dies nur dann im Sinne der 
gesellschaftlichen Wohlfahrt, wenn etablierte Anbieter nicht 
benachteiligt werden. Gleiche Spielregeln für alle gewährleis-
ten, dass nur dann Etablierte verdrängt werden, wenn neue 
Anbieter effizienter operieren oder Dienstleistungen anbieten, 
die besser den Verbraucherwünschen entsprechen. 

Ein naheliegender Vorschlag ist, dass auf bestimmte etab-
lierte Geschäftsmodelle zugeschnittene Regulierungen auch 
auf neue Anbieter angewandt werden. Mit der Entwicklung 
neuer Portale für Dienstleistungen stellt sich aber die Frage, 
ob bestehende Regulierungen eine Eintrittsbarriere darstel-
len, ohne schutzwürdige Ziele geeignet zu verfolgen. So ist 
beispielsweise zu fragen, ob beim Erwerb eines Personen-
beförderungsscheins ein aufwendiger Nachweis von Orts-
kundigkeit heutzutage wirklich erforderlich ist. Eventuell ist 
die Fähigkeit, ein Navigationsgerät bedienen zu können, 
eher zielführend. Falls Uber und konkurrierende Anbieter im 
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Markt deshalb scheitern sollten, weil Uber-Fahrer nicht über 
detaillierte Ortskenntnisse verfügen, so lässt dies vermuten, 
dass hier Besitzstände verteidigt werden. 

Gleiche Spielregeln für alle bedeutet also nicht, dass bei-
spielsweise der Anbieter eines temporären Schlafplatzes 
hinsichtlich Brandschutz und Hygienevorschriften den glei-
chen Auflagen unterworfen wird wie ein Hotel, auch wenn 
dies beispielsweise Michael Frenzel, Präsident des Bundes-
verbands der Deutschen Tourismuswirtschaft, vielleicht ger-
ne so hätte. Allerdings muss der Staat darauf achten, dass 
kommerzielle Tätigkeiten als solche auch insbesondere steu-
erlich so behandelt werden, so dass einem Schwarzmarkt 
nicht Tür und Tor geöffnet wird.

Der Staat kann immer die Konditionen, zu denen bestimm-
te Dienstleistungen erbracht werden, beeinflussen. Wenn 
also beklagt wird, dass beispielsweise in einer Stadt oder 
einem Stadtteil zu viele Wohnungen regelmäßig für kurze 
Aufenthalte vermietet werden und die Zahl der Wohnungen, 
die zur dauerhaften Miete angeboten werden, zu gering ist, 
kann als Reaktion eine Übernachtungspauschale für Kurz-
zeitgäste erhoben werden, so wie das beispielsweise in Ber-
lin gilt. Diese ist dann auch von allen abzuführen, unabhän-
gig davon, ob es sich um ein Hotel oder eine Kurzzeitver-
mietung einer Wohnung handelt. Der Staat hat also sehr 
wohl Instrumentarien zur Verfügung, marktkonform gesamt-
gesellschaftliche Ziele zu verfolgen.

Entsprechend kann bei einer individuellen Personenbeför-
derung eine Abgabe fällig werden, die zu entrichten ist. Eine 
solche Abgabe wäre dann aber von allen Taxis und Mietwa-
gen mit Fahrer zu entrichten. Da eine Fahrt bei Uber direkt 
über das Portal gebucht wird, wäre es einfach, dies zu im-
plementieren.

Die Alternative, für Dienstleister eine feste Zahl von Lizenzen 
anzubieten, erscheint wenig sinnvoll, weil damit verhindert 
wird, dass Anbieter ihr Angebot den Marktgegebenheiten 
flexibel anpassen. Beispielsweise werden vermutlich viele 
Leute ihre Wohnung oder ein Zimmer in ihrer Wohnung die 
meiste Zeit nicht anbieten, aber sich das zu Messezeiten 
eventuell anders überlegen, weil in dieser Zeit die Preise 
hoch sind oder weil sie beitragen wollen, dass auswärtige 
Besucher untergebracht werden können.

Zum Wohle der Gesellschaft sind im Allgemeinen zwei Din-
ge gefragt, sowohl die Bereitschaft von neuen Anbietern im 
Markt, sich an grundsätzliche Spielregeln zu halten, die für 
alle gelten, als auch der Wille des Staates, bei veränderten 
Rahmenbedingungen bestehende Regulierungen zu über-
arbeiten. Ersteres kann und muss der Staat durchsetzen. 
Wenn letzterer in Deutschland fehlt, disqualifiziert sich 
Deutschland als Innovationsstandort. Es erscheint dann nur 
logisch, dass neue Plattformen für Dienstleistungen im In-
ternet den Siegeslauf zuerst in anderen Ländern antreten, 
bevor sie versuchen, in Deutschland Fuß zu fassen.

Unmoderne Regelungswut oder 
berechtigte Kontrolle: Genehmigungen 
nach PBefG in Zeiten von Uber und 
WunderCar

Unzählige Privatisierungs- und Deregulierungswellen sind in 
den letzten Jahren über den öffentlichen Sektor hinwegge-
schwappt; viele Vorschriften und Genehmigungserforder-
nisse sind den Reformen zum Opfer gefallen – über Wert 
und Sinn mancher dieser Liberalisierungen kann man wohl 
trefflich streiten. Relativ unangetastet bleiben Genehmi-
gungstatbestände nach dem Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG). »Uber« – ein App aus den USA will sich damit nicht 
abfinden: Dessen Betreiber sind der Meinung, die über das 
Smartphone abrufbaren Mi(e)tfahrmöglichkeiten seien nicht 
erlaubnispflichtig – und wenn doch, sei diese Erlaubnispflicht 
nicht mehr zeitgemäß und gehöre einfach abgeschafft. Doch 
wäre hier eine radikale Deregulierung wirklich sinnvoll?

»Uber« – ein App aus den USA zieht aus, 
Deutschland zu erobern

Seit 15. April 2014 bietet »Uber« seine Dienste – auch – in 
Berlin an, des Weiteren nun auch in Frankfurt, Hamburg, 
München. »Uber1« – das ist ein App, mit dem man über das 
Smartphone eine Mi(e)tfahrgelegenheit buchen kann. 
»Uber« stammt aus San Francisco, wo es sein Erfinder Tra-
vis Kalanick leid war, oft mehr als 30 Minuten auf ein freies 
Taxi zu warten. Im Mai 2010 kam ihm die Idee, dass man 
seine Mi(e)tfahrmöglichkeit auch über das Smartphone bu-
chen kann – und die Fahrer brauchen keine Profis zu sein, 
sondern sind Leute wie Du und ich, die sich eben was da-
zu verdienen möchten – oder die (laut einem Internet-Auftritt 
eines Mitbewerbers) einfach »nette Menschen kennen ler-
nen wollen«. Mit »Uber« kann jeder, der einen Führerschein, 

 1	 »Uber« gibt es in zwei Spielarten: Uber im Reinformat ist ein Limousi-
nen-Mietservice (bestimmte Fahrzeuge mit Chauffeur), mit UberPop (das 
in das Uber-App integriert ist) werden auch private Fahrer vermittelt.

 *	 Dr. Adolf Rebler ist Regierungsamtsrat, Regierung der Oberpfalz, 
Regensburg.
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ein Auto und ein Smartphone hat, zum Chauffeur mutieren. 
Und »Uber« ist ganz einfach: App öffnen, Standort bestim-
men und Fahrer (einen »netten Menschen«) anfordern. So-
fort erscheinen Wartezeit, aktueller Aufenthaltsort des Wa-
gens und Bewertung des Fahrers. Kurz danach biegt das 
Auto um die Ecke, der Fahrgast (der mitfahrende »netter 
Mensch«) wird an sein Ziel transportiert, anschließend be-
werten sich Fahrer und Fahrgast gegenseitig. Sinkt die Be-
wertung eines Fahrers unter eine bestimmte Grenze, wird 
er aus der App verbannt; fällt der Fahrgast unangenehm 
auf, wird er nicht mehr mitgenommen. Abgerechnet wird 
die Fahrt über die bei dem App registrierte Kreditkarte, 20% 
des Fahrpreises gehen an »Uber«. Ähnlich funktioniert es 
bei einem vergleichbaren Geschäftsmodell dem »Wunder-
Car«. Hier wird der Fahrpreis offiziell als »Trinkgeld« dekla-
riert, dessen Höhe von der App aber schon vorgegeben ist. 
Profitieren sollen alle: Für den Fahrgast beträgt die Differenz 
zum Taxitarif rund 20%, der Fahrer verdient sich etwas ne-
benbei, und der Fahrdienst erhält auch seinen Anteil. Aller-
dings sind nicht alle von der Idee begeistert: Wo »Uber« 
auftaucht, laufen die Taxiverbände Sturm. 

Reglementierung der Personenbeförderung: 
PBefG und BOKraft

Ganz so unrecht haben die Taxiverbände wohl auch nicht: 
Die Personenbeförderung in Deutschland ist streng regle-
mentiert und unterliegt dem Personenbeförderungsgesetz 
und im Gefolge davon einer Vielzahl weiterer Vorschriften 
(wie z.B. der Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrun-
ternehmen im Personenverkehr – BOKraft), die der Sicher-
stellung eines funktionierenden öffentlichen Personennah-
verkehrs2 und der Gewährleistung von Schutz und Sicherheit 
der Fahrgäste dienen sollen. Denn da diese sich den Fahrer 
und das Fahrzeug meist nicht aussuchen können, soll durch 
eine behördliche Reglementierung ein bestimmter Qualitäts-
standard hinsichtlich Fahrzeug und Fahrer vorgeschrieben 
werden.3 

Alle diese Vorschriften braucht ein »Uber-Privatchauffeur« 
nicht zu beachten. Oder doch? Voraussetzung dafür, dass 
all diese (öffentlich-rechtlichen) Anforderungen auch gelten, 
ist erst einmal die Anwendbarkeit des PBefG. Dazu muss 
eine entgeltliche oder geschäftsmäßige Beförderung von 
Personen mit Kraftfahrzeugen vorliegen (§ 1 Abs. 1 Satz 1 
PBefG). Als Entgelt sind nach dem Gesetz auch wirtschaft-
liche Vorteile anzusehen, die mittelbar für die Wirtschaftlich-
keit einer auf diese Weise geförderten Erwerbstätigkeit er-
strebt werden (§ 1 Abs. 1 Satz 2 PBefG). Eine Ausnahme 

 2	 Siehe BGH, Urt. v. 18. Oktober 2012 – I ZR 191/11 – VRS 124, 243: »Die 
Bestimmungen des § 47 Abs. 2 Satz 1 und 2 PBefG…sind dazu 
bestimmt, auch im Interesse der Marktteilnehmer, nämlich der Verbrau-
cher und Mitbewerber, ein funktionsfähiges örtliches Taxigewerbe zu 
erhalten.«

 3	 Hentschel, P., P. König und P. Dauer, Straßenverkehrsrecht, 42. Auflage, 
Beck Verlag, München 2013, § 48 FeV Rdn. 16. 

für Pkw von dieser Vorschrift enthält § 1 Satz 1 Nr. 3 der 
Verordnung über die Befreiung bestimmter Beförderungs-
fälle von den Vorschriften des Personenbeförderungsgeset-
zes (Freistellungs-Verordnung) mit dem »unmittelbaren Ent-
geltbegriff«. Danach sind von den Vorschriften des PBefG 
freigestellt »Beförderungen mit Personenkraftwagen, die 
nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von nicht 
mehr als sechs Personen (einschließlich Führer) geeignet 
und bestimmt sind, es sei denn, dass für die Beförderungen 
ein Entgelt zu entrichten ist«. Doch verlangen unsere Frei-
zeitchauffeure auch ein »Entgelt«? 

Als Entgelt anzusehen sind Gegenleistungen jeder Art, durch 
die eine Beförderung abgegolten wird. Die Höhe des Ent-
geltes muss aber die Betriebskosten der Fahrt übersteigen 
(§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 PBefG). Nur für Gottes Lohn fahren 
unsere Chauffeure jedenfalls nicht durchs Land. Man kann 
auch nur entgeltlich oder unentgeltlich befördern – und un-
entgeltlich ist nur die Beförderung, für die nichts zu bezahlen 
ist.4 Und auch die Deklarierung des vom Fahrgast geleiste-
ten Obolus als »Trinkgeld« wird hier wohl nicht weiter helfen. 
Zwar genügt die bloße innere Erwartung einer Gegenleis-
tung, wie sie beim Wunsch nach Trinkgeld vorliegt, noch 
nicht, damit das PBefG auch wirklich greift. Kommt man 
aber zum Schluss, ein Entgelt wird verlangt, betreiben un-
sere Freizeitchauffeure ungenehmigte Personenbeförderung 
(§ 61 Abs. 1 Nr. 1 PBefG), wofür ein Bußgeld bis zu 20 000 
Euro möglich ist (§ 61 Abs. 2 PBefG) – und umgehen eine 
Vielzahl von Vorschriften, die in der Gesamtschau die Funk-
tionsfähigkeit des öffentlichen Personennahverkehrs und die 
Gleichbehandlung aller daran Beteiligten garantieren sollen.

Die gesetzlichen Regelungen – ein komplexes 
System zur Sicherstellung öffentlicher 
Verkehrsleistungen

Bejaht man als – wohl zu Recht – entgeltliche Beförderung, 
wird als genehmigungspflichtige Verkehrsform Personen
beförderung im Gelegenheitsverkehr (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 PBefG) 
in einer nicht-genehmigungsfähigen, da im PBefG nicht aus-
drücklich vorgesehenen, Form5 oder in Form des (ungeneh-
migten) Verkehrs mit Taxen (§ 47 PBefG) vorliegen. Verkehr 
mit Taxen ist die Beförderung von Personen mit Personenkraft-
wagen, die der Unternehmer an behördlich zugelassenen Stel-
len bereithält und mit denen er Fahrten zu einem vom Fahrgast 
bestimmten Ziele ausführt (§ 47 Abs. 1 Satz 1 PBefG).6

 4	 VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 1. Dezember 1992 – 14 S 2038/91 – 
GewArch 1993, 203.

 5	 So OVG Hamburg, Beschl. v. 24. September 2014 – 3 Bs 175/14 (siehe 
weiter unten).

 6	 Mietwagen sind dagegen gemietete Personenkraftwagen, die nur im 
Ganzen zur Beförderung gemietet werden und mit denen der Unterneh-
mer Fahrten ausführt, deren Zweck, Ziel und Ablauf der Mieter bestimmt 
(§ 49 Abs. 4 Satz 1 PBefG). – Im Gegensatz zu den von sog. »Mitfahr-
zentralen« vermittelten Mitfahrgelegenheiten bestimmt hier also der Fahr-
gast – nicht der Fahrer – das Ziel.
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Spezielle Voraussetzungen für die Erteilung einer Taxi-Ge-
nehmigung enthält § 13 Abs. 4 PBefG. Nach dieser Vor-
schrift ist beim Verkehr mit Taxen die Genehmigung zu 
versagen, wenn die öffentlichen Verkehrsinteressen da-
durch beeinträchtigt werden, dass durch die Ausübung 
des beantragten Verkehrs das örtliche Taxengewerbe in 
seiner Funktionsfähigkeit bedroht wird. Hierbei sind für den 
Bezirk der Genehmigungsbehörde insbesondere zu be-
rücksichtigen 

1.	 die Nachfrage nach Beförderungsaufträgen im Taxen-
verkehr,

2.	 die Taxendichte,
3.	 die Entwicklung der Ertrags- und Kostenlage unter Ein-

beziehung der Einsatzzeit,
4.	 die Anzahl und Ursachen der Geschäftsaufgaben.

Eine klagefähige Rechtsposition (im Sinne des Vorliegens 
einer drittschützenden Norm, § 42 Abs. 2 VwGO) vermittelt 
die Vorschrift einem schon zugelassenen Unternehmer aber 
nicht; er kann also nicht geltend machen, durch die einem 
anderen (Konkurrenten) erteilte Genehmigung in seinen 
Rechten verletzt zu sein.7 Ziel der Bestimmung ist nämlich 
nicht der Schutz der bereits im Beruf Tätigen vor wirtschaft-
lich spürbarer – auch harter – Konkurrenz und vor den wirt-
schaftlichen – bis zum möglichen Ruin reichenden – Risiken 
des Berufs, sondern eine bestmögliche Befriedigung des 
öffentlichen Bedürfnisses nach individueller Verkehrsbedie-
nung in Ergänzung zum öffentlichen Linienverkehr.8 

Ist die Konzession erst einmal erteilt, müssen sowohl der 
Unternehmer als auch der Taxifahrer selbst eine Menge an 
Vorschriften beachten:

•	 Zunächst einmal braucht jemand, der gewerblich Perso-
nen befördern will, eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeför-
derung (§ 48 Abs. 1 FeV), also in unserem Fall den sog. 
»Taxi-Schein«. Nach § 48 Abs. 8 FeV darf der Halter eines 
Fahrzeugs die Fahrgastbeförderung nicht anordnen oder 
zulassen, wenn der Führer des Fahrzeugs die erforderliche 
Erlaubnis zur Fahrgastbeförderung nicht besitzt oder die 
erforderlichen Ortskenntnisse nicht nachgewiesen hat. 
Während die »normale« Fahrerlaubnis nach § 4 FeV den 
Schutz der außerhalb des Fahrzeugs befindlichen Ver-
kehrsteilnehmer bezweckt, dient die zusätzliche Erlaubnis 
der Sicherheit der beförderten Fahrgäste.9 Die Fahrerlaub-
nis zur Fahrgastbeförderung ist trotz der Bezeichnung als 
»Fahrerlaubnis« keine Fahrerlaubnis i. S. d. § 2 Abs. 1 
StVG, § 4 Abs. 1 Satz 1 FeV, sondern eine zusätzliche 
Erlaubnis zur allgemeinen Fahrerlaubnis (meist Klasse B), 
die für das Führen des jeweiligen Fahrzeugs benötigt 

 7	 VG München, Gerichtsbescheid v. 26. März 2009 – M 23 K07.405 – juris.
 8	 VG Aachen, Urt. v. 5. November 2013 – 2 K 2041/11 –juris.
 9	 Amtl. Begr. zur Vorgängerreglung des § 48 FeV – § 15d StVZO- VkBl. 

1960, 459; BGH, Urt. v. 13. Dezember 1972 – IV ZR 156/71 – NJW 
1973, 285.

wird.10 Fahren ohne den Personenbeförderungsschein ist 
deshalb keine Straftat i. S. d. § 21 StVG (Fahren ohne 
Fahrerlaubnis).11 Ordnungswidrig handelt aber, wer ent-
gegen § 48 Absatz 1 FeV ein Kraftfahrzeug ohne Erlaub-
nis führt oder entgegen § 48 Abs. 8 FeV die Fahrgastbe-
förderung anordnet oder zulässt (§ 75 Nr. 12 FeV). Nach 
lfd. Nr. 171 des Bußgeldkatalogs12 fällt ein Bußgeld in 
Höhe von 75 Euro (Regelsatz) an, wenn jemand einen 
oder mehrere Fahrgäste ohne erforderliche Fahrerlaubnis 
zur Fahrgastbeförderung befördert. Zusätzlich gibt es ei-
nen Punkt gemäß lfd. Nr. 3.3.1 der Anlage 13 zu § 40 FeV. 
Lfd. Nr. 172, wonach ein Bußgeld in gleicher Höhe für den 
Fahrerzughalter anfällt, der die Fahrgastbeförderung an-
ordnet oder zulässt, obwohl der Fahrer die erforderliche 
Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung nicht besitzt, wird 
im vorliegenden Fall nicht einschlägig sein, da »Uber« oder 
»WunderCar« nicht als Halter13 anzusehen sind. 

•	 Im Personenbeförderungsgesetz ist von grundsätzlicher 
Bedeutung die Beförderungspflicht innerhalb eines fest-
gelegten Tarifbereichs (§ 22, § 47 Abs. 4 PBefG). Die 
Beförderungspflicht besteht in einem Kontrahierungs-
zwang für den Unternehmer.14 Der Unternehmer – oder 
Fahrer – kann sich also nicht aussuchen, wen er fahren 
möchte. Es sind also auch Leute zu transportieren, deren 
»Nase einem nicht passt« – und damit auch »weniger 
nette« Menschen. Auch ein unrentabler Auftrag muss an-
genommen werden. Eine Beförderung darf nur abgelehnt 
werden, wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme 
rechtfertigen, dass die zu befördernde Person eine Ge-
fahr für die Sicherheit und Ordnung des Betriebes oder 
für die Fahrgäste darstellt. Ein Verstoß gegen die Beför-
derungspflicht ist bußgeldbewehrt nach § 61 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. c PBefG (Bußgeld bis 10 000 Euro). 

•	 Ein Taxi unterliegt auch einer verschärften Fahrzeugüber-
wachung. Vor der ersten Inbetriebnahme in einem Un-
ternehmen hat der Unternehmer auf seine Kosten eine 
außerordentliche Hauptuntersuchung (§ 29 StVZO) des 
Fahrzeugs zu veranlassen und einen Nachweis darüber 
vorzulegen (§ 42 Abs. 1 BOKraft). Diese Untersuchung 
kann für ein fabrikneues Fahrzeug entfallen. Das Taxi 
muss danach jedes Jahr zur Hauptuntersuchung 
(Nr. 2.1.2.2 der Anlage VIII zur StVZO). Ersteres ist nach 
§ 45 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. s BOKraft, letzteres nach § 69a 
Abs. 2 Nr. 14 StVZO bußgeldbewehrt.

•	 Weiter müssen Taxen mit einem beleuchtbaren Fahrpreis-
anzeiger ausgerüstet sein. Der Fahrpreisanzeiger muss 
das Beförderungsentgelt, getrennt nach Fahrpreis und 

 10	 Hentschel, P., P. König und P. Dauer, Straßenverkehrsrecht, 42. Auflage, 
Beck Verlag, München 2013,§ 48 FeV Rdn.16.

 11	 VkBl. 1998, 789.
 12	 Anlage zu § 1 Abs. 1 BKatV.
 13	 Halter ist, wer das Kfz für eigene Rechnung gebraucht, nämlich die Kos-

ten bestreitet und die Verwendungsnutzungen zieht (Hentschel, P., 
P. König und P. Dauer, Straßenverkehrsrecht, 42. Auflage, Beck Verlag, 
München 2013, § 7 StVG Rdn. 14). 

 14	 OLG Düsseldorf, Beschl. v. 28. September 1989 – 5 Ss (OWi) 316/89 – 
(OWi) 143/89 I- VRS 78, 310; Fielitz, K.H. und T. Grätz, Personenbeförde-
rungsgesetz, Juni, Luchterhand Verlag, Köln 2014, § 22 PBefG Rdn. 3.
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Zuschlägen, und die gegebenenfalls anzuwendende Ta-
rifstufe, anzeigen. Der Fahrpreisanzeiger dient der Siche-
rung der geltenden Preisregelung, die genehmigte Tarife 
mit Festpreischarakter vorsieht. Der Fahrpreisanzeiger 
trägt so dem Schutz der Öffentlichkeit und dem Interes-
se der einzelnen Fahrgäste an der Einhaltung der geneh-
migten Tarife Rechnung.15 Ein Verstoß ist nach § 45 
Abs. 1 Nr. 5 Buchst. l BOKraft bußgeldbewehrt.

•	 Nach § 37 Abs. 1 BOKraft darf ein anderes als das vom 
Fahrpreisanzeiger angezeigte Beförderungsentgelt nicht 
gefordert werden. Ein Verstoß ist eine Ordnungswidrigkeit 
nach § 45 Abs. 2 Nr. 6 Buchst. e BOKraft. »WunderCar« 
sieht gerade einen Vorteil seines Systems darin, dass das 
App im Vorfeld Strecke und voraussichtlichen Fahrpreis 
kalkuliert und dass das Risiko kostspieliger Umwege sin-
ke. Fraglich ist allerdings, ob mit dem »Fahrgast« über-
haupt ein Vertrag zustande kommt: Auf ein Trinkgeld hat 
man ja keinen Anspruch. »Rächen« kann sich ein »aus-
getrickster« Fahrer wohl nur über eine negative Bewer-
tung des Fahrgastes. 

•	 Sofern der Fahrgast nichts anderes bestimmt, hat der 
Taxifahrer den kürzesten Weg zum Fahrziel zu wählen, 
es sei denn, dass ein anderer Weg verkehrs- oder preis-
günstiger ist und mit dem Fahrgast vereinbart wird 
(§ 38 BOKraft). Diese Regelung soll den Fahrgast vor den 
Nachteilen einer für ihn ungünstigen Wahl des Fahrwe-
ges, insbesondere vor einer Fahrpreisüberforderung, 
schützen.16 Ein Verstoß stellt eine Ordnungswidrigkeit dar 
(§ 45 Abs. 2 Nr. 6 Buchst. h BOKraft). 

•	 Die Haftung für Sachschäden kann nur bis zu einer be-
stimmten Grenze ausgeschlossen werden (§ 23 PBefG). 
Im Fall einer entgeltlichen, geschäftsmäßigen Personen-
beförderung ist ein Haftungsausschluss des Fahrzeug-
halters wegen Personenschäden nach § 8a StVG ohne-
hin nicht möglich.

Verstoß gegen Wettbewerbsvorschriften 

Auch wenn sich ein Taxiunternehmer gegen Konkurrenz nicht 
wehren kann – es muss zumindest sichergestellt sein, dass 
alle Bewerber ihre Leistung unter den gleichen Bedingungen 
erbringen. Das wird durch die Bestimmungen des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) geregelt. Nach § 3 
Abs. 1 UWG sind unlautere geschäftliche Handlungen unzu-
lässig, wenn sie u. a. geeignet sind, die Interessen von Mit-
bewerbern spürbar zu beeinträchtigen. Nach § 4 Nr. 11 UWG 
handelt unlauter, wer einer gesetzlichen Vorschrift zuwider-
handelt, die auch dazu bestimmt ist, im Interesse der Markt-
teilnehmer das Marktverhalten zu regeln. Mitbewerber kön-
nen dann einen Unterlassungsanspruch geltend machen (§ 8 
UWG). Der Limousinen-Mietservice war bereits Gegenstand 
einer solchen Unterlassungsklage. Geklagt hatte ein Taxiun-

 15	 Bidinger, BOKraft, Neuauflage 2012, Erich Schmidt Verlag, § 28 Rdn. 4.
 16	 Bidinger, BOKraft, Neuauflage 2012, Erich Schmidt Verlag, § 28 Rdn. 1.

ternehmerverband. Das Landgericht Berlin gab dem Verband 
Recht17 und erkannte auf einen Verstoß gegen das UWG. 
Als unlauter im Sinne des § 3 Abs. 1, Abs. 4 Nr. 11 UWG 
handele, wer gegen eine gesetzliche Vorschrift verstoße, die 
auch dazu bestimmt sei, im Interesse der Marktteilnehmer 
das Marktverhalten zu regeln. Die konkrete Funktionsweise 
des App verstoße gegen § 49 Abs. 4 Satz 2 und 3 PBefG. 
Das App sei darauf angelegt, Fahrdienstaufträge zu erfassen, 
die nicht am Betriebssitz eingingen, so dass ein Verstoß ge-
gen den obligatorischen Eingang des Beförderungsauftrags 
am Betriebssitz vorliege. Zudem verstoße die durch Einsatz 
technischer Mittel erfolgende, vom App vorgesehene auto-
matische Weiterleitung des Beförderungsauftrags auch ge-
gen das aus § 49 Abs. 4 Satz 3 PBefG zu entnehmende 
Gebot, Beförderungsaufträge, die am Betriebssitz eingegan-
gen sind, dem Fahrer fernmündlich zu vermitteln. Die Zulas-
sung einer unmittelbaren Weiterleitung des Kundenauftrages 
an den Fahrer führe zu einer unzulässigen Verwischung zwi-
schen Mietwagen- und Taxenverkehr, weil sie es dem Fahr-
gast ermögliche, einen Mietwagenfahrer – wie einen Taxifah-
rer – unmittelbar herbeizurufen, ohne tatsächlich den »Um-
weg« über die Betriebsstätte zu gehen. Dass der Bereitstel-
ler des App selbst keine Beförderungsleistungen erbringe, 
spiele im Übrigen keine Rolle, da er zumindest als Teilneh-
merin am Verstoß gegen die Vorschriften des PBefG vorsätz-
lich beteiligt sei. Außerdem untersage § 6 PBefG auch Ge-
staltungen oder Scheintatbestände, die zur Umgehung der 
Bestimmungen des PBefG geeignet seien.  Das KG Berlin 
hat das Urteil zwar inzwischen aufgehoben18, aber nur aus 
formellen Gründen: Der gegen Uber vorgehende Taxiunter-
nehmer habe weder die gesetzliche Frist eingehalten, inner-
halb derer er nach der einstweiligen Verfügung des Landge-
richts Berlin hätte vorgehen müssen, noch sei das für den 
vorläufigen Rechtsschutz erforderliche Eilbedürfnis gegeben. 

Über die Zulässigkeit des »Taxi-App« hat das LG Frankfurt 
am Main am 25. August 201419 entschieden. Das Gericht 
erließ eine einstweilige Verfügung und untersagte »Uber«, 
Beförderungswünsche von Fahrgästen über das App an 
Fahrer und Fahrerinnen zu vermitteln. Am 16. September 
2014 hob das Gericht seine Verfügung wieder auf, aber 
nicht, weil es bei der rechtlichen Bewertung der Unzulässig-
keit des Geschäftsmodells nun anderer Auffassung war, son-
dern weil es jetzt die Dringlichkeit verneinte und deshalb 
keinen Grund für den Erlass einer einstweiligen Verfügung 
mehr sah. 

Auch verwaltungsgerichtliche Entscheidungen liegen nun 
vor: Das VG Berlin erklärte am 26. September 2014 ein ge-
werberechtliches Verbot von »Uber« durch das Land Berlin 
für rechtens. Denn mit diesen Diensten betreibe Uber ent-
geltlichen bzw. geschäftsmäßigen Gelegenheitsverkehr von 

 17	 LG Berlin, Urt. v. 11. April 2014 – 15 O 43/14. 
 18	 KG Berlin, Urt. v. 17. Oktober 2014 – 5 U 63/14.
 19	 LG Frankfurt, Beschl. v. 25. August 2014 – 2-03 O 329/14 – juris.
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Personen mit Kraftfahrzeugen ohne Genehmigung, obwohl 
eine solche nach dem Personenbeförderungsrecht erforder-
lich sei. Auch wenn Uber selbst weder eigene Fahrzeuge 
noch angestellte Fahrer habe, sei das Unternehmen nicht 
nur bloßer Vermittler von Fahrdiensten, weil es gegenüber 
den Fahrgästen nach außen als Vertragspartner auftrete. 
Nur dieses Verständnis werde dem Zweck der Genehmi-
gungspflicht gerecht, der darin bestehe, den zu befördern-
den Fahrgast möglichst umfassend zu schützen. Dieser 
dürfte sich darauf verlassen, dass die zuständige Behörde 
den Betreiber bei öffentlicher Personenbeförderung einer 
persönlichen und fachlichen Zuverlässigkeitsprüfung unter-
zogen habe und ihn im Sinne des Verbraucherschutzes 
überwache. Die Dienste von Uber seien auch entgeltlich: 
Die Behauptung der Antragstellerin, eine Bezahlung der 
Dienste sei freiwillig, widerspreche nicht nur ihren eigenen 
Nutzungsbedingungen; auch sei die vermeintliche Möglich-
keit, die veranschlagte Servicegebühr zu widerrufen, kein 
Ausweis für die Unentgeltlichkeit des Transports, sondern 
setze die Entgeltlichkeit im Gegenteil voraus, weil es ansons-
ten nichts zu widerrufen gäbe. Mit Beschluss vom 24. Sep-
tember 2014 wies das OVG Hamburg20 einen Eilantrag von 
»Uber« gegen eine Anordnung der Hamburgischen Behörde 
für Wirtschaft, Verkehr und Innovation zurück, mit der die 
Behörde »Uber« die Vermittlung von Fahrgästen an Fahrer 
ohne Personenbeförderungsgenehmigung untersagt hatte. 
Auch das OVG nimmt eine ungenehmigte und auch nicht 
genehmigungsfähige gewerbliche Personenbeförderung an. 
Zulässig sei nur eine der im PBefG genannten Arten des 
Gelegenheitsverkehrs. »Uber« betreibe keine davon. Insbe-
sondere Verkehr mit Taxen scheide aus, weil die eingesetz-
ten Fahrzeuge nicht an den für Taxen behördlich zugelas-
senen Stellen bereitgehalten würden. Mietwagenverkehr 
liege nicht vor, weil die Fahrzeuge nach Ausführung des 
Beförderungsauftrags nicht zum Betriebssitz von »Uber« zu-
rückkehren würden.

Fazit

Im Prinzip handelt es sich bei den »modernen Modellen« 
des Mitfahrens um Versuche, die gesetzlichen Vorschriften 
des Personenbeförderungsrechts – die auch dem Schutz 
des Fahrgastes und dem Funktionieren eines öffentlichen 
Personennahverkehrs dienen – zu umgehen. Während »of-
fizielle« Taxifahrer eine Vielzahl von Vorschriften beachten 
müssen, versucht ein »Privatchauffeur«, sich einfach so 
»durchzumogeln«, sich die »Rosinen rauszupicken«. Das 
mag kurzfristig auch für den Fahrgast von Vorteil sein, lang-
fristig schädigt dies aber das gesamte Taxigewerbe. Soll es 
im Bereich der Personenbeförderung zu einer – durchaus 
vorstellbaren – »Entbürokratisierung« kommen, ist dies die 
Aufgabe des Gesetzgebers.

 20	 OVG Hamburg, Beschl. v. 26. September 2014 – 3 Bs 175/14.

Uber und Airbnb: Zur Mikroökonomik 
der »Sharing Economy«

Am 11. Juni protestierten europaweit Taxifahrer gegen den 
Online-Fahrgastvermittler Uber und haben damit genau das 
Gegenteil dessen erreicht, was sie beabsichtigt hatten: Kos-
tenlose Werbung für den Konkurrenten, der dadurch seinen 
Bekanntheitsgrad deutlich steigern konnte. Seitdem ist die 
Diskussion über neue Online-Fahrgastvermittler wie Uber 
oder Lyft nicht mehr abgerissen. Sie beschäftigen die Öf-
fentlichkeit, die Medien, aber auch die Gerichte, die z.T. mit 
Verboten und Geldbußen gegen diese Firmen vorgehen. 
Durch diese Debatten sind auch andere Online-Plattformen, 
wie z.B. Airbnb, das Übernachtungsmöglichkeiten in Privat-
wohnungen vermittelt, in den Fokus gerückt. 

Der Fahrgastvermittler Uber, 2009 in Kalifornien gegründet, 
ist mittlerweile in über 200 Städten in 45 Ländern aktiv. Er 
bietet verschiedene Dienste an, wie UberBlack, einen Li-
mousinenservice mit Chauffeur, UberTaxi, der reguläre Taxis 
an Kunden vermittelt sowie UberPop, eine Vermittlung priva-
ter Fahrer zur Personenbeförderung. Dabei erfolgt die Ver-
mittlung über eine Smartphone-App. Der Fahrpreis, von dem 
20% an Uber fließen, wird durch die App festgestellt und 
bezahlt wird mit der bei Uber registrierten Kreditkarte. Airbnb, 
ebenfalls aus Kalifornien stammend, gibt es seit 2008. Das 
Unternehmen vermittelt in derzeit 192 Ländern Privatunter-
künfte und finanziert sich durch einen Anteil von 9–15% am 
Mietpreis. Beide Unternehmen werden zwar als Startups be-
zeichnet, sind aber inzwischen etablierte Firmen, an denen 
sich auch Investoren wie Google und Goldman-Sachs betei-
ligt haben. Der Wert von Uber wird derzeit auf 17 Mrd. US-Dol-
lar, der von Airbnb auf ca. 10 Mrd. US-Dollar geschätzt. 

Share Economy oder Plattformen für den Handel 
mit Nutzungsrechten? 

Im Prinzip sind beide Geschäftsideen nicht neu: Mitfahrzen-
tralen gab es schon in den 1960er Jahren und auch Mit-

 *	 Prof. Dr. Ulrich Schwalbe, Lehrstuhl Mikroökonomie insb. Industrie
ökonomie, lehrt an der Universität Hohenheim.

Ulrich Schwalbe*
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wohnzentralen sind keine Erfindung des Internetzeitalters. 
Damals führten sie jedoch bestenfalls ein Nischendasein und 
waren keine unmittelbare Konkurrenz für Taxis und Hotels, 
denn Mitfahrgelegenheiten waren nur für längere Strecken 
interessant und eine Mitwohngelegenheit wurde nur bei län-
gerfristigen Leerständen, z.B. bei einem Auslandssemester 
während des Studiums, angeboten und meist nur für län-
gere Aufenthalte gesucht. Der Grund dafür war der erheb-
liche Aufwand, den man damals treiben musste, um ein 
passendes Angebot zu finden.

Dies hat sich jedoch in den letzten Jahren drastisch geän-
dert. Internet und Smartphones haben dazu beigetragen, 
die Transaktionskosten für die Vermittlung von Mitfahrgele-
genheiten (ride sharing), einer Übernachtungsmöglichkeit 
oder auch der Nutzung von Gütern, wie z.B. Elektrowerk-
zeuge, Boote etc., erheblich zu reduzieren. Diese Innovati-
onen haben es ermöglicht, dass sich Online-Plattformen 
etablieren konnten, deren Geschäftsmodell darauf basiert, 
Anbieter und Nachfrager entsprechender Leistungen in Kon-
takt zu bringen und zwischen diesen Parteien Transaktionen 
zu ermöglichen. Die technischen Voraussetzungen sind bei 
Fahrgastvermittlern besonders augenfällig: Über GPS wer-
den die Standorte der verfügbaren Fahrzeuge und des Fahr-
gastes festgestellt und der Auftrag wird dem Fahrzeug ver-
mittelt, das am schnellsten beim Fahrgast ist. Dies reduziert 
die Wartezeiten und sorgt für eine effiziente Zuordnung von 
Fahrzeug und Fahrgast.

Durch die gesunkenen Transaktionskosten und die On-
line-Plattformen ist es nun für viele Privatleute interessant 
geworden, Nutzungsrechte an den Gütern, die sie besitzen, 
auf diesen Plattformen anzubieten. Die Angebote betreffen 
vor allem nicht ausgelastete Kapazitäten bei Autos und Woh-
nungen, aber auch bei anderen kostspieligen Gütern, die 
aufgrund von Spitzenlastanforderungen angeschafft wur-
den, vergleichsweise häufig vorhanden sind, aber von den 
Eigentümern nur selten genutzt werden. Dadurch können 
sich die Eigentümer ein Zusatzeinkommen verschaffen. Aber 
auch die Nachfrager profitieren von diesen neuen Möglich-
keiten, denn sie können nun mehr Leistungen zu günstige-
ren Preisen nutzen. Dies führt zu einer effizienteren Nutzung 
der vorhandenen Kapazitäten (vgl. Economist 2013). 

Die neuen Technologien zusammen mit den Online-Plattfor-
men erlauben also eine Trennung der Nutzung von Gütern 
vom Eigentum. War früher die Nutzung vieler Güter aufgrund 
der hohen Transaktionskosten der Vermietung mehr oder 
weniger unmittelbar an das Eigentum geknüpft, so kann 
man jetzt ein temporäres Nutzungsrecht an einer Wohnung 
oder einem Werkzeug erwerben. Airbnb und Uber, aber 
auch andere Online-Vermittler von Nutzungsrechten wie leih-
dirwas, sind Beispiele für sogenannte zweiseitige Märkte 
bzw. Plattformen, die ihre Einnahmen durch die unterneh-
merische Leistung erzielen, Transaktionen zu ermöglichen, 

die ohne sie nicht oder nur in geringem Umfang stattfinden 
könnten. Wie früher blieben sie auf Nachbarschaftshilfe oder 
den eigenen Freundeskreis beschränkt. 

Zumeist finden diese Transaktionen zwischen Personen 
statt, die sich nicht persönlich kennen, was sich bei be-
stimmten Leistungen, wie z.B. Mitfahrgelegenheiten oder 
Übernachtungen, die ein gewisses Vertrauensverhältnis vor
aussetzen, als problematisch erweisen könnte. Weder 
möchte man sich einem unfähigen Fahrer mit einem nicht 
verkehrssicheren Wagen anvertrauen, noch möchte man 
seine Wohnung nach einer Vermietung verwüstet vorfinden. 
Der Erfolg von Airbnb und Uber basiert daher auch auf ge-
genseitigen Bewertungen der Transaktionspartner mittels 
der Smartphone-App, so dass entsprechende Informatio-
nen verfügbar sind. Diejenigen, die regelmäßig schlecht be-
urteilt wurden, werden als Kunde nicht mehr akzeptiert oder 
von der Nutzung der Plattform ausgeschlossen. Dies redu-
ziert zumindest partiell die Anonymität der Märkte und es 
ergeben sich – z.B. bei der Überlassung von Privatunter-
künften – auch soziale Kontakte, die ebenfalls zum Erfolg 
von Plattformen wie Airbnb beigetragen haben. Das mag 
man nun als »sharing economy« oder »collaborative 
consumption« bezeichnen, aber es geht hier weniger um 
eine »Kultur des Teilens« und idealistische Motive sind bei 
diesen Transaktionen eher von untergeordneter Bedeutung. 
Eine nüchterne ökonomische Analyse zeigt, dass es in der 
Sharing Economy vor allem darum geht, durch Transaktio-
nen auf Märkten für Nutzungsrechte Tauschgewinne zu re-
alisieren. Diese Märkte konnten zwar erst durch Innovationen 
entstehen, aber auch für sie gelten die üblichen ökonomi-
schen Gesetzmäßigkeiten. 

Neben der besseren Nutzung vorhandener Kapazitäten hat 
insbesondere das ride sharing eine Reihe positiver externer 
Effekte: Die Umwelt wird weniger belastet und der Ressour-
cenverbrauch sinkt (vgl. Santi et al. 2014). Darüber hinaus 
reduziert sich das Verkehrsaufkommen, es gibt weniger 
Staus und die Fahrzeiten verkürzen sich für alle Verkehrsteil-
nehmer (vgl. Rayle et al. 2014). Ein differenziertes Angebot 
in Form unterschiedlicher Kombinationen von Preis und 
Qualität wäre möglich. Wenn die Nachfrage nach Transport-
leistungen schwankt, ist es aus ökonomischer Sicht sinnvoll, 
Preise entsprechend anzupassen, um Angebot und Nach-
frage besser auszugleichen. Eine dynamische Preissetzung 
(surge pricing) trägt dazu bei: Wenn die Nachfrage hoch ist, 
dann steigen die Preise, die Nachfrage geht zurück und 
gleichzeitig werden mehr Fahrer aktiv, da Fahrten lukrativer 
werden. 

Konkurrenz zu bestehenden Geschäftsmodellen 

Allerdings haben die neuen Angebote zum Teil drastische ne-
gative Reaktionen wie Blockaden oder gewaltsame Angriffe 
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auf Uber-Fahrer durch erzürnte Taxifahrer hervorgerufen. Dies 
ist nicht verwunderlich, denn die neuen Konkurrenten üben 
durch günstigere Angebote einen erheblichen Wettbewerbs-
druck auf die traditionellen Unternehmen aus. Besonders be-
troffen sind Taximärkte, die durch Uber und Lyft erheblich un-
ter Druck geraten sind, aber auch das Niedrigpreissegment 
der Hotelbranche, das den Wettbewerbsdruck von Airbnb zu 
spüren beginnt (vgl. Zervas, Prosperio und Byers 2013). 

Eigentlich ist der Markt für Personenbeförderung in Kraft-
wagen durch niedrige Markeintritts- und Marktaustritts-
schranken gekennzeichnet. Zum Markteintritt benötigt man 
nicht mehr als ein Auto, ein Navigationsgerät und die Fähig-
keit, es zu bedienen, oder entsprechende Ortskenntnisse. 
Bei Austritt aus dem Markt kann man das Fahrzeug samt 
Navigationsgerät problemlos auf dem Gebrauchtwagen-
markt verkaufen. Ein solcher Markt sollte eigentlich durch 
intensiven Wettbewerb gekennzeichnet sein – wenn es die 
Regulierungen auf diesem Markt nicht gäbe!

In Deutschland gehört der Taximarkt zu den am stärksten 
regulierten Märkten. Um ein Taxiunternehmen zu betreiben, 
ist eine Lizenz erforderlich und zahlreiche objektive und sub-
jektive Zulassungsvoraussetzungen sind zu erfüllen. Diese 
Regulierungen stammen zumeist aus der Zeit vor dem In-
ternet und dem Navigationsgerät. Zu den wichtigsten gehört 
die Regulierung des Marktzugangs durch Lizenzen, für die 
es meist lange Wartelisten gibt. Auch die Preise sind durch 
behördlich festgelegte Tarife reguliert. Das Verbot, Fahrgäs-
te außerhalb des eigenen Pflichtgebiets aufzunehmen, führt 
zu Ergebnissen wie das vielzitierte Beispiel des Flughafens 
Schönefeld, von dem Berliner Taxifahrer leer zurückfahren 
müssen, da Schönefeld außerhalb ihres Pflichtgebiets liegt. 
Auch Mietwagen (Minicars) unterliegen Regulierungen, wie 
der Rückkehrpflicht, die zu ineffizienten und umweltbelas-
tenden Leerfahrten führt. Subjektive Regulierungen sind z.B. 
die Zuverlässigkeitsprüfung, der Nachweis der Ortskenntnis 
und regelmäßige gesundheitliche Eignungsprüfungen (vgl. 
Monopolkommission 2014, S. 114–116). Auch für Beher-
bergungsbetriebe gelten Regulierungen, die die Sicherheit 
und Hygiene betreffen, sie sind aber auch spezifischen bau- 
und gewerberechtliche Vorschriften unterworfen. 

Unternehmen wie Uber und Airbnb wird daher – nicht völlig 
zu Unrecht – vorgeworfen, dass sie nur deswegen günsti-
gere Angebote machen können, weil sie gegen bestehende 
Gesetze wie das Personenbeförderungsgesetz verstoßen 
oder Regelungslücken gezielt ausnutzen. Weil die für Uber 
fahrenden Autos weder Alarmanlagen noch geeichte Taxi-
meter oder Funkanlagen haben, nicht jährlich zum TÜV müs-
sen, die Fahrer keine Prüfung der Ortskenntnis ablegen müs-
sen usw., können sie Fahrten ca. 25% billiger anbieten. 

Daraus sollte jedoch nicht der Schluss gezogen werden, 
diese neuen Geschäftsmodelle, wie vielfach gefordert, we-

gen eines Gesetzesverstoßes zu untersagen, denn viele der 
geltenden Regulierungen sind nicht mehr zeitgemäß. Die 
quantitative Beschränkung des Taximarkts mag bei ihrer Ein-
führung noch sinnvoll gewesen sein, um das Entstehen eines 
solchen Markts überhaupt erst zu ermöglichen. Inzwischen 
wirkt sie faktisch als reine Wettbewerbsbeschränkung. Die 
Preisregulierung wird damit begründet, dass Ortsfremde vor 
Übervorteilung geschützt und Markttransparenz gewährleis-
tet werden müsse. Aber auch eine Preisregulierung ist nicht 
mehr erforderlich, da man sich heute durch entsprechende 
Smartphone-Apps im Vorhinein über den Fahrpreis infor-
mieren kann, so dass der Markt sehr transparent ist. Auch 
der Nachweis der Ortskenntnis, der in den Zeiten vor der 
Erfindung des Navigationsgeräts noch sinnvoll gewesen sein 
mag, hat heute keine Bedeutung mehr. 

Vernünftige Regulierung statt Verbot

Daher scheint eine Ausdehnung übermäßiger und überhol-
ter Regulierungen, die nicht für moderne Technologien ge-
dacht waren, auf neue Geschäftsmodelle, die auf diesen 
Innovationen basieren, nicht sinnvoll. Dies würde letztlich 
nur dazu führen, den Wettbewerb durch neue Anbieter und 
die damit verbundenen zahlreichen positiven ökonomischen 
Effekte zu verhindern. 

Ebensowenig scheint eine vollständige Liberalisierung dieser 
Märkte angezeigt, da hier Aspekte wie Sicherheit, Zuverläs-
sigkeit, Sauberkeit etc. eine wesentliche Rolle spielen, die 
ohne jegliche Regulierung zu Problemen adverser Selektion 
oder zu moral hazard führen können. So ist für einen Fahr-
gast die Verkehrssicherheit des Fahrzeugs oder die Zuver-
lässigkeit des Fahrers wichtig, aber nicht unmittelbar über-
prüfbar. Bei einer Übernachtung sollten die Räume sauber 
und Rauchmelder sollten vorhanden und funktionsfähig sein. 
Anwohner können sich durch das unkontrollierte Entstehen 
hotelähnlicher Angebote in der Nachbarschaft gestört füh-
len. Selbstverständlich ist das aus den erbrachten Leistun-
gen erzielte Einkommen zu versteuern und auch arbeits-
rechtliche Vorschriften sind zu beachten. Von wesentlicher 
Bedeutung sind auch Fragen des Versicherungsschutzes: 
Wer haftet bei einem Verkehrsunfall, der von einem Uber-Fah-
rer verursacht wurde und wer ersetzt den Schaden, wenn 
man die eigene Wohnung verwüstet vorfindet? 

Zwar versuchen die Plattformen diese Probleme zu lösen, 
indem z.B. Uber nur Fahrer akzeptiert, die ihre Zuverlässig-
keit durch ein polizeiliches Führungszeugnis und ihre fahre-
rische Qualität durch einen geringen Punktestand in der 
Flensburger Kartei nachgewiesen haben. Auch hinsichtlich 
des Versicherungsschutzes haben die Unternehmen Vor-
kehrungen getroffen und bislang scheinen diese Maßnah-
men auch recht gut zu funktionieren. Aber ungeachtet des-
sen verbleiben Unsicherheiten, die durch eine qualitative 
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Regulierung der Zuverlässigkeit, Sicherheit und Sauberkeit 
sowie des erforderlichen Versicherungsschutzes vermieden 
werden können. 

Es wäre daher sinnvoll, übermäßige und überholte Regulie-
rungen aufzuheben, aber auch durch entsprechende Rege-
lungen dafür zu sorgen, dass ein hinreichendes Maß an 
Sicherheit und Qualität der Leistungen, die von den Kunden 
nicht immer festgestellt werden können, gewährleistet ist 
(vgl. Economist 2014). Beispielhaft könnten hier die kürzlich 
in Kalifornien für Fahrgastvermittler getroffenen Regelungen 
sein. Fahrer benötigen eine Genehmigung der zuständigen 
Behörde einschließlich Zuverlässigkeitsprüfung und ein aus-
reichender Versicherungsschutz ist nachzuweisen (vgl. 
CUPC 2014). Vergleichbare Regelungen sind auch für den 
Beherbergungsmarkt denkbar. Dadurch können die neuen 
Anbieter und die traditionellen Unternehmen auf einem »le-
vel playing field« im Wettbewerb gegeneinander antreten, 
ohne dass zum einen die herkömmlichen Betriebe durch 
unzeitgemäße Regulierungen in ihren Wettbewerbsmöglich-
keiten beschränkt werden und zum anderen keine ökono-
misch sinnvollen und wünschenswerten Innovationen ver-
hindert werden. 

Literatur

California Public Utilities Commission (CUPC), online verfügbar unter: http://
www.cpuc.ca.gov/PUC/Enforcement/TNC/index.htm.

Economist (2013), »All Eyes on the Sharing Economy«, 9. März. 

Economist (2014), »Remove the Roadblocks«, 14. April.

Monopolkommission (2014), XX Hauptgutachten: Eine Wettbewerbsord-
nung für die Finanzmärkte, online verfügbar unter: http://www.monopol-
kommission.de/images/PDF/HG/HG20/XX.%20HG_PM_gesamt.pdf.

Rayle, L., S. Shaheen, N. Chan, D. Dai und R. Cervero (2014), App-Based, 
On-Demand Ride Services: Comparing Taxi and Ridesourcing Trips and 
User Characteristics in San Francisco, University of California, Berkeley.

Santia, P., G. Rest, M. Szella, S. Sobolevskya, S.H. Strogatzc und C. Rattia 
(2014), »Quantifying the Benefits of Vehicle Pooling with Shareability Net-
works«, Proceedings of the National Academy of Sciences of the United 
States of America (PNAS) 111(37), 13290–13294.

Zervas, G., D. Proserpio und J.W. Byers (2013), The Rise of the Sharing 
Economy: Estimating the Impact of Airbnb in the Hotel Industry, Boston 
University School, Boston.

Sharing Economy: Potenzial für eine 
nachhaltige Wirtschaft

Das britische Wirtschafts- und Politikmagazin The Econo-
mist hat 2011 die Sharing Economy als einen der zehn wich-
tigsten globalen Gesellschafts- und Wirtschaftstrends für 
die kommende Dekade bezeichnet. Im März 2013 legte das 
Magazin nach mit dem Beitrag »The Rise of the Sharing 
Economy«. Auch in Deutschland gibt es seit etwa drei Jah-
ren eine breit geführte Berichterstattung zu diesem Thema. 
Während die Medien zu Beginn die Sharing Economy über-
wiegend positiv als kollaborative, sozial- und umweltförder-
liche neue Form des Wirtschaftens darstellten, hat sich die 
(Medien-)Stimmung in jüngerer Zeit deutlich gedreht: Nach-
richtenmagazine wie Der Spiegel sind bemüht, in Artikelse-
rien die Sharing Economy als »Kalifornischen Kapitalismus« 
zu enttarnen. Es wird argumentiert, dass Sharing Economy 
ein Deckmantel sei für radikale neoliberale Geschäftsmodel-
le. In anderen Print- und Fernsehbeiträgen wird thematisiert, 
dass die Sharing Economy, statt positive soziale und öko-
logische Effekte zu entfalten, zur finalen Durchkapitalisierung 
bislang nicht von der Marktlogik durchdrungener Lebens-
bereiche führe und jedes Individuum zu »Mikrounternehmer« 
mache. Schließlich wird darauf verwiesen, dass nur derje-
nige an der Sharing Economy teilnehmen könne, der etwas 
besitzt, also zum Teilen anbieten könne, und dass Besitzen 
am Ende doch seliger mache als Teilen. Wie bei anderen 
Medienthemen zeigt sich auch in dieser Debatte, dass es 
das Geschäft von Medien ist, zu Skandalisieren und Kont-
roversen zu inszenieren, dass aber bei differenzierter Be-
trachtung die Dinge weniger schwarz und weiß sind, son-
dern viele Grauschattierungen zu berücksichtigen sind. Im 
Folgenden möchte ich daher zunächst darstellen, dass die 
Sharing Economy facettenreich ist und unterschiedliche 
Sharing-Formen zu unterscheiden sind. Anschließend dis-
kutiere ich Entwicklungspotenziale der Sharing Economy 
und schließe den Beitrag mit der Benennung zentraler Hand-
lungsnotwendigkeit zu ihrer weiteren Ausgestaltung. 

 *	 Prof. Dr. Harald Heinrichs ist Professor für Nachhaltigkeit und Politik an 
der Leuphana Universität Lüneburg.

Harald Heinrichs*
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Konzeptionell lassen sich in der Sharing Economy drei we-
sentliche Bereiche unterscheiden: Redistributionsmärkte, 
Produkt-Dienstleistungssysteme und kollaborative Leben-
stile. Auf Redistributionsmärkten – vom Gebrauchtwagen-
markt bis zum Flohmarkt – werden Dinge weitergegeben 
und wiedergenutzt, dabei findet ein sequenzielles »Teilen« 
statt. Im Bereich der Produkt-Dienstleistungssysteme gibt 
es ein breites Spektrum an konkreten Angeboten, das vom 
Skiverleih über den Verleih von Spezialwerkzeugen bis hin 
zum Bike- oder Car-Sharing reicht. Hierbei steht der Aspekt 
des Nutzens ohne zu Besitzen im Fokus. Die kollaborativen 
Lebensstile sind schließlich der dritte Bereich der Sharing 
Economy. Hierunter fällt das Tauschen, Teilen, gemeinsame 
Nutzen zwischen »Peers«, also Gleichgesinnten – über kom-
merzielle Webplattformen koordiniert oder zivilgesellschaft-
lich selbstorganisiert. In Debatten über die Sharing Economy 
steht häufig der kollaborative Lebensstil im Vordergrund, 
obwohl Redistributionsmärkte und Produkt-Dienstleistungs-
systeme ebenso von Bedeutung sind. In allen drei Bereichen 
der Sharing Economy sind zudem unterschiedliche Organi-
sationsvarianten zu berücksichtigen. Beispielsweise gibt es 
Produkt-Dienstleistungssysteme von Unternehmen zu Kon-
sumenten (Car-Sharing), aber ebenso von Unternehmen zu 
Unternehmen (Kopierer, Maschinen-Leasing); es gibt 
Peer-to-Peer-Varianten nicht-kommerzieller Art (Gemein-
schaftsgärten, Food Sharing oder Couch Surfing) und kom-
merzielle Varianten (Airbnb, Autonetzer). Ebenso gibt es un-
terschiedliche Organisationsvarianten bei Redistributions-
märkten – vom selbstorganisierten Flohmarkt bis zu Ebay. 
In allen drei Bereichen und Organisationsvarianten sind off-
line und online Angebote vorhanden, ebenso wie kommer-
zielle und nicht-kommerzielle Ausrichtungen. Begreift man 
die Sharing Economy als »Dachmarke mit Spezialthemen« 
und verengt sie nicht auf kommerzielle Peer-to-Peer-Platt-
formen, dann wird deutlich, dass das ökonomische und 
gesellschaftliche Potenzial der Sharing Economy einer dif-
ferenzierenden Betrachtung bedarf. 

Für ein besseres Verständnis der konkreten Entwicklung der 
Sharing Economy ist die Angebots- und Nachfrageseite in 
den Blick zu nehmen. Trotz unzureichender Verfügbarkeit 
zuverlässiger (wirtschafts-)wissenschaftlicher Informationen 
lässt sich ein Wachstum der Sharing Economy aus Nischen 
heraus erkennen. Auf der Angebotsseite sind hohe Wachs-
tumsraten bei Produkt-Dienstleistungssystemen wie Car- 
und Bike-Sharing, bei Redistributionsmärkten, bei Peer-to-
Peer-Plattformen für ein breites Spektrum an (Konsum-)Gü-
tern, von der Textilbranche über Werkzeuge, Spielzeuge, bis 
hin zu Lebensmitteln, sowie Plattformen zur Vermittlung von 
Kompetenzen und Dienstleistungen zwischen Privatperso-
nen, Finanzierungsplattformen (Crowdfunding) sowie kolla-
borative Aktivitäten im engeren Sinne vom städtischen Ge-
meinschaftsgärtnern bis zu Energiegenossenschaften fest-
zustellen. Getragen werden diese Entwicklungen sowohl von 
einer lebendigen Start-up-Szene als auch von etablierten 

Unternehmen, wie beispielsweise im Bereich Car-Sharing, 
als auch von aktiven Bürgern. 

Für die Nachfrageseite zeigte sich in einer repräsentativen 
Bevölkerungsumfrage 2012, dass signifikante Bevölke-
rungsteile, ca. 40%, mit Sharing-Praktiken vertraut sind und 
insbesondere jüngere Generationen in städtischen Räumen 
offen sind für kollaborative Lebensstile. Wenn auch die 
Motivlagen der Bürger/Konsumenten unterschiedlich sind 
– Kosten sparen, Geld verdienen, Flexibilität, Funktionalität 
oder Nachhaltigkeit – zeigen die Daten, dass die unter-
schiedlichen Varianten der Sharing Economy ein beachtli-
ches Nachfragepotenzial haben. Schaut man des Weiteren 
auf grundlegende gesellschaftliche, wirtschaftliche und tech-
nologische Entwicklungen, ist davon auszugehen, dass die 
aktuelle Dynamik auf Angebots- und Nachfrageseite kein 
kurzfristig vorübergehendes Phänomen ist. Rasante, quasi-
revolutionäre informations- und kommunikationstechnolo-
gische Entwicklungen, insbesondere bei sozialen Medien 
und mobiler Kommunikation, bilden das technologische 
Rückgrat der Sharing Economy durch die Vereinfachung von 
Handlungskoordination und Senkung von Transaktionskos-
ten. Die steigenden Anforderungen an nachhaltiges Wirt-
schaften angesichts Ressourcenverbrauchs und ökologi-
schem Fußabdrucks und die relativ hohen Nachhaltigkeits-
erwartungen gerade der deutschen Bevölkerung sind ein 
weiterer wichtiger Treiber für eine intelligente Organisation 
von Produktion und Konsum, beispielsweise durch die kol-
laborative Nutzung von Gütern. Schließlich hat die Wirt-
schaftskrise der vergangenen fünf Jahre – in anderen Län-
dern mehr als in Deutschland – die Sharing Economy be-
fördert, weil insbesondere durch Peer-to-Peer-Tauschen, 
Teilen, Leihen, Nutzen ohne zu Besitzen, Konsumbedürfnis-
se trotz Einkommenseinbußen befriedigt werden konnten. 

Auch wenn eine Revolution hin zum »Konsum-Kommunis-
mus« – wie von manchen Sharing-Gurus prognostiziert – bei 
nüchterner Betrachtung der Entwicklung nicht erkennbar 
ist, so lässt sich doch konstatieren, dass es sich um ein 
ernstzunehmendes gesellschaftliches und wirtschaftliches 
Phänomen handelt. Ein starker Nachweis dafür ist auch, 
dass bestehende Branchen – wie das Hotel- oder Taxige-
werbe, die Risiken für Ihr Geschäftsmodell sehen – lobby-
politisch in den Offensive gehen und damit die Sharing Eco-
nomy in jüngster Zeit zum juristischen und damit auch zum 
(gesellschafts-)politischen Thema gemacht haben. Es geht 
dabei um nicht weniger als die Frage, ob die (kommerziellen) 
Sharing-Angebote, die über Plattformen Privatpersonen zu-
sammenbringen und damit soziale und wirtschaftliche Inter-
aktion ermöglichen, illegal handeln, weil sie bestehende Ge-
setze von Arbeitnehmer- und Sicherheitsstandards bis zu 
Steuer- und Versicherungsfragen aushebeln. Auch wenn 
diese Phase der Entwicklung der Sharing Economy für die 
betroffenen Sharing-Unternehmen nicht angenehm sein 
mag, so ist die doch für ihre zukünftige Entwicklung wichtig. 
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Zum einen zeigen die angestrengten Gerichtsverfahren und 
teilweise nervösen Lobbyaktivitäten traditioneller Unterneh-
men, dass der Sharing Economy gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Relevanz zugeschrieben wird. Zum anderen wird 
deutlich, dass das Thema bislang von der Politik nicht rich-
tig eingeschätzt wurde und es entsprechend an voraus-
schauender politischer Gestaltung fehlt. 

In einer regelosen, freien Marktwirtschaft wäre die Debatte 
leicht zu lösen: man würde darauf verweisen, dass die in der 
Sharing Economy genutzten neuen Technologien und Or-
ganisationsmodelle zur kreativen Zerstörung von bestehen-
den Branchen führen, Konkurrenz das Geschäft belebe und 
sich am Ende die besten Geschäftsmodelle durchsetzen 
und dadurch der gesellschaftliche und wirtschaftliche Nut-
zen gesteigert werde. In einer sozialen Marktwirtschaft, die 
vor der Herausforderung steht, sich zu einer nachhaltigen 
Marktwirtschaft weiterzuentwickeln, ist dies selbstverständ-
lich keine Option. Vielmehr muss es um die Weiter- und 
Neuentwicklung von Regulierung und politischer Gestaltung 
gehen, um Chancen der Sharing Economy für nachhaltiges 
Wirtschaften zu nutzen und Risiken zu minimieren. Wenn 
dies nicht geschieht und die (kommerziellen) Plattforman-
sätze der Sharing Economy, aber auch zivilgesellschaftliche 
gemeinschaftliche und genossenschaftliche Ansätze, nur an 
den bestehenden Gesetzen gemessen werden, würde dies 
zwar – zumindest für eine Zeit – zum Bestandsschutz be-
stehender Branchen führen, jedoch würde man auf die Ent-
faltung der Potenziale verzichten. 

Dass es auch anders geht, zeigt der Blick in Ausland. Ins-
besondere auf Städteebene gibt es innovative Politikansät-
ze, die auch für Deutschland beispielgebend sein könnten. 
So hat die Stadt Seoul in Südkorea, die sich 2013 das Leit-
bild der »Sharing City« gegeben hat, ein strategisches Pro-
gramm aufgesetzt, in dem mit planerischen, regulatorischen 
und informativ-kommunikativen Instrumenten die Sharing 
Economy in ihren nicht-kommerziellen und kommerziellen 
Varianten gefördert wird. Die Stadt Portland in den USA hat 
mit Plattformanbietern zur Vermittlung von Privatunterkünf-
ten Abkommen geschlossen, um Mindeststandards, wie 
beispielsweise Feuermelder und die Abführung von Unter-
kunftsteuern an die Stadt, zu sichern. Weitere Städte, wie 
Amsterdam in Europa, aber auch Städte in Schwellenlän-
dern wie Curitiba in Brasilien oder Medellin in Kolumbien, 
sind auf dem Weg, die Sharing Economy wirtschafts-gesell-
schaftspolitisch zu gestalten.

Da man bekanntermaßen neue Herausforderungen nicht mit 
dem Denken von gestern und den Instrumenten von heute 
bewältigen kann, ist es angesichts der momentan aufgereg-
ten Debatten zur Sharing Economy dringend notwendig, 
das Phänomen in seiner ganzen Breite und Tiefe angemes-
sen zu analysieren und anschließend politisch aktiv zu ge-
stalten. Neben steuer-, versicherungs-, arbeitnehmer- und 

datenschutzrechtlichen Fragen zum Umgang mit wirtschaft-
lichen Transaktionen zwischen Privatpersonen, die über 
kommerzielle Plattformen vermittelt werden und dabei ein 
fließender Übergang von gewerblich bis gelegentlich exis-
tiert, besteht auch Bedarf sowohl durch planerische und 
informatorische Instrumente als auch mittels finanzieller Me-
chanismen (Start-up-Förderung, Crowdfunding) die Sharing 
Economy gezielt weiterzuentwickeln. Mit Blick auf vor uns 
liegende Nachhaltigkeitsherausforderungen geht es darüber 
hinaus auch um die Gestaltung von Rahmenbedingungen 
für nicht-kommerzielle, soziale Sharing-Ansätze. Die Poten-
ziale der Sharing Economy, durch neue Geschäftsmodelle, 
dezentrale Wertschöpfung, Stärkung von Sozialkapital, Res-
sourceneinsparung und ökologische Nachhaltigkeit einen 
Beitrag zum nachhaltigem Wirtschaften zu leisten, sind als 
so substanziell einzuschätzen, dass Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft gefordert sind, angemessene Regulierungs- 
und Gestaltungsansätze zu entwickeln. Eine Diskreditierung 
der Sharing Economy insgesamt durch Verweis auf aggres-
sive neoliberale Modelle, wie sie Uber praktiziert, oder zu 
lösende regulatorische und steuerrechtliche Fragen, wie sie 
sich bei Airbnb stellen, wird dem Thema nicht gerecht und 
wäre eine vertane Chance, die neuen Formen kollaborativen 
Wirtschaftens nutzbar zu machen. 
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Uber und die (angebliche) Revolution auf 
dem Beförderungsmarkt – 
Sharing Economy oder ungehemmte 
Profitgier?

Der Markteintritt von Uber in Deutschland hat heftige Dis-
kussionen in der Öffentlichkeit ausgelöst. Das junge US-ame-
rikanische Unternehmen, das seit fünf Jahren existiert, 
scheint viele Rekorde zu brechen. Mit einer (fiktiven) Unter-
nehmensbewertung von fast 18 Mrd. US-Dollar jubeln die 
einen das Unternehmen zu einem der erfolgreichsten Start-
Ups hoch, während andere vor den negativen Folgen der 
App-basierten Dienstleistungsvermittlung gegen Provisio-
nen à la Uber für die zukünftige Gesellschaft warnen. Uber 
selbst nimmt für sich Anspruch, den Beförderungsmarkt in 
Deutschland, ja sogar weltweit, zu revolutionieren und ein 
besseres und billigeres Beförderungskonzept anzubieten. 
Wer sich näher mit den Geschäften von Uber befasst, stellt 
schnell fest: Einem radikal aggressiven Marktauftritt steht 
ein eher unterdurchschnittliches Angebot zur Vermittlung 
von Beförderungsmöglichkeiten gegenüber.

Dienstleistungsangebot von Uber weist 
unterdurchschnittliche Qualität auf

Uber bietet in Deutschland verschiedene Dienste an. Neben 
UberPoP, einer Vermittlung von Fahrtwünschen an private 
Fahrer, bietet Uber auch die Vermittlung von Limousinen-
diensten (UberBlack) und neuerdings sogar die Vermittlung 
von Taxis (UberTaxi) an. Die Vermittlung erfolgt über eine 
unentgeltliche App, die der Nutzer über die gängigen 
App-Stores erhält. Der Nutzer muss sich bei Uber registrie-
ren, seine Kreditkartendaten (oder andere Bezahlmethoden) 
hinterlegen und kann dann über sein Smartphone Beförde-
rungswünsche anmelden. Der jeweilige Standort des Nut-
zers wird über die GPS-Daten ermittelt, und die Beförde-
rungsanfrage wird – im günstigsten Fall – an ein freies Fahr-
zeug in der Nähe des Nutzers weitergeleitet. Die Fahrpreise 

werden von Uber vorgegeben und setzen sich aus der Be-
förderungszeit (pay-per-minute) und der Beförderungsstre-
cke (pay-per-mile) zusammen. Der Nutzer zahlt den Fahr-
preis ausschließlich an Uber. Uber zahlt dem Beförderer den 
Fahrpreis abzüglich einer Vermittlungsprovision (aktuell: 20% 
des Fahrpreises) und abzüglich einer Steuerpauschale (bei 
UberPoP: 4,2% des Fahrpreises). Dieser Teil des Angebots 
von Uber ist wenig spektakulär. Schon seit 2010 bieten ver-
schiedene Unternehmen in Deutschland die App-basierte 
Vermittlung von Beförderungswünschen an. Die Marktführer 
in Deutschland (Taxi Deutschland, taxi-eu und Mytaxi) bieten 
Zugriff auf eine Flotte von mehr als 30 000 Taxis. Das An-
gebot ist qualitativ besser. So können z.B. besondere Ver-
mittlungswünsche (Fahrzeug, Fahrer, Vorbestellung u.a.) be-
rücksichtigt werden, die man bei dem Angebot von Uber 
vergeblich sucht.

Uber und der offene Rechtsbruch

Der entscheidende Unterschied bei dem Angebot von Uber-
Pop liegt deshalb nicht in der Dienstleistung selbst, sondern 
darin, dass Uber mit seinem Vermittlungsdienst UberPoP 
den seit Jahrzehnten bestehenden Rechtsrahmen für die 
Personenbeförderung verlässt. Uber vermittelt die eingehen-
den Beförderungsanfragen an private Fahrer, die mit ihren 
eigenen Privatfahrzeugen die entgeltliche Personenbeförde-
rung durchführen. Alle Ordnungsbehörden in Deutschland 
und mehrere Gerichte haben Uber bislang bescheinigt: Das 
UberPoP-Modell ist rechtswidrig und verstößt gegen zent-
rale Bestimmungen des Personenbeförderungsrechts in 
Deutschland. Davon hat sich Uber aber bislang nicht beein-
drucken lassen. Unverdrossen wird das Modell weiter an-
geboten und beworben. »Revolutionär« an dem Angebot 
von Uber ist deshalb nur der offene Rechtsbruch. Anstatt 
sich an die geltenden Gesetze zu halten, fordert Uber eine 
Änderung und Anpassung der Gesetze an das »Inter-
net-Zeitalter«. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Personenbeförderung seien überholt, argumentiert Uber. Die 
neue Philosophie sei »Sharing Economoy«, die viele Vortei-
le für die Gesellschaft biete. Mit dem »Teilen« der Beförde-
rungskapazitäten, die ohnehin vorhanden seien, könnten 
die Beförderungswünsche der Gesellschaft ökonomischer 
und ökologischer befriedigt werden.

Wirtschaftliche Vorteile für den Uber-Nutzer?

Oberflächlich betrachtet bietet das Uber-Modell vielleicht 
wirtschaftliche Vorteile für den Nutzer. Ihm wird die individu-
elle Beförderung zu günstigeren Preisen angeboten, als es 
die (staatlich festgesetzten) Taxipreise ermöglichen. Die Be-
förderungskosten für Uber-Fahrten liegen bei UberPoP 
durchschnittlich bei ca. 75–80% des entsprechenden Taxi-
fahrpreises. Betrachtet man die Preispolitik von Uber aber  *	 Dieter Schlenker ist der Vorsitzende der Genossenschaft Taxi Deutschland.
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etwas näher, stellt sich sehr schnell heraus, dass den »billi-
geren« Fahrpreisen schwerwiegende Nachteile für die Ge-
sellschaft gegenüberstehen. Uber-Preise sind nicht kons-
tant, wie z.B. Taxitarife. Das heißt, bei höherer Nachfrage 
werden Uber-Preise erhöht. Das kann in Extremsituationen 
dazu führen, dass die Fahrpreise um mehrere 100% anstei-
gen, wenn die Nachfrage entsprechend stark ist. Wirtschaft-
lich Schwächere (z.B. Alte, Kranke, Jugendliche) werden in 
diesen Fällen keinen Zugang zur individuellen Personenbe-
förderung mehr haben. Medienberichten zufolge hat Uber 
diesen Prozess in New York bereits gnadenlos vorexerziert: 
Während des Jahrhundertsturms »Sandy« explodierten die 
Uber-Fahrpreise, und selbst kürzere Strecken wurden mit 
100 US-Dollar und mehr berechnet. 

Uber-Modell führt zu Lastenverteilung in der 
Gesellschaft

Aber selbst wenn man derartige Preisexzesse unberück-
sichtigt lässt: Günstigere Fahrpreise als die Taxitarife können 
nur deshalb angeboten werden, weil viele Kostenfaktoren, 
die den Taxibetrieben von Staats wegen auferlegt sind, von 
den privaten Anbietern nicht entrichtet werden. Nach den 
Berechnungen des Bundesverbands für das deutsche Taxi- 
und Mietwagengewerbe zahlen die Taxi- und Mietwagen-
unternehmer jährlich ca. 2 Mrd. Euro für gewerbliche 
Kfz.-Versicherungen, Steuern und Sozialabgaben. Würden 
diese Zahlungen entfallen, könnte das Taxigewerbe locker 
mit den von Uber angebotenen Fahrpreisen konkurrieren. 
Die Frage ist nur: Kann und/oder will die Gesellschaft auf 
diese Zahlungen verzichten? Und weiter ist zu fragen: Kann 
die Gesellschaft akzeptieren, dass die Privatisierung der Be-
förderungserlöse bei privaten Anbietern zu Lasten der Ge-
meinschaft erfolgt? Ein einfaches Beispiel zeigt auf, wie eine 
derartige Lastenverteilung funktioniert.

Die Kfz-Versicherungsprämie für Taxis in Deutschland liegt 
bei durchschnittlich ca. 6 000 Euro für die Haftpflichtversiche-
rung im Jahr. Demgegenüber beträgt die Prämie für ein aus-
schließlich privat genutztes Fahrzeug ca. 1 000 Euro im Jahr. 
Der enorme Unterschied in den Prämien wird mit dem höhe-
ren Risiko der gewerblichen Nutzung begründet. Die Kfz-Haft-
pflichtversicherung kommt für alle Schäden im Zusammen-
hang mit dem Betrieb des Fahrzeugs auf. Fahrgäste in den 
Fahrzeugen genießen Versicherungsschutz – unabhängig 
davon, ob das Fahrzeug für die gewerbliche Nutzung oder 
die private Nutzung versichert ist. Wird ein Fahrgast in einem 
Uber-Fahrzeug verletzt, erhält er Schadensersatz von der 
Kfz-Haftpflichtversicherung, obwohl der Halter des Fahrzeugs 
keine angemessene Risikoprämie gezahlt hat. Den wirtschaft-
lichen Verlust trägt die Versichertengemeinschaft. 

Taxi- und Mietwagenunternehmer zahlen jährlich einen 
dreistelligen Millionenbeitrag für die gesetzliche Unfallversi-

cherung. Mit diesen Zahlungen werden Verletzungen bei 
Arbeitsunfällen entschädigt. Uber-Fahrer zahlen keine Bei-
träge zur gesetzlichen Unfallversicherung. Deren Arbeitsun-
fälle werden über die allgemeine Krankenversicherung re-
guliert – zum Schaden der Versichertengemeinschaft. Die 
Liste ließe sich beliebig verlängern. Das Muster ist klar: Die 
Beförderungserlöse werden privatisiert – die Risiken werden 
der Gesellschaft auferlegt.

Kein Umweltschutz durch Uber

Dieser Auseinandersetzung stellt sich Uber nicht. Stattdes-
sen werden (widerlegbare) Mythen über die Vorteile für die 
Gesellschaft und Nutzer verbreitet. Das Angebot von Uber, 
so heißt es, diene dem Umweltschutz, weil die Nutzer auf 
ein eigenes Auto verzichten könnten. Real betrachtet wird 
durch das Angebot von Uber die Zahl der zur Beförderung 
angebotenen Fahrzeuge erst einmal erhöht. Neben der Ta-
xiflotte wird parallel eine weitere Flotte aufgebaut, die mit 
den Taxis konkurrieren soll. Diese weitere Flotte nimmt Ver-
kehrsflächen in Anspruch und hat ebenso wie die Taxis Leer-
fahrten zu verzeichnen. Im Ergebnis wird die Umwelt mehr 
belastet, weil mehr Verkehr erzeugt wird.

Das Zwischenergebnis der näheren Betrachtung des 
Uber-Modells ist also ernüchternd. Einem möglichen gering-
fügigen wirtschaftlichen Vorteil der geringeren Beförderungs-
kosten stehen gravierende Nachteile gegenüber. Und trotz-
dem findet das Modell – wie in anderen Branchen auch – Un-
terstützer und Befürworter. Diese nehmen für sich in An-
spruch, unter der neuen Leitidee »Sharing Economy« gesell-
schaftliche Ressourcen besser zu nutzen und die Nachteile 
der bisherigen »Wachstumspolitik« in den Griff zu bekommen. 

Gewinnstreben unter dem Deckmantel »Sharing 
Economy«

Hier zeichnet sich eine unheilige und widersprüchliche Allianz 
ab. Während man bisher die Kritiker der hergebrachten 
»Wachstumspolitik« im ökologisch linksorientierten Lager 
finden konnten, setzen sich zunehmend Protagonisten an 
die Spitze dieser Bewegung, die der urkapitalistischen Idee 
folgen: Viel Kapitaleinsatz, um viel Profit zu erzeugen. Uber 
ist ein schon fast überzeichneter Kandidat dieser neuen Pro-
tagonisten. Mit einem bislang nie da gewesenen Kapitalein-
satz (mehr als 1,5 Mrd. US-Dollar) soll ein Markt erobert 
werden – ohne Rücksicht auf die gesellschaftlichen Folgen. 
Und die reinen Profitinteressen werden kaschiert mit dem 
Deckmantel der »Sharing Economy«. Nicht die wirtschaftli-
chen Interessen von Uber stehen im Mittelpunkt der Markt-
kommunikation. Wenn man die offiziellen Verlautbarungen 
des Unternehmens hört, dann sind die Unternehmensmo-
tive fast selbstlos. Aber die Wirklichkeit ist anders.
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Uber verlangt für die Vermittlung der Beförderungsanfragen 
eine Provision in Höhe von 20% des Fahrpreises. Dafür wird 
eine rein technisch basierte Vermittlungsplattform zur Ver-
fügung gestellt, die – abgesehen von den Entwicklungs- und 
Installationskosten – keine weiteren nennenswerten Kosten 
verursacht. Der Taxi- und Mietwagenmarkt in Deutschland 
erzielt Umsatzerlöse in Höhe von ca. 6 Mrd. Euro jährlich. 
Das maximale Potenzial für Provisionserlöse nach dem Mus-
ter »Uber« liegt also allein in diesem Bereich bei ca. 1,2 Mrd. 
Euro. Die Provision wird aufgrund der Vertragsgestaltung 
von Uber in den Niederlanden mit Niedrigsteuersätzen ver-
steuert. Nach den hier vorliegenden Angaben kalkuliert das 
Unternehmen mit einem Steuersatz von ca. 4%. 

Das deutsche Taxi- und Mietwagengewerbe stellt für die 
individuelle Personenbeförderung mehr als 90 000 Fahrzeu-
ge bereit. Es werden ca. 200 000 Arbeitnehmer beschäftigt, 
die – wenn auch bei geringem Verdienst – die Sicherheit 
eines festen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisses genießen. Diese Branche wird durch das Ge-
schäftsmodell von Uber massiv bedroht. Jüngsten Presse-
berichten zufolge ist der Umsatz des Taxigewerbes in San 
Francisco um mehr als 65% durch die Uber-Aktivitäten ein-
gebrochen. Würde die Entwicklung so verlaufen, wie Uber 
sich das wohl wünscht, melden die bestehenden Taxi- und 
Mietwagenbetriebe Insolvenz an. Die dann arbeitslosen Ta-
xi- und Mietwagenfahrer bieten ihre Dienste mit ihrem Pri-
vatwagen bei Uber an. Es fallen weg: ca. 2 Mrd. Euro, die 
das Taxi- und Mietwagengewerbe bislang in die öffentlichen 
Kassen gezahlt hat. Ein großer Teil davon dürfte dann als 
»Vermittlungsprovision« in die Kassen von Uber fließen. Ist 
das die Zukunft, die sich die Befürworter der »Sharing Eco-
nomy« wünschen?

Notwendig sind gleiche Marktbedingungen

Damit keine Missverständnisse aufkommen: Die Kritik an 
dem bisherigen Marktauftritt von Uber bedeutet nicht, dass 
die Konkurrenz durch Uber zu den übrigen Marktteilnehmern 
(Taxibetriebe und Taxizentralen) unterbunden werden soll. 
Die Forderung lautet nur: Gleiche Bedingungen für alle 
Marktteilnehmer. Wenn die Gesellschaft oder die Politik der 
Ansicht ist, dass es vorteilhaft ist, die bisher geltenden recht-
lichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die in-
dividuelle und entgeltliche Personenbeförderung aufzuge-
ben, dann muss das für alle Markteilnehmer gelten. Dann 
gibt es keine staatliche Überprüfung von Taxifahrern mehr, 
dann verzichtet die Gesellschaft auf stabile Taxitarife auch 
in hohen Nachfragezeiten und dann gibt es auch keine si-
cherheitsrelevanten Regelungen zum Schutz der Passagie-
re. Die bisherigen Erfahren mit einer so weitgehenden De-
regulierung haben allerdings gezeigt, dass die Qualität der 
Dienstleistung »individuelle Personenbeförderung« dadurch 
nicht angehoben wird. 

Verantwortung der Politik für die Gesellschaft

Der gesellschaftliche Wohlstand ist mehr als die Summe der 
wirtschaftlichen Leistung einer Gesellschaft. Das Bedürfnis, 
Waren und Dienstleistungen immer günstiger einkaufen zu 
können, findet seine gesellschaftspolitische Grenze dort, wo 
der Zusammenhalt und die Akzeptanz der Menschen für die 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung akut gefährdet wird. 
Das gilt insbesondere dann, wenn der »technische Fort-
schritt« mit einer ungeregelten – ja sogar rechtswidrigen – 
Marktexpansion bestehende wirtschaftliche Strukturen zu 
zerstören droht, deren Folgen von der Gesellschaft finanziert 
werden müssen, ohne dass die wirtschaftlichen Folgen die-
ser Zerstörung der Gesellschaft zunutze kommen. 

Die deutsche Politik wird derzeit getrieben von der Angst, 
dass Deutschland den Anschluss an das »Internet-Zeitalter« 
verliert. Die »digitale Agenda« steht ganz weit oben auf der 
Handlungsliste der Politiker. Die Grundidee, dass Deutsch-
land sich den Herausforderungen stellen muss, ist richtig. 
Dabei gilt es aber, die einzelnen Entwicklungen sehr genau 
zu betrachten. Nicht jedes Unternehmen, das für sich in 
Anspruch nimmt, einen Markt mit digitaler Technik zu revo-
lutionieren, hält, was es verspricht. Das Beispiel Uber zeigt 
eines deutlich auf: Nicht die von Uber eingesetzte Technik 
ist revolutionär. Die brachialen und rechtswidrigen Methoden 
sind es, die die individuelle Personenbeförderungsbranche 
verändern sollen. Wenn die Politiker dem Drängen von Uber 
nach einer Veränderung der wirtschaftlichen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die individuelle Personenbeförde-
rung nachgeben, dann wird gerade nicht die technologie-
orientierte Optimierung für diese Branche begünstigt. Be-
günstigt wird nur die Möglichkeit zur Monopolisierung der 
Fahrtenvermittlung zugunsten eines extrem kapitalstarken 
Unternehmens, das sich durch den Entzug von finanziellen 
Mitteln für die Gesellschaft refinanzieren will.
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Politische Gestaltungsbedarfe in der 
Ökonomie des Teilens: Eine Betrachtung 
aus sozial-ökologischer Perspektive

In unserer wettbewerbsorientierten Wirtschaftsordnung wird 
manchmal vergessen, dass nicht nur die Konkurrenz, son-
dern auch die Kooperation ein konstitutives Element jedwe-
den Wirtschaftens ist. Freiheit ist eben nicht nur die Mög-
lichkeit, innerhalb der gegebenen Regeln tun und lassen zu 
können, was man will, sondern auch die Chance, das eige-
ne wirtschaftliche Handeln aus Einsicht heraus in gemein-
wohlorientierte Ziele einzubetten, etwa in soziale oder öko-
logische (vgl. Loske 2014b).

Die Ökonomie des Teilens, für die sich in der öffentlichen 
Debatte auch in Deutschland mittlerweile der angelsächsi-
sche Begriff der Sharing Economy etabliert hat, gilt deshalb 
heute vielen ökologisch motivierten Menschen als Hoff-
nungsträgerin für eine nachhaltige Entwicklung. Werden 
Räume, Autos, Geräte, Maschinen, Nahrungsmittel oder 
Kleidungsstücke gemeinschaftlich genutzt – also geteilt, ge-
tauscht, verliehen oder verschenkt – braucht man in aller 
Regel deutlich weniger Material, Energie und Fläche. Es wird 
weniger verschwendet, und es muss weniger Neues nach-
produziert werden (vgl. Loske 2014a). 

Mitfahr- oder Mitwohnmöglichkeiten, Car- oder Food-Sha-
ring, Couchsurfing oder Gemeinschaftsgärten, Tauschringe 
oder Verleihstationen für Werk- und Spielzeuge können die 
gesamtwirtschaftliche Ressourcenproduktivität deutlich er-
höhen und damit die Umweltbilanz verbessern (vgl. Leis-
mann et al. 2012). Dabei wird das Zusammenbringen von 
Angebot und Nachfrage durch die digitale Revolution und 
ihre Vernetzungsmöglichkeiten enorm erleichtert und be-
schleunigt.

Von ihren Ursprüngen her sind viele der Praktiken, die heu-
te unter Überschriften wie »Nutzen statt Besitzen« oder »kol-

laborativer Konsum« zusammengefasst werden, nicht pri-
mär ökologisch, sondern vor allem sozial motiviert. Gelebt 
wird die Ökonomie des Teilens und Tauschens, Leihens und 
Schenkens bis heute vor allem zwischen Personen, die sich 
kennen: in Familie, Freundeskreis, Nachbarschaft, lokaler 
oder Gesinnungsgemeinschaft. Zugleich aber werden immer 
größere Teile der Sharing Economy auch zu attraktiven Ge-
schäftsfeldern für Unternehmen und zu preisgünstigen Be-
schaffungsmöglichkeiten für Konsumenten (vgl. Schneide-
wind und Palzkill-Vorbeck 2011). Haupttreiber hinter dieser 
Entwicklung ist neben den Möglichkeiten des Internets der 
Bedeutungsverlust von Eigentum als Statussymbol in Teilen 
der Gesellschaft, vor allem bei jungen Menschen, die Ge-
brauchsgegenstände zwar nutzen, aber nicht zwingend be-
sitzen wollen.

Die neuen Praktiken finden immer größere Aufmerksam-
keit. Mehr und mehr Bücher zum Thema werden publiziert, 
in denen vom Verschwinden des Kapitalismus durch die  
Sharing Economy (vgl. Rifkin 2014), von der neuen Glücks
ökonomie des Teilens (vgl. Jensen und Scheub 2014) und 
der Befreiung vom Überfluss (vgl. Paech 2012) die Rede ist. 
Zunehmend fließen auch Forschungsmittel aus öffentlichen 
Töpfen der Länder, des Bundes und der EU. 

Die in einem wachsenden Segment der »Nachhaltigkeits
szene« gehegte Hoffnung lautet nun kurzgefasst so: In Kom-
bination mit technischen Innovationen wie der Solarenergie, 
der Naturstoffchemie oder der biologischen Landbautechnik 
und einer Neuausrichtung der Produktion auf Ziele wie Kreis-
laufwirtschaft, Ressourceneffizienz und Produktlanglebigkeit 
weisen soziale und kulturelle Innovationen wie das Teilen 
und Tauschen ein sehr hohes theoretisches Nachhaltigkeits-
potenzial auf. In der Mischung aus öko-technischem Fort-
schritt und einer neuen sozialen Praxis, in der ressourcen-
bewusst und überwiegend lokal agiert wird, liegt der Schlüs-
sel zur Erreichung einer zukunftsfähigen Gesellschaft, die 
von Wachstumszwängen zu einem guten Teil befreit ist (vgl. 
Loske 2013). 

Wie realistisch ist diese Positivvision einer sozial-ökologi-
schen Sharing Economy? Und was müsste politisch ge-
schehen, um eine solche Vision Realität werden zu lassen?

Beginnen wir aus Gründen der Klarheit zunächst mit der 
Antivision. Die lautet kompakt in etwa wie folgt: Die »grüne« 
Sharing Economy wird es bis auf kleine Inseln nicht mehr 
lange geben, denn das marktwirtschaftliche System wird 
sich wieder einmal als anpassungsfähig erweisen und diese 
sozio-kulturelle Innovation als Frischzellenkur nutzen. Der 
digitale Kapitalismus wird auch das Teilen und Tauschen 
seinen Gesetzen unterwerfen, der idealistischen und altru-
istischen Motive berauben und in eine riesige Kommerzver-
anstaltung transformieren (vgl. Lobo 2014; Morozov 2014). 
Nur in der bunten Werbewelt wird dann noch der Schein 
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aufrechterhalten, bei der ganzen Angelegenheit handele es 
sich um etwas Soziales, eine Form von menschlichem Mit-
einander mit dem Ziel der Gemeinwohlförderung. 

Für eine solche Tendenz zur Kommerzialisierung lassen sich 
in der Realität schon heute zahlreiche Beispiele finden:

Wo Car-Sharing begann, um gemeinsam zehn private Autos 
durch ein Sharing-Auto zu ersetzen und so die Innenstädte 
vor dem Verkehrskollaps zu bewahren, wird unter der glei-
chen Bezeichnung durch Automobilkonzerne heute alles 
dafür getan, Autofahren mit Hilfe von Apps für jedermann 
zu jeder Zeit an jedem Ort zu ermöglichen. 

Wo Mitnahme- und Übernachtungsmöglichkeiten von auf-
geschlossenen Menschen ehedem angeboten wurden, um 
interessante Mitmenschen kennenzulernen und vielleicht ein 
wenig Kostenbeteiligung zu erreichen, sorgen nun kapital-
kräftige Plattformen dafür, dass hier lukrative Business Ca-
ses mit sehr niedrigen Fixkosten und potenziell hohen Mar-
gen entstehen. 

Wo einst Kleidertauschpartys veranstaltet wurden, um der 
Wegwerfkultur mit Freude an der Vielfalt ein Schnippchen 
zu schlagen, wird das Ganze jetzt gegen kleines Geld zur 
Optionserweiterung in der digitalen Multioptionsgesell-
schaft. Nur wer in Sachen Kleidung regelmäßig Neues zu 
bieten hat, geht in bestimmten Kreisen als »cool« oder »en 
vogue« durch.

DriveNow, Car2go, Uber, Airbnb oder Kleiderkreisel sind hier 
nur die Speerspitze. Nicht die Substitution von umwelt-
schädlichem durch umweltfreundliches Verhalten steht im 
Vordergrund, sondern die Schaffung von neuen Märkten 
und sehr preisgünstigen Konsummöglichkeiten aller Art, oh-
ne die Dinge neu kaufen und dauerhaft besitzen zu müssen.

Aus ökologischer Perspektive betrachtet, begegnet uns hier 
wieder ein alter Bekannter: der »Rebound-Effekt«, zu 
Deutsch: Rückpralleffekt. Er wird von Wachstumskritikern 
nicht selten gegen allzu technikoptimistische Sichtweisen 
ins Feld geführt. Zwar haben wir sparsamere Gebäude, Au-
tos und Elektrogeräte, aber immer mehr davon, so dass die 
technischen Effizienzgewinne durch Wachstumseffekte wie-
der aufgezehrt werden und es im Ergebnis nicht zu einer 
Ressourceneinsparung kommt (vgl. Santarius 2014). Dieser 
Mechanismus droht nun auch der Sharing Economy, obwohl 
diese von ökologischer Seite ja gerade gegen rein technik-
zentrierte Konzepte ins Feld geführt wird: Was durch das 
Teilen von Produkten theoretisch an Ressourcen eingespart 
werden könnte, wird durch die Schaffung von immer neuen 
und immer preisgünstiger angebotenen Sharing-Optionen 
wieder aufgefressen. Gesamtwirtschaftliche Ressourcenein-
sparung: null! Soweit die aus sozial-ökologischer Perspek-
tive gesehen negative Vision.

Langsam werden die Konturen der Konfliktlandschaft in Sa-
chen Sharing Economy erkennbar. 

Konfliktlinie Nummer 1 ist diejenige zwischen alter und neu-
er Ökonomie. Sie wird immer offenkundiger. Das Taxi- und 
Hotelgewerbe etwa sieht sich durch die neuen Anbieter, die 
flexibel und volatil agieren, einem asymmetrischen Wettbe-
werb ausgesetzt. Während sie selbst von Sicherheits-, Ar-
beitsschutz- und Hygienestandards bis zum Mindestlohn 
allen möglichen Regulierungen unterlägen, so das Argument 
der Unternehmen, sei die schöne neue Plattformwelt der 
billigen Mitfahr- und Übernachtungsmöglichkeiten von all 
dem befreit (vgl. Neuhaus 2013). 

Konfliktlinie Nummer 2: Auch die Gewerkschaften sehen mit 
großem Argwohn, dass Teile der Sharing Economy nun aus 
der Nische herauswachsen und zu relevanten Konkurrenten 
etablierter Unternehmen und ihrer Beschäftigten werden. 
Unternehmensverbände wie Gewerkschaften fordern des-
halb eine klare Regulierung der Sharing Economy. Unterblei-
be diese, komme es zur Vernichtung von Kapital, Investiti-
onszurückhaltung, Entwertung von Arbeitsqualifikationen 
und letztlich zu Lohndruck und Entlassungen (vgl. Spiegel 
online, Wirtschaft 2014a).

Konfliktlinie Nummer 3 verläuft zwischen dem Staat und den 
Akteuren des kommerzialisierten Teils der Sharing Economy. 
Es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis sie in die Schlagzei-
len gerät. Da wo getauscht, geteilt und informell agiert wird, 
haben die Finanzbehörden keinen Überblick und keinen Zu-
griff. Hinter vorgehaltener Hand klagt schon heute so man-
cher Finanzminister, dass es nicht angehen könne, wenn ein 
absehbar stark wachsender Teil der Wirtschaft, die Sharing 
Economy eben, sich der Mitfinanzierung der öffentlichen 
Aufgaben weitgehend entziehe (vgl. zu den Vorstellungen 
der Digitalwirtschaft European Multi-Channel and Online Tra-
de Association (Emota) 2014). Man darf annehmen, dass 
große Teile der Politik das Ganze gern kleinhalten würden 
und sich in ihrem Regulierungswillen stark von ständischen 
und fiskalischen Interessen leiten lassen (vgl. Spiegel online, 
Wirtschaft 2014b).

Die vierte Konfliktlinie ist die hier skizzierte zwischen dem 
sozial-ökologisch motivierten und eher gemeinwohlorien-
tierten Segment der Ökonomie des Teilens und Tauschens 
auf der einen Seite sowie dem Plattform-Kapitalismus auf 
der anderen Seite. Sie ist bislang noch nicht wirklich Gegen-
stand von Diskussionen zwischen Umweltbewegten, Netz-
gemeinde und Politik. Da, wo der Kommerzialisierungsas-
pekt der Sharing Economy überhaupt thematisiert wird, fin-
det sich ein breites Meinungsspektrum von weitreichender 
Befürwortung (»Es ist doch gut für die Umwelt, wenn jetzt 
auch die Wirtschaft das Sharing entdeckt.«)1 bis zu vollstän-

 1	 Vgl. für eine eher positive Sichtweise hinsichtlich der sparsamen Res-
sourcenverwendung zum Beispiel Ingber und Jürgensen (2014).
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diger Ablehnung (»Wenn wir die Sache nicht ordentlich re-
gulieren, wird die Sharing Economy bald von digitalen Rie-
senmonopolen gesteuert, die mit Umweltschutz und sozia-
ler Gerechtigkeit nichts im Sinn haben, sondern nur ein Ziel 
kennen: Wachstum und Profit!«)2.

Wie kann diese Konfliktlandschaft politisch so bearbeitet 
und reguliert werden, dass dabei ökologisch, sozial und öko-
nomisch etwas Gutes für die Gesellschaft herauskommt? 
Gibt es gar keinen Regulierungsbedarf wie uns Uber & Co 
weismachen wollen? Sicher nicht! Umgekehrt kann es aber 
auch nicht sein, dass diese sozialen Innovationen von der 
Politik gleich totreguliert werden, nur weil sie mit ständischen 
Interessen kollidieren. Klar ist, dass die neue Ökonomie des 
Teilens nicht ohne weiteres mit den Regularien der alten 
Ökonomie des Besitzens bearbeitet werden kann. 

Kein vernünftiger Mensch wird auf die Idee kommen, dass 
derjenige, der jemanden in seinem Auto mitnimmt, von die-
sem einen Mindestlohn verlangen kann. Man wird wohl auch 
nicht im Ernst jemandem, der gelegentlich andere bei sich 
übernachten lässt, die Gesundheitspolizei zwecks Überprü-
fung von Hygienestandards ins Haus schicken oder Finanz-
beamte zur Steuereintreibung an Kleidertauschpartys teil-
nehmen lassen. Und einen generellen Bestandsschutz für 
durch Sharing gebeutelte Unternehmen kann der Staat oh-
nehin nicht gewähren. Aber was dann?

Im Grunde geht es darum, den sozialen Innovationen einer-
seits Raum zur Entfaltung zu geben, aber andererseits zu 
verhindern, dass es zu ruinösem Wettbewerb kommt und 
das Einkommen derjenigen, die ohnehin schon am unteren 
Ende der Skala stehen, immer weiter unter Druck gerät. Das 
ist keine triviale Aufgabe. 

Meines Erachtens sollte sich die Politik dabei an den folgen-
den Grundsätzen orientieren: 

Durch europäisches und nationales Wettbewerbsrecht so-
wie internationale Abkommen muss sichergestellt werden, 
dass die Sharing Economy nicht zu einer reinen Domäne 
der Internetgiganten mit ihren Gewinn- und Beeinflussungs-
interessen wird. Sollte es zu dem transatlantischen Freihan-
delsabkommen TTIP überhaupt kommen, was angesichts 
des wachsenden Widerstands in Deutschland und anderen 
EU-Staaten noch keineswegs ausgemacht ist, wäre hier ein 
wichtiger Ort für entsprechende Regelungen.

Deutsche und europäische Netzpolitik und Wirtschaftsför-
derung müssen einen Beitrag dazu leisten, dass in der auf-
ziehenden Ökonomie des Teilens auch lokale, regionale, na-
tionale und europäische Unternehmen der Digitalwirtschaft 

 2	 Vgl. für eine stark ablehnende Sichtweise auf die Sharing Economy und 
ihre sozial-ökologischen Nachhaltigkeitspotenziale z.B. Baumgärtel 
(2014).

eine faire Chance bekommen. Hierbei geht es nicht um Pro-
tektionismus, sondern um die Schaffung eigener leistungs-
fähiger Strukturen, die im Wettbewerb mit den US-amerika-
nischen und demnächst auch chinesischen Riesen beste-
hen können. Der neue EU-Kommissar für digitale Fragen 
wird hier zu zentralen Weichenstellungen beitragen können 
und müssen.

Aus einer Perspektive der Nachhaltigkeit ist es zentral, den 
gemeinnützig organisierten Teil der Sharing Economy durch 
steuerliche Besserstellung und ein verbessertes Stiftungs- 
und Vereinsrecht gegenüber dem kommerziellen Segment, 
das rein gewinnorientiert arbeitet, zu stärken und »feindli-
chen Übernahmen« entgegenzuwirken. Der Staat hat hier 
aus Gemeinwohlperspektive eine Pflicht, die Tendenz zur 
allgegenwärtigen Kommerzialisierung zwischenmenschli-
cher Beziehungen einzuhegen.

Arbeits(markt-)politik sollte zukünftig so gestaltet werden, 
dass sie einerseits innovative Entwicklungen im Bereich der 
Sharing Economy nicht abwürgt, andererseits aber auch 
verschärften Prekarisierungstendenzen im Dienstleistungs-
sektor entgegenwirkt. Die alten korporatistischen Struktu-
ren, in denen sich Arbeitgeberverbände und Gewerkschaf-
ten unter wohlwollender Begleitung des Staates gegenüber-
stehen, sind nur noch sehr bedingt in der Lage, für dieses 
neue Feld zukunftsweisende Antworten zu geben. Hier müs-
sen alle Beteiligten umdenken und gemeinsam lernen.

Die leider eingeschlafene Diskussion über Konzepte wie das 
bedingungslose Grundeinkommen, das Bürgergeld oder die 
negative Einkommensteuer ist wiederaufzunehmen und vor 
dem Hintergrund der neuen Tendenzen zum Teilen und Tau-
schen sowie der tiefgreifenden Veränderungen durch die 
Digitalisierung neu zu bewerten. Es spricht viel dafür, dass 
diese Konzepte Chancen für eine soziale Bürgergesellschaft 
bieten, in der sich die Bürgerinnen und Bürger den ihnen 
gemäß erscheinenden Mix aus Erwerbsarbeit, Eigenarbeit, 
Familienarbeit, gesellschaftlichem oder kulturellem Schaffen 
selbst zusammenstellen können.

Es ist höchste Zeit, dass Netzgemeinde, Ökologiebewegung, 
Gewerkschaften und Wirtschaft in Deutschland und Europa 
in den Dialog über eine sachgerechte Regulierung der Öko-
nomie des Teilens eintreten. Dabei sollten sie sich von der 
Grundeinsicht leiten lassen, dass das Teilen und Tauschen 
eine nicht zurückzuschraubende säkulare Tendenz ist, die im 
Grundsatz das Potenzial hat, für Gesellschaft, Gesamtwirt-
schaft und Natur Positives zu bewirken, dies aber nicht von 
selbst geschieht, sondern der politischen Gestaltung und 
Rahmensetzung bedarf. Wenn nichts unternommen wird, 
kann sicher davon ausgegangen werden, dass die US-ame-
rikanischen Internetgiganten und ihre Geldgeber auch die 
Spielregeln der Sharing Economy ganz allein bestimmen wer-
den. Daran sollte Europa kein Interesse haben.
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Auch Teilen braucht Regeln

Die Sharing Economy ist eine gute Idee. Menschen, die et-
was Bestimmtes haben, aber es aktuell nicht brauchen, ver-
leihen es an andere. Das Konzept funktioniert in vielen Be-
reichen: Der Berliner Student, der eine Bohrmaschine 
braucht, sich aber keine leisten kann, leiht sie sich einfach 
in einem sozialen Netzwerk wie frents.com. Der Kleinbauer, 
der nicht das Kapital hat, um sich eine teure Erntemaschine 
zu kaufen, schließt sich mit anderen Kleinbauern zusammen 
– und man nutzt die Maschinen gemeinsam. Davon profitiert 
nicht nur der Einzelne, sondern im Idealfall alle. Denn Sha-
ring Economy bedeutet im Endeffekt, dass Ressourcen ef-
fizienter genutzt werden und Verschwendung vermieden 
wird. Ein weiteres Beispiel dafür sind Online-Portale für Mit-
fahrgelegenheiten. Die Mitfahrerin kann preiswert von A nach 
B kommen, und der Fahrer erhält einen Zuschuss für seine 
Fahrtkosten. Andere Verkehrsteilnehmer haben Vorteile von 
weniger Autos auf der Autobahn, und der Rest von uns kann 
sich über eine Umwelt freuen, die weniger Schadstoffen 
ausgesetzt ist.

Aus grüner Sicht ist die Sharing Economy deshalb gut und 
wünschenswert. Sie ist ökonomisch sinnvoll, weil Güter ef-
fizient genutzt werden, und durch die gemeinsame Nutzung 
auch hochwertigere und bessere Güter finanziert werden 
können, als für den einzelnen erschwinglich gewesen wä-
ren. Sie ist ökologisch sinnvoll, weil Ressourcen wie Pro-
duktionsmittel, Energie oder Müll und Emissionen einge-
spart werden können. Und sie ist sozial sinnvoll, weil durch 
das Prinzip des Teilens mehr Menschen Zugang zu ver-
schiedensten Gütern erhalten. Ein Beispiel hierfür ist das 
klassische Car-Sharing. Damit wird zum Beispiel vielen Fa-
milien der Wochenendgroßeinkauf oder der Möbeltransport 
von Ikea erleichtert, ohne dass deshalb alle dauerhaft ein 
eigenes Auto besitzen müssen. Die Sharing Economy ver-
spricht deshalb erst einmal eine Win-Win-Situation für alle 
Beteiligten.

 *	 Katharina Dröge, MdB, Bündnis 90/Die Grünen, ist Mitglied des Aus-
schusses für Wirtschaft und Energie.

Katharina Dröge*
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Neue, insbesondere internetbasierte Geschäftsmodelle und 
das Entstehen einer »Sharing-Industrie« werfen in der Praxis 
aber viele ungelöste Fragen und Herausforderungen für die 
Wettbewerbspolitik auf. Die Unternehmen Uber und AirBnB 
sind hier exemplarisch. Beide Anbieter präsentieren zu-
nächst einmal innovative Konzepte. 

Das Unternehmen AirBnb vermittelt im Internet Übernach-
tungsmöglichkeiten in den Wohnungen und Zimmern von 
Privatpersonen. Anstelle eines Hotelzimmers oder der klas-
sischen Ferienwohnung kann man in der Wohnung oder 
einem freien WG-Zimmer übernachten, wenn die Bewohner 
nicht da sind, beispielsweise aufgrund einer Urlaubsreise. 
Für den Vermieter stellt dies einen netten Nebenverdienst 
dar. Für nicht wenige ist dies sicherlich auch eine gute Mög-
lichkeit, eine Wohnung in teurer zentraler Lage überhaupt 
finanzieren zu können. Der Tourist freut sich über eine preis-
werte Übernachtung. Und grundsätzlich ist es eine sinnvol-
le Sache, angesichts knappen Wohnraums Wohnungen 
oder Zimmer nicht einfach leer stehen zu lassen, sondern 
sie bei Gelegenheit zu vermieten. Die Grenzen des Konzepts 
der Sharing Economy sind allerdings dann erreicht, wenn in 
der Praxis ein Teil der über AirBnB angebotenen Wohnungen 
allein dem Zweck der Vermietung dienen und überhaupt 
nicht selbst genutzt werden. Denn dann befinden wir uns 
im Bereich des klassischen Hotelgewerbes. Mit der Grund-
idee der Sharing Economy hat dieser Teil nicht viel zu tun.

Die Grundidee von AirBnB kann weitgehend der klassischen 
Sharing Economy zugerechnet werden – der Fall Uber liegt 
komplizierter. Uber vermittelt mit Hilfe einer Handy-App Au-
tofahrten von Privatpersonen für Privatpersonen. Die Grund-
idee sollte laut eigener Aussage des Unternehmens an der 
klassischen Mitfahrzentrale angelehnt sein. In der Realität 
vermittelt Uber jedoch überwiegend klassische Taxidienst-
leistungen, bei denen der Fahrer ohne die Anfrage des Gas-
tes vermutlich nicht unterwegs gewesen wäre. Das hat mit 
der Grundidee des Teilens nicht mehr viel zu tun. 

Aber unabhängig davon, wie viel Sharing Economy in den 
Konzepten von Uber und AirBnB steckt, dringen diese mit 
Innovationen in Geschäftsbereiche bestehender Branchen 
wie dem Hotel- oder dem Taxigewerbe ein. Das muss nicht 
zu reflexhaften Abwehrmechanismen führen. Konkurrenz 
belebt den Wettbewerb und kann bei sinnvoller Gestaltung 
zu mehr Effizienz, einem verbesserten Angebot für die Ver-
braucher oder zu niedrigeren Preisen führen. 

Mit neuen Konzepten stellen sie auch bestehende Regulie-
rung in Frage. So ist z.B. im Rahmen der Diskussion um 
Uber die Frage aufgeworfen worden, ob man für den Erwerb 
eines Personenbeförderungsscheins, den jeder Taxifahrer 
braucht, erst eine ausführliche Ortskenntnis vorweisen 
muss. Das ist in Zeiten von Navigationsgeräten kaum mehr 
einleuchtend. Darüber hinaus wird darüber debattiert, dass 

einige Kommunen die Anzahl an Taxilizenzen sehr knapp 
halten und somit neuen Wettbewerbern den Einstieg in den 
Taximarkt deutlich erschweren. Und nicht zuletzt hat Uber 
gezeigt, dass es sicher auch Nachhohlbedarf beim Thema 
Taxis und Apps gibt. 

Weder innovativ noch ökonomisch sinnvoll ist ein Konkur-
renzangebot allerdings dann, wenn der Wettbewerbsvorteil 
des neuen Anbieters nicht auf einem besseren Konzept be-
ruht, sondern lediglich darauf, dass Gesetze ignoriert, dem 
Staat Steuergelder vorenthalten und Risiken auf die Nutzer 
abgewälzt werden. Dann funktioniert das Geschäftsmodell 
nur deshalb, weil Profite auf Kosten der Allgemeinheit ver-
bucht werden. In so einem Fall muss von unlauterem Wett-
bewerb gesprochen werden. 

Es ist grundsätzlich Aufgabe der Wettbewerbspolitik, darauf 
zu achten, dass alle nach den gleichen Spielregeln spielen. 
Uber hat das in einigen Fällen nachweislich nicht getan und 
damit Handlungsbedarf in der Wettbewerbspolitik geschaffen.

In mehreren deutschen Städten haben Gerichte einstweilige 
Verfügungen gegen das Unternehmen Uber ausgespro-
chen. Das Landgericht Frankfurt erließ sogar ein deutsch-
landweites Fahrverbot gegen Uber sowie gegen einzelne 
Fahrer. Der Grund: Die vom Unternehmen angebotenen 
Fahrten werden von Fahrern durchgeführt, die keinen Per-
sonenbeförderungsschein besitzen. Den »P-Schein« aber 
braucht man in Deutschland, um Personen gewerbsmäßig 
befördern zu dürfen. Das gilt für die Taxibranche. Uber ver-
langt von seinen Fahrern aber nur ein Führungszeugnis. Das 
wertete das Amtsgericht als klaren Verstoß gegen das Per-
sonenbeförderungsgesetz. 

Zweitens versucht das Unternehmen, die Geschäftsrisiken 
auf die Nutzer abzuwälzen. So ist bei Uber beispielsweise 
die Versicherungsfrage ungeklärt. Es ist schon vorgekom-
men, dass Versicherungen Uber-Fahrern nach einem Unfall 
kündigen. Auch kann es passieren, dass die Versicherung, 
wenn sie erfährt, dass jemand für Uber fährt, von dieser 
Person nachträglich den höheren, gewerblichen Versiche-
rungssatz verlangt. Ebenso kann es zu Vertragsstrafen kom-
men.

Als drittes Problem ist die Steuerzahlung zu nennen: Uber 
und einzelne Fahrer wurden wiederholt verklagt, da die Fah-
rer sich nicht als Gewerbetreibende angemeldet haben. Sie 
fahren de facto schwarz.

Viertens ist nicht gewährleistet, dass die Uber-Fahrer ange-
messen entlohnt werden, also immer mindestens den Min-
destlohn erhalten, wenn sie als Fahrer aktiv sind. Ein Modell, 
das nur darauf beruht, Löhne zu drücken, ist alles andere 
als innovativ. Hinzu kommt der unklare Status der Fahrer. 
Es ist offen, ob sie Gewerbetreibende oder Angestellte sind, 
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wodurch die Frage nach der Sozialversicherungspflicht pro-
blematisch wird. Als Gewerbetreibende müssten die Fahrer 
so viel verdienen, dass sie selbst vorsorgen könnten, als 
Angestellte müsste Uber Sozialabgaben abführen. Beides 
scheint aktuell nicht zu funktionieren.

Fünftens ist das Taxigewerbe keine reine Privatveranstal-
tung: Es erfüllt auch einen öffentlichen Auftrag und wird als 
Ergänzung des ÖPNVs benötigt. Kranke oder alte Menschen 
sind oft auf Taxis angewiesen, um etwa zum Arzt zu kom-
men. Auch in Regionen mit schlechtem ÖPNV-Anschluss 
ist das Taxi eine notwendige Einrichtung, um Mobilität zu 
gewährleisten. Um diese Versorgung zu gewährleisten, müs-
sen Taxis deswegen auch eine bestimmte Mindestfahrzeit 
pro Jahr einhalten. In Berlin und an vielen anderen Orten 
müssen sie 180 Tage im Jahr unterwegs sein. Ebenso gilt 
für Taxis eine Beförderungspflicht. Jede Strecke muss ge-
fahren werden, auch wenn sie noch so kurz ist. Und die von 
Kommunen vorgeschriebene Preisbindung soll dazu dienen, 
Taxifahrten erschwinglich zu machen. All das berücksichtigt 
Uber bislang nicht.

Bei AirBnB und anderen Portalen zur Vermietung von Woh-
nungen besteht Regulierungsbedarf bei der ordnungsge-
mäßen Steuerzahlung. Einnahmen aus der Vermietung 
einer Immobilie müssen über die Einkommensteuer de-
klariert werden. Die Plattformen zur Vermietung von Feri-
enwohnungen weisen normalerweise in ihren AGBs dar-
aufhin – so auch AirBnB. Ob die Vermieter sich aber immer 
daran halten, ist zumindest zu hinterfragen. So geht z.B. 
die New Yorker Staatsanwaltschaft davon aus, dass 72% 
aller Vermietungen in der Stadt illegal sind. Dadurch sind 
der Stadt New York zwischen 2010 und 2014 mehr als 
33 Millionen US-Dollar an Bettensteuer entgangen. Zwar 
fehlen bisher belastbare Zahlen zu illegalen Übernachtun-
gen in Deutschland. Aber bei mehreren tausend über AirBnB 
angebotenen Wohnungen dürften die Steuerausfälle nicht 
unerheblich sein.

Zudem haben etliche Städte strenge Einschränkungen der 
Vermietung von Ferienwohnungen im Stadtgebiet erlassen, 
um eine Verdrängung von Mietwohnungen durch Ferien-
wohnungen zu unterbinden. Bislang existiert kein Mecha-
nismus mit dem geprüft werden kann, ob die über AirBnB 
angebotenen Wohnungen von den Vermietern tatsächlich 
selbst genutzt bzw. ordentlich als Ferienwohnung angemel-
det sind oder ob gegen das Verbot der Zweckentfremdung 
verstoßen wird. 

Schließlich kann die Vermietung der eigenen Wohnung an 
zahlende Gäste auch den Mieter in arge Schwierigkeiten 
bringen. Denn eine Untervermietung der Wohnung ist in 
Deutschland in der Regel nur mit der Zustimmung des Ver-
mieters erlaubt. Ist diese nicht gegeben, so kann die Unter-
vermietung ein Kündigungsgrund sein.

An dieser Stelle ist die Wettbewerbspolitik gefragt, die ent-
sprechenden Spielregeln für Uber und AirBnB zu präzisieren. 
Es geht nicht darum, innovative Angebote zu verhindern, 
sondern vielmehr einen fairen Wettbewerb zu ermöglichen 
und als Gesetzgeber auf neue Herausforderungen auch 
neue Antworten zu geben. Diese Regeln müssen für alte 
genauso wie neue Anbieter gelten.

Im Fall von Uber müssen wir feststellen, dass es nicht nur 
um die Vermittlung von Dienstleistungen geht, sondern dass 
Uber mit der Vermittlung das Angebot der Taxifahrt erst er-
möglicht. Damit muss Uber auch für die Dienstleistung selbst 
Verantwortung übernehmen. Uber muss seinen Fahrern des-
halb angemessenen Versicherungsschutz bieten. Eine Rah-
menversicherung für alle über Uber buchbaren Fahrzeuge 
sollte hier diskutiert werden. Zweitens steht außer Frage, 
dass Fahrer ihr Auto gewerblich anmelden müssen, also ei-
nen Gewerbeschein einholen müssen. Die Anforderungen 
an den hierfür erforderlichen P-Schein sollten allerdings ge-
lockert werden. In Zeiten von serienmäßigen Navigationsge-
räten und Smartphones ist nicht ersichtlich, warum ein Fah-
rer jede Seitenstraße einer Stadt kennen muss. An dritter 
Stelle steht die Frage nach der Entlohnung und der Sozial-
versicherung der Fahrer. Wir müssen sicherstellen, dass der 
Mindestlohn auch in dieser Branche nicht unterschritten wird, 
und die Fahrer müssen, wenn sie langfristig für Uber arbeiten, 
in die Sozialversicherungskassen einzahlen. Das könnte ent-
weder über eine Festanstellung der Fahrer oder über ein für 
eine selbständige Versicherung ausreichendes Einkommen 
gelöst werden. Diese Anforderungen gelten auch für das 
Taxigewerbe, und diese Regeln muss auch Uber beachten, 
wenn das Unternehmen im Taximarkt aktiv ist. 

Schließlich braucht es eine Debatte darüber, wie der ÖPNV 
im Kurzstreckenbereich in Zukunft organisiert sein soll. Das 
ist natürlich eine Diskussion, die nicht nur Uber betrifft. Auch 
im jetzigen System verdienen Taxifahrer zu wenig, und die 
starre Preisgestaltung durch die Kommunen führt sicher 
nicht immer zu optimalen Ergebnissen. Gegebenenfalls soll-
te man hier diskutieren, welche Bereiche des Kurzstre-
cken-ÖPNVs in den Bereich der Daseinsvorsorge fallen und 
welche stärker liberalisiert werden können.

Aber auch im Bereich der Vermietung von Wohnungen gibt 
es Handlungsbedarf bei der Regulierung. So muss im Fall 
von Anbietern wie AirBnB sichergestellt werden, dass zwi-
schen einer sinnvollen gelegentlichen Vermietung der Woh-
nung und der rechtswidrigen Zweckentfremdung unter-
schieden werden kann. Ein einfaches Kriterium dafür könn-
te die Begrenzung der maximal vermietbaren Tage sein, wie 
sie etwa in San Francisco bereits Rechtslage ist. Zudem 
könnten Plattformen wie AirBnB im Fall von Ferienwohnun-
gen von Vermietern eine kurze Bescheinigung dazu anfor-
dern, dass die Wohnungen ordentlich angemeldet und ge-
nehmigt sind, bevor die Vermietung vermittelt würde. Das 
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wäre ein einfacher Weg, um Missbrauch zu vermeiden. Über 
eine solche Anmeldung könnte auch sichergestellt werden, 
dass anfallende Steuern ordnungsgemäß gezahlt werden. 

Hinter Uber und AirBnb stehen gute Ideen. Ein generelles 
Verbot wäre falsch. Vielmehr müssen zwei Dinge geschehen: 
Beide Firmen müssen unter Beweis stellen, dass ihr Ge-
schäftsmodell nicht einzig auf der Ausnutzung unlauterer 
Wettbewerbsvorteile beruht. Dann spricht nichts dagegen, 
dass sie auch weiterhin im Markt erfolgreich sein können. 
Als Gesetzgeber sind wir unsererseits aufgefordert, einen 
gangbaren Mittelweg zu finden, der gleichzeitig diese Kon-
zepte weiterhin ermöglicht und durch gute Regulierung fai-
ren Wettbewerb zusichert. Denn auch die Sharing Economy 
und all die Ideen, die sich mit gemeinsamer oder geteilter 
Nutzung befassen, brauchen Regeln. Nur so können sie in 
Zukunft ein lebendiger Teil unseres Wirtschaftssystems sein 
und bleiben.
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Beste im ganzen Land?
Regenerative Energien in Deutschland: Welche ist die

Auf die Bürger kommt es an. Die Energiewende wird ohne die Akzeptanz der Bevölkerung nicht 

gelingen. Das weiß die Bundesregierung und bemüht sich deshalb um die Zustimmung in der Bevöl-

kerung. Offenbar mit Erfolg. Neuere Umfragen (IEEJ 2013, BDEW 2013) weisen darauf hin, dass 

erneuerbare Energien hohe Akzeptanz finden. Andererseits zeigt eine FORSA-Umfrage im Auf-

trag der Verbraucherzentrale (VZBV 2013) aber auch, dass die Deutschen mit der Umsetzung der 

Energiewende unzufrieden sind. Vor allem stören die steigenden Kosten für die Verbraucher. Zu 

einem ähnlichen Ergebnis kommt die repräsentative Bevölkerungsumfrage von TNS Infratest für 

Scholz & Friends (S&F 2013).

Diese Umfragen geben aber keine Auskunft darüber, wie die einzelnen erneuerbaren Energien in 

Bezug auf ihre jeweiligen Vor- und Nachteile in der Öffentlichkeit bewertet werden. Diese Zielstel-

lung verfolgt die hier vorgestellte Studie. Im Einzelnen geht es um die Sicht der Bevölkerung auf 

die Solarenergie, die Windenergie an Land und auf See, die Wasserkraft und Gezeitenkraftwerke, 

die Geothermie sowie auf Strom und Kraftstoff aus Biomasse. 

Methodik und Stichprobe

Die Umfrage wurde im Juni 2014 von der 
Respondi AG durchgeführt. Basierend auf 
vorhandenen soziodemographischen In-
formationen wurde eine zufällige Stichpro-
be aus der Grundgesamtheit des von Re-
spondi gepflegten Online-Access-Panels 
gezogen. 

Der zentrale Teil der Befragung folgte ei-
nem multiattributiven Ansatz. Acht ver-
schiedene regenerative Energieerzeu-
gungstechnologien1, die eingangs kurz 
beschrieben wurden, waren in Bezug auf 
zehn verschiedene Bewertungskriterien 
zu beurteilen: (1) Akzeptanz in der Gesell-
schaft, (2) gesundheitliche Risiken, (3) Be-
triebssicherheit (4)  Versorgungssicher-
heit, (5) Landschaftsverbrauch, (6) Um-
weltverträglichkeit, (7) Eigenbedarf an 
Energie zur Herstellung der Anlage, (8) 
Rückbau und Entsorgung (9) Kosten und 
(10) Auswirkung auf die Nahrungsmittel-
produktion. Die Frage lautete: Wie bewer-
ten Sie die Energiegewinnung mittels 
[Energieform] hinsichtlich folgender Kate-
gorien? Die Befragten hatten ihre Antwor-

   1	Nach dem physikalischen Grundgesetz der 
Erhaltung der Energie kann Energie weder 
erzeugt noch vernichtet werden, sondern nur 
zwischen verschiedenen Formen umgewandelt 
werden. Folglich müsste man der Präzision willen 
von Energiewandlungstechnologien sprechen.

ten auf einer fünfstufigen Skala zu geben, 
mit den Endpunkten »positiv« und »nega-
tiv«. Ihnen stand zusätzlich auch die Ka-
tegorie »Kann ich nicht beurteilen« zur 
Verfügung. Um Positionseffekte zu ver-
meiden, wurden sowohl die Reihenfolge 
der Energieformen als auch die Reihen-
folge der Bewertungskriterien, auf denen 
sie zu beurteilen waren, randomisiert.

Insgesamt wurden 1 147 Personen im Al-
ter zwischen 18 und 73 Jahren online be-
fragt. Der altersbezogene Mittelwert be-
trägt 43 Jahre. 52,4% sind männlich, 
47,6% sind weiblich. Die Befragung dau-
erte durchschnittlich etwa 15 Minuten. 
Die Datenauswertung erfolgte mit Ver
sion 21 des Statistikprogramms SPSS.

Ergebnisse

Gründe für die Energiewende

Auf die Frage, was der wesentliche Grund 
für die Energiewende ist, geben 45% der 
Befragten den Reaktorunfall in Fukushima 
an. 29,7% nennen die weltweite Klimaver-
änderung und 14,1% die Knappheit von 
Kohle, Erdöl und Erdgas. Das Streben 
nach Unabhängigkeit der Energieversor-
gung in Deutschland wird von 11,3% als 
entscheidender Grund angesehen.

Präferenzen für regenerative Energien

In Bezug auf die verschiedenen erneuer-
baren Energieformen haben die Befragten 
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folgende Präferenzen (vgl. Abb. 2). An erster 
Stelle steht die Photovoltaik, darauf folgt die 
Windkraft auf See. Auf den Rangplätzen 3 
bis 6 folgen die Windkraft auf Land, Wasser-
kraftwerke, Gezeitenkraftwerke und Geo-
thermie (vgl. Abb. 2). Auf den beiden letzten 
Rangplätzen stehen Wärmegewinnung aus 
Biomasse und Treibstoffe aus Biomasse.

Zusätzlich wurde die Nutzenwahrnehmung 
ermittelt. Die Frage lautete hier: »Wenn Sie an 
alle Vor- und Nachteile von [Energieform] den-
ken, die Ihnen einfallen, überwiegen dann Ih-
rer Meinung nach eher die Vorteile oder eher 
die Nachteile?« Korreliert man die Rangplätze 
der erneuerbaren Energieformen mit der Nut-
zenwahrnehmung, so zeigen sich bestenfalls 
mittlere Zusammenhänge. Die Korrelationen 
nach Spearman variieren zwischen 0,216 und 
0,417. Dieser Befund weist darauf hin, dass 
die Präferenz für eine erneuerbare Energie-
form nicht nur von der Bewertung seiner Vor- 
und Nachteile abhängt.

Die Nutzenwahrnehmung der Energieformen 
zeigt jedoch auch, dass alle regenerativen 
Energien positiv bewertet werden. Selbst die 
Bewertung der Kraftstoffe aus Biomasse er-
reicht noch einen Mittelwert von 2,97 und 
liegt damit unter dem Skalenmittelpunkt von 
3,0 auf der Seite der Vorteile.

Bedeutsamkeit der Bewertungskriterien 
für regenerative Energieformen

Die Untersuchungsteilnehmer hatten weiter-
hin die acht verschiedenen regenerativen 
Energieformen auf einer Reihe von Bewer-
tungskriterien zu beurteilen. Darüber hinaus 
waren die Bewertungskriterien ihrer Wichtig-
keit nach in eine Rangfolge zu bringen. Die 
Frage lautete: »Ihrer Meinung nach, wie wich-
tig sind die einzelnen Bewertungskriterien für 
erneuerbare Energie?«.

Zuerst zur Wichtigkeit der Kriterien für die 
Bewertung der regenerativen Energien 
(vgl. Abb. 3): Als wichtigste Kriterien gelten 
den Befragten die Umweltverträglichkeit und 
die Gesundheitsrisiken für den Menschen, als 
unwichtigstes die Akzeptanz in der Gesell-
schaft. Damit stellen sie Fakten über subjek-
tive Präferenzen; das ist auch für die Politik 
eine wichtige Botschaft. Die Kostenfrage liegt 

Reaktorunfall in 
Fukushima, Japan

45.0%

Knappheit von 
Kohle, Erdöl und 

Erdgas
14.1%

Unabhängigkeit 
der Energie-

11.3%
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29.7%

Einschätzung der Gründe für die Energiewende

Quelle: Auswertung der Autoren, Daten der Umfrage von Respondi AG, Juni 2014. 

Frage: Was ist - Ihrer Meinung nach - der wesentliche Grund für die Energiewende in 
Deutschland?
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im Mittelfeld, ähnlich wie die Betriebssicherheit und die Ver-
sorgungssicherheit.

Zur Ausdifferenzierung dieser Befunde kann ein anderer Teil 
der Studie herangezogen werden. Gefragt wurde auch, wo-
zu man persönlich bereit wäre, um die Energiewende zu 
einem Erfolg werden zu lassen. Von besonderem Interesse 
sind dabei zwei Fragen, nämlich, in Bezug auf die Kosten 
(Akzeptanz der Erhöhung der Energierechnung um 10%) 
und bezüglich der Versorgungssicherheit (Akzeptanz eines 
Stromausfalls von etwa einer Stunde im Jahr wie in Italien).

Etwa die Hälfte der Untersuchungsteilnehmer ist nicht bereit, 
für den Erfolg der Energiewende eine Erhöhung der Ener-
gierechnung um 10% in Kauf zu nehmen. Jeder Fünfte ist 
aber dafür und etwa ein Drittel bleibt unentschieden. Eine 
differenzierte Betrachtung nach Einkommen zeigt statistisch 
signifikante Unterschiede (X² = 30,536, p = 0,001). So ist in 
der niedrigsten Einkommensgruppe (< 500 Euro pro Monat) 
der Anteil der Nichtakzeptanz am größten 
(57%) und in der höchsten Einkommens-
gruppe (> 5 000 Euro pro Monat) am ge-
ringsten (32%). Die Kosten der Energiewen-
de für die Haushalte sind demnach eine kri-
tische Größe, denn selbst in den höchsten 
Einkommensklasse sind weniger als die Hälf-
te der Befragten (44,5%) für eine Erhöhung 
der Energierechnung um 10%. 

Einen Stromausfall von einer Stunde pro Jahr 
für den Erfolg der Energiewende hinzuneh-
men, bejahen etwa 37% der Befragten, 26% 
sind dagegen, und weitere 37% sind unent-
schieden. Statistisch signifikante Unterschie-
de zwischen den Einkommensgruppen zei-
gen sich hier nicht (X² = 12,829, p = 0,233).

Weiterhin wurden zwei Fragen der Akzeptanz 
von externen Steuerungen gestellt. Mit der 
Steuerung des Elektrizitätsverbrauchs durch 
die Elektrizitätswerke sind knapp 37% der 
Befragten nicht einverstanden. Rund 39% 
sind unentschieden, und etwa 24% würden 
eine solche Steuerung als Mittel für den Erfolg 
der Energiewende akzeptieren. Dagegen ist 
mehr als die Hälfte (54,8%) der Befragten 
nicht bereit, eine eingeschränkte Verfügbar-
keit an Elektrizität für den Erfolg der Energie-
wende hinzunehmen. Die Zustimmungsrate 
ist dementsprechend am niedrigsten (16%), 
und unentschieden sind zirka 29%.

Zwar sind Umwelt- und Gesundheitsfragen 
die wesentlichen Bewertungskriterien für re-
generative Energien, aber die Kosten spielen 

durchaus auch eine Rolle. Es zeigt sich darüber hinaus, dass 
eine Konkretisierung der Frage nach den Kosten sowie der 
Versorgungssicherheit die Antwortmuster beeinflussen. Aus 
den Daten der Abbildung 4 kann geschlossen werden, dass 
unter den vorgegebenen Konkretisierungen die Kosten hö-
her gewichtet werden als die Versorgungssicherheit, da hier 
der Prozentsatz der Ablehnungen deutlich größer ist. Das 
hängt wohl auch damit zusammen, dass es hier explizit um 
die eigenen Kosten geht.

Bewertungsprofile von regenerativen Energieformen

Aus Platzgründen können hier nicht alle Profile dargestellt 
werden, sondern nur zu Photovoltaik, Windenergie an Land 
und der Wärmegewinnung aus Biomasse. Diese Auswahl 
repräsentiert, verschiedenen Positionen in der Präferenzrei-
he der regenerativen Energien. 

Abbildung 6 zeigt, dass die Photovoltaik auf allen Bewer-
tungskriterien über den Skalenmittelpunkt 3 liegt und damit 
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Quelle: Auswertung der Autoren, Daten der Umfrage von Respondi AG, Juni 2014.
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positiv abschneidet. Am positivsten wird sie 
dabei hinsichtlich der Akzeptanz in der Ge-
sellschaft beurteilt. Nur im Hinblick auf die 
Kosten liegt die Bewertung nahe dem Ska-
lenmittelpunkt, aber immer noch auf der po-
sitiven Seite. Dabei ist zu beachten, dass die 
Befragten auch die Möglichkeiten hatten, mit 
»ich weiß nicht« zu antworten. Diese Gruppe, 
die je nach Kriterium und Energieform bis zu 
25% der Befragten umfassen kann, wird hier, 
wie auch in den nachfolgenden Abbildun-
gen 7 und 8, nicht berücksichtigt.

Bezüglich der Windenergie an Land liegen 
die Mittelwerte der Bewertungen – außer in 
Bezug auf den Landschaftsverbrauch – 
durchweg im positiven Bereich, wenngleich 
auch sie nie eindeutig positiv ausfallen. Die 
besten Bewertungen beziehen sich auf die 
Umweltverträglichkeit und auf die Betriebs-
sicherheit. Auch die gesellschaftliche Akzep-
tanz der Windenergie an Land wird tenden-
ziell positiv eingeschätzt. 

Ähnliches gilt für die Wärme aus Biomasse 
(vgl. Abb. 8). Auch hier sind die Mittelwerte 
aller Bewertungen im positiven Bereich, mit 
Ausnahme der Auswirkungen auf die Nah-
rungsmittelproduktion. An der Spitze finden 
sich die Betriebssicherheit und die Versor-
gungssicherheit. Gleichwohl gilt auch hier, 
dass die Bewertungen nie eindeutig positiv 
ausfallen. Mittelwerte größer 4 werden nicht 
erreicht.

Einflussfaktoren auf die 
Nutzenwahrnehmung 

Tabelle 1 zeigt die Zusammenhänge zwi-
schen der Nutzenwahrnehmung (Vorteile vs. 
Nachteile der Energieform) und ihren Ein-
schätzungen auf den verschiedenen Bewer-
tungskriterien. Die Einflüsse der verschiede-
nen Bewertungskriterien auf die Wahrneh-
mung des Nutzens der regenerativen Ener-
gien wurde mittels multiplen linearen Regres-
sionen ermittelt. Dabei fällt auf, dass die 
aufgeklärte Varianz R2 ohne Ausnahme hoch 
ist (vgl. Tab. 1). Das spricht für einen deutli-
chen Zusammenhang zwischen Nutzen-
wahrnehmung und den Beurteilungen auf 
den Bewertungskriterien.

Durchweg weist die Umweltverträglichkeit die 
höchsten Beta-Werte auf. Die eingeschätzte 
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Umweltverträglichkeit beeinflusst somit die Nutzenwahrneh-
mung am stärksten. Die Versorgungssicherheit ist ein Krite-
rium, das bei der Nutzenwahrnehmung aller regenerativen 
Energieformen eine bedeutsame Rolle spielt. Interessanter-
weise übt die Akzeptanz durchgängig einen Einfluss auf die 
Wahrnehmung des Nutzens regenerativer Energiequellen 
aus. Dieser Befund steht im Gegensatz zu der geringen sub-
jektiven Gewichtung der Kriterien (vgl. Abb. 3).

Die Kostenfrage beeinflusst die Nutzenwahrnehmung nur 
bei Wärme aus Biomasse. Auch die Frage des gesundheit-
lichen Risikos spielt – außer bei Windkraft an Land und Wär-
me aus Biomasse – keine Rolle für die Regression auf die 
Nutzenwahrnehmung. Allerdings kann daraus nicht ge-
schlossen werden, dass diese beiden Kriterien keinerlei Ein-
fluss auf den wahrgenommenen Nutzen regenerativer Ener-
gien haben.

Wegen der z.T. hohen Interkorrelationen der Kriterien wird 
der Beitrag der Kosten- und der Risikovariable im Regres-
sionsmodell bereits durch andere Prädiktorvariablen abge-
deckt. Mit aller Vorsicht lässt sich aber feststellen, dass die 
Kriterien »Kosten« und »gesundheitliches Risiko« weniger 
prominent sind, wenn Nichtexperten den Nutzen regenera-
tiver Energiequellen bewerten.

Interessant ist weiterhin, dass sich die Einstellung zur Tech-
nik (Segen oder Fluch) auch auf die Nutzenwahrnehmung 
der regenerativen Energiequellen auswirkt. Die Ergebnisse 
einfacher Varianz-Analysen mit der Einstellung zur Technik 

als unabhängige und der Nutzenwahrnehmung der regene-
rativen Energiequellen als abhängige Variable zeigen, dass 
diejenigen, die Technik für einen Fluch halten, regenerative 
Energien skeptischer bewerten als die Befragten, die Tech-
nik für einen Segen ansehen (die F-Werte liegen zwischen 
3,661 und 6,920; alle p < 0,019).

Schließlich zeigen multiple lineare Regressionen, dass die 
Einschätzung der Bedrohlichkeit der Klimaveränderung ei-
nen Einfluss auf die Nutzenwahrnehmung der Photovoltaik 
sowie der Windenergie auf Land und auf See hat. Je be-
drohlicher die Klimaveränderung beurteilt wird, desto größer 
werden die Vorteile dieser regenerativen Energieformen ein-
geschätzt (p < 0,001). Für Geothermie, Wasserkraft, Gezei-
tenkraftwerke und Biomasse (Wärme und Kraftstoff) gilt die-
ser Zusammenhang nicht.

Diskussion

Die Bevölkerung sieht den durch den Reaktorunfall in Fu-
kushima vorgezogenen Ausstieg aus der Kernenergie als 
Hauptursache für die Energiewende an, gefolgt von der Not-
wendigkeit, zum Schutz des Klimas relevante Emissionen, 
vor allem CO2, zu reduzieren. Dieses Ergebnis steht im Ge-
gensatz zu Joas et al. (2014), die 56 ausgewählte Vertreter 
aus Wissenschaft, Medien, Verwaltung, Verbänden/Unter-
nehmen und Politik befragt haben und die den Klimaschutz 
als Hauptziel der Energiewende ausweisen.

 
Tab. 1 
Signifikante standardisierte Beta-Werte sowie die aufgeklärte Varianz R2 bei der multiplen linearen Regression  
der Bewertungskriterien auf die Nutzenwahrnehmung (Vorteile vs. Nachteile) 
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Akzeptanz 0,164 0,118 0,116 0,175 0,198 0,211 0,137 0,185 

Ges. Risiko – – 0,085 – – – 0,068 – 

Betriebssicherheit 0,100 0,085 0,132 0,141 0,190 0,181 – 0,076 

Versorgungssicherheit 0,119 0,177 0,133 0,076 0,101 0,087 0,109 0,088 

Landschaftsverbrauch 0,096 – – – 0,134 0,071 0,104 0,108 

Umweltverträglichkeit 0,240 0,301 0,249 0,284 0,231 0,278 0,195 0,262 

Eigenbedarf an Energie 0,085 – 0,127 0,131 – 0,099 – 0,087 

Rückbau und Entsorgung 0,079 0,102 0,087 0,077 – – – – 

Kosten – – – – – – 0,087 – 

Auswirkung auf Nahrungsmittelproduktion 0,08 0,068 – – 0,116 – 0,167 0,149 

R2 0,639 0,569 0,629 0,581 0,643 0,703 0,608 0,650 

Nur signifikante Beta-Werte werden angezeigt. 

Quelle: Berechnungen der Autoren, Daten der Umfrage von Respondi AG, Juni 2014. 
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Ein radikaler und vor allem so rascher Umbau des Ener-
giesystems wäre ohne den beschleunigten Ausstieg aus der 
Kernenergie nicht notwendig gewesen. Um die Kohlekraft 
als Energieform mit hohen CO2-Emissionen adäquat zu er-
setzen, wäre eine Energiewandlungsform von Nöten, die 
den Anstieg der erneuerbaren Energien und somit der An-
stieg der Stochastizität der Energieeinspeisung durch sanf-
te sukzessive Senkung der Grundlast abfedern könnte. Die 
Pufferfunktion einer grundlastfähigen Energiedarreichungs-
form ist weiterhin aus zwei Gründen notwendig: (1) solange 
es keine Speicher gibt, die schnell überschüssige Energie 
in großen Mengen aufnehmen und später bei Bedarf genau-
so schnell wieder abgeben können, und/oder (2) solange 
die Adaptionsfähigkeit der Netze es nicht garantiert, dass 
überschüssige Energie schnell an einen anderen Ort mit 
temporär höherem Bedarf transportiert werden kann. Der 
beschlossene vorgezogene Kernenergieausstieg in Kopp-
lung mit der notwendigen Senkung der CO2- und anderen 
klimarelevanten Emissionen erfordert wahrlich eine Energie-
wende. Es müssen nun gleichzeitig zwei grundlastfähige 
Technologien in ihrem Beitrag am Mix gesenkt werden. Dies 
ist der Bevölkerung laut unserer Umfragedaten  bewusst, 
wenn man in Betracht zieht, dass ca. 45% der Befragten 
Fukushima als Grund der Energiewende ansehen und ca. 
30% die angekündigte Klimakatastrophe.

Regenerative Energien werden insgesamt eher unter dem 
Aspekt der Vorteile und nicht als Nachteile bewertet. Es gibt 
aber Unterschiede. Fragt man nach den Präferenzen, so 
steht die Photovoltaik an der Spitze, und Kraftstoffe aus 
Biomasse werden am unteren Ende der Präferenzreihe ein-
geordnet. Allerdings sind diese Präferenzen nur bedingt 
durch die Nutzenwahrnehmung bestimmt. Offenbar spielen 
neben Nutzenwahrnehmungen – den Vor- und Nachteilen 
– andere Faktoren eine Rolle.

Aktuelle Kontroversen, etwa die um die Geothermie und 
Windkraft an Land, spiegeln sich in den Präferenzen und in 
den Nutzenwahrnehmungen nicht wider. Offenbar muss zwi-
schen einer prinzipiellen Bewertung und der Bewertung von 
Betroffenen vor Ort differenziert werden.

Bemerkenswert ist, dass Technikskeptiker regenerative 
Energien skeptischer bewerten als Technikoptimisten. Keine 
regenerative Energie ist davon ausgenommen. Zudem zeigt 
sich, dass allein die Photovoltaik sowie die Windenergie an 
Land und auf See von der wahrgenommenen Bedrohlichkeit 
der Klimaveränderung profitieren. Je bedrohlicher die Klima-
veränderung eingeschätzt wird, desto höher ist deren 
Nutzenwahrnehmung. Für die anderen regenerativen Ener-
gien gilt dieser Zusammenhang nicht.

Unter den vorgegebenen Bewertungskriterien wird der Um-
weltverträglichkeit das größte Gewicht zugeschrieben. Am 
wenigsten wichtig ist den Befragten die Akzeptanz in der 

Gesellschaft. Auch dieser Befund fällt auf und weist darauf 
hin, dass Fragen der Sozialverträglichkeit in den Augen der 
Bevölkerung eher nachrangig sind. Von mittlerer Wichtigkeit 
für die Beurteilung regenerativer Energien ist das Kosten
kriterium. Andere Gewichtungen zeigen sich, wenn der fak-
tische Einfluss der Bewertungskriterien auf die Nutzenwahr-
nehmung in einem linearen Regressionsmodell betrachtet 
wird (vgl. Tab. 1). Hier ist die Umweltverträglichkeit das ent-
scheidende Kriterium. Insbesondere Kosten spielen dem-
gegenüber eine nachgeordnete Rolle. Natürlich bleibt offen, 
inwieweit diese Zusammenhänge kausale Beziehungen re-
präsentieren. Erst ein experimentelles Design kann hier Ge-
wissheit verschaffen. 

Schließlich stellt sich die Frage, auf welcher Wissensbasis 
die Einschätzungen der regenerativen Energieformen auf 
den Bewertungsdimensionen – etwa im Hinblick auf Kosten 
oder den Eigenbedarf an Energie beim Bau der Anlage – 
beruht. Anzunehmen ist, dass diese Bewertungen außerhalb 
des Horizonts alltäglicher Befassungen liegen und mögli-
cherweise von einem Halo-Effekt beeinflusst werden (vgl. 
Cooper 1981). Das heißt, dass regenerative Energien an 
sich positiv bewertet werden und deshalb auch auf den ver-
schiedensten sachlichen Bewertungskriterien gut abschnei-
den. Was im Allgemeinen gut ist, kann im Einzelnen eben 
nicht schlecht sein.

Um auf die eingangs gestellte Frage zurückzukommen, es 
zeigt sich, dass die Bewertung der einzelnen erneuerbaren 
Energieformen wohl der Präsenz in den Medien entspricht. 
So spiegelt sich die mediale Diskussion über die Nachteile 
von Biosprit E10 im Meinungsbild der Befragten wider. Ein 
anderer Punkt ist der oben aufgeführte Halo-Effekt. Die Be-
völkerung hat nicht zwingend den technologischen, be-
triebs- und volkswirtschaftlichen Sachverstand, um die ver-
schiedenen regenerativen Energiewandlungstechniken – 
aus Expertensicht – angemessen bewerten zu können.

Als Beispiel sei hier nur auf die Kostenfrage und die Umwelt-
schutzfragen, die die Entsorgung von Photovoltaikanlagen 
aufwirft, verwiesen. Diese Bewertungen sind offenbar ge-
prägt von einer positiven Affektheuristik. Das ist zwar zu 
begrüßen, eine differenzierte gesellschaftliche Debatte über 
die Gestaltung der Energiewende kann aber auf dieser 
Grundlage nicht geführt werden. Was folglich fehlt, ist ein 
öffentlicher Dialog über die Vor- und Nachteile regenerativer 
Energieformen. Dabei sollten auch Fragen des erforderlichen 
Netzausbaus bei steigendem Anteil stochastisch eintragen-
der Technologien wie Photovoltaik und Wind diskutiert wer-
den, ebenso wie die notwendige wachsende Systemverant-
wortung seitens der Photovoltaik- und Windanlagenbetrei-
ber für die störungsfreie Stromversorgung. Ein erster Schritt 
hierzu wäre sicherlich ein Beitrag seitens der Wissenschaft, 
die zeigen müsste, auf welche Fragen und Zusammenhän-
ge es im Einzelnen ankommt.
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Ein Fallbeispiel
Saisonbereinigung in der Konjunkturanalyse: 

Wolfgang Nierhaus

Für die gesamtwirtschaftliche Konjunkturanalyse werden in aller Regel saison- und kalenderbe-

reinigte Reihen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) benützt. Denn konjunkturelle 

Entwicklungstendenzen lassen sich nicht unmittelbar aus originären Vierteljahresreihen herleiten. 

Diese sind durch vielfältige saisonale und kalendarische Einflüsse überlagert, die den Blick gera-

de am aktuellen Rand auf die zugrunde liegende Konjunktur verstellen. Der folgende Beitrag gibt 

einen kurzen Abriss der Saisonbereinigung nach dem Census X-12-ARIMA-Verfahren anhand des 

realen Bruttoinlandsprodukts (BIP).

Grundbegriffe der Zeitreihen
zerlegung
 
Jede wirtschaftsstatistische Ursprungs-
reihe Yt kann in verschiedene, nicht be-
obachtbare Komponenten zerlegt wer-
den. Zu unterscheiden sind einmal Kom-
ponenten, die systematische Bewe-
gungsanteile enthalten: Die Trend-Zyk-
lus-Komponente (glatte Komponente) Ct 

umfasst den langfristigen Entwicklungs-
pfad der Reihe und zyklische Schwan-
kungen von mehr als einer Jahreslänge 
Dauer. Die kürzerfristige saisonale Kom-
ponente St spiegelt die regelmäßig wie-
derkehrenden unterjährigen Veränderun-
gen der Reihenwerte wider. So ist z.B. der 
reale private Konsum in den Herbstmo-
naten jeden Jahres aufgrund der Weih-
nachtseinkäufe besonders groß. Dane-
ben gibt es die irreguläre Komponente It 
(unsystematischer Rest). Diese enthält 
die kurzfristigen, zufälligen Einflüsse auf 
die Zeitreihe (z.B. Auswirkungen von sai-
sonunüblich heißer oder kalter Witterung, 
Streiks, Kurzfristreaktionen auf wirt-
schaftspolitische Maßnahmen, aber auch 
Daten- oder Stichprobenfehler). 

Naturgemäß können die einzelnen Zeit-
reihenkomponenten Ct, St und It auf un-
terschiedliche Arten zueinander in Bezie-
hung gesetzt werden. In der empirischen 
Konjunkturanalyse hat sich allerdings ge-
zeigt, dass zwei Modellansätze genügen. 
Bei der multiplikativen Zerlegung Yt = Ct 
x St x It wird angenommen, dass die 
Schwankungen der Ursprungsreihe mit 
dem Reihenniveau proportional variieren. 
Saisonale und auch irreguläre Schwan-
kungen nehmen mit steigendem (sinken-
dem) Reihenniveau zu (ab). Dagegen wird 
bei der additiven Zeitreihenzerlegung Yt = 
Ct + St + It davon ausgegangen, dass die 
Variabilität der Zeitreihe nicht vom Reihen-
niveau abhängig ist. 

Die Ausschaltung der Saisonkomponen-
te wird als Saisonbereinigung bezeichnet. 
Saisonbereinigte Zeitreihenwerte SBt 
werden bei additiven Zeitreihenmodellen 
durch die Subtraktion der geschätzten 
Saisonkomponenten St von den Werten 
der Ursprungsreihe SBt = Yt – St = Ct + It 
ermittelt, bei multiplikativen Modellen, die 
für die überwiegende Zahl der wirtschafts-
statistischen Reihen relevant sind, ergibt 
sich der saisonbereinigte Wert durch ent-
sprechende Division SBt = Yt / St = Ct x It. 

Weil in der Praxis die Auswirkungen der 
einzelnen Komponenten auf eine Zeitreihe 
nicht beobachtbar sind, kann es auch 
kein »objektiv richtiges« Saisonbereini-
gungsverfahren geben. In der Praxis wird 
deshalb auf eine Vielzahl von Verfahren 
zurückgegriffen. Das Statistische Bundes
amt veröffentlicht seit dem Jahr 1972 sai-
sonbereinigte Ergebnisse nach dem Ber-
liner Verfahren (BV) und zusätzlich seit 
dem Jahr 2001 gemeinsam mit der Deut-
schen Bundesbank bereinigte Ergebnisse 
nach dem Census X-12-ARIMA-Verfah-
ren. Das ifo Institut hat bislang zur Sai-
sonbereinigung von Zeitreihen aus dem 
ifo Konjunkturtest das ASA-II-Verfahren 
verwendet. Da die Verfahren auf unter-
schiedlichen statistischen Methoden be-
ruhen, kann es in der Rechenpraxis auch 
zu unterschiedlichen Ergebnissen kom-
men. Die relative Güte der Bereinigungs-
verfahren kann anhand von Vergleichskri-
terien (z.B. Stabilität der Ergebnisse am 
aktuellen Rand) oder auch mit Hilfe syn-
thetisch erzeugter Zeitreihen beurteilt 
werden (vgl. Höpfner 1998; Goldrian und 
Lehne 1999).

Für viele wirtschaftsstatistische Zeitreihen 
wird darüber hinaus eine Kalenderkom-
ponente Kt modelliert. Kalenderfaktoren 
umfassen Einflüsse auf die Zeitreihe, die 
auf Unregelmäßigkeiten im Kalender zu-
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rückgehen (z.B. Schalttage, bewegliche Feiertage, speziel-
le Feiertagsregelungen auf Länderebene oder divergierende 
Wochentagsstrukturen im Monat). Bezogen auf die viertel-
jährliche Veränderungsrate des realen BIP können sie eine 
Größenordnung bis zu einem Prozentpunkt errechnen (vgl. 
Deutsche Bundesbank 2012). Die Ausschaltung der Kalen-
derkomponente geschieht in aller Regel dadurch, dass der 
eigentlichen Saisonbereinigung eine gesonderte Kalender-
bereinigung vorgeschaltet wird. Zusätzlich werden Zeitreihen 
häufig auch um Ausreißer bereinigt, damit diese nicht die 
Schätzung der Saisonfaktoren verfälschen.

Ein Fallbeispiel: Das reale BIP 

Im Folgenden soll die Saisonbereinigung nach dem Verfah-
ren Census X-12-ARIMA beispielhaft für das reale BIP ge-
zeigt werden. Das reale BIP ist der wichtigste Indikator für 
Konjunktur und Wirtschaftswachstum in einer Volkswirt-
schaft. Ausgangspunkt ist die vom Statistischen Bundesamt 
turnusmäßig publizierte vierteljährliche Ursprungsreihe des 
realen BIP (Kettenindex vom Typ »Annual Overlap« zum Re-
ferenzjahr 2010; vgl. Tab. 1, Spalte 1). 

Vor der eigentlichen Saisonbereinigung wird die Ursprungs-
reihe des realen BIP mit Hilfe von Kalenderfaktoren von ka-
lendarischen Einflüssen bereinigt. Die Kalenderfaktoren zei-
gen den durchschnittlichen Einfluss der Abweichungen der 
Anzahl der Kalendertage (in der Regel Arbeitstage) von ihrem 
quartalsspezifischen Mittel (die Wirkungen der vierteljährli-
chen Durchschnitte werden der Saison zugeordnet) (vgl. 
Deutsche Bundesbank 2005a). Die Faktoren werden auf der 
Basis monatlicher Indikatorreihen ermittelt. Beispielsweise 

dient der monatliche Umsatzindex des Einzelhandels als 
einer der Indikatoren für die Schätzung der Kalenderfaktoren 
für die Konsumausgaben privater Haushalte. Die aus den 
monatlichen Indikatorreihen ermittelten Kalenderfaktoren 
werden zu Kalenderfaktoren für Quartale aggregiert und zum 
Kalenderfaktor der entsprechenden Zeitreihe der VGR zu-
sammengewogen (Statistisches Bundesamt 2014b, S. 38). 
Rechnerisch ergibt sich die kalenderbereinigte Reihe des 
realen BIP als Quotient aus den Ursprungswerten des realen 
BIP und den amtlichen Kalenderfaktoren. Alle kalenderbe-
reinigten Werte werden auf zwei Nachkommastellen gerun-
det (vgl. Tab. 1). 

Die Schätzung der eigentlichen Saisonkomponenten des 
realen BIP erfolgt mit Hilfe des Census-Teils des Verfahrens, 
wobei der multiplikative Ansatz Yt = Ct x St x It zugrunde 
gelegt wird (vgl. Gericke und Seidel 2014, S. 13 ff.; Kirchner 
1999, S. 5 ff.). Zunächst wird eine vorläufige Trend-Zyk-
lus-Komponente des kalenderbereinigten BIP durch Bildung 
eines gleitenden Durchschnitts (Filter) über die Reihe ge-
schätzt. Danach werden die prozentualen Abweichungen 
der kalenderbereinigten BIP-Werte vom Trend ermittelt, die 
als rohe Saisonfaktoren bezeichnet werden. Durch geeig-
nete Mittelung der rohen Saisonfaktoren folgt eine erste 
Schätzung der endgültigen Saisonfaktoren. Anschließend 
werden die derart geschätzten Saisonfaktoren aus der ka-
lenderbereinigten BIP-Reihe herausgerechnet, woraus eine 
erste vorläufige Version der saison- und kalenderbereinigten 
Zeitreihe des realen BIP folgt. Der dargestellte Rechengang 
wird mehrmals wiederholt, um die Schätzungen der einzel-
nen Zeitreihenkomponenten sukzessive zu verbessern. Die 
finalen Ergebnisse schließlich werden wiederum auf zwei 
Nachkommastellen gerundet veröffentlicht. Der ARIMA-Teil 

Tab. 1 
Vierteljährliches reales BIP in Vorjahrespreisen (Kettenindex, Referenzjahr 2010 = 100) 

Ex-post- 
Zeitraum 

Ursprungs- 
werte 

Berechnung jahressummenangepasster saison- und kalenderbereinigter Werte 

Zeit 
Kalender- 
faktoren 

kalender- 
bereinigte 

Reihe 
Saison- 
faktoren 

saison- und 
kalender- 
bereinigte 

Reihe 

Jahres- 
summen- 

anpassungs- 
faktoren 

jahressummen- 
angepasste 
saison- und 
kalender- 

bereinigte Reihe 

 (1) (2) (3) = (1)/(2)*100 (4) (5) = (3)/(4)*100 
(6) = Jahres- 
summe (5) / 

Jahressumme (3) 
(7) = (5)/(6)*100 

2012 1.Vj. 104,25 100,71844 103,51 99,51845 104,01 100,007209 104,00 

 2.Vj. 102,89 99,67528 103,23 99,12352 104,14 100,007209 104,13 

 3.Vj. 105,75 99,60957 106,16 101,84783 104,23 100,007209 104,22 

 4.Vj. 103,03 99,78723 103,25 99,46678 103,80 100,007209 103,79 
2013 1.Vj. 102,42 99,48534 102,95 99,58603 103,38 100,007194 103,37 

 2.Vj. 103,36 100,09550 103,26 99,10114 104,20 100,007194 104,19 

 3.Vj. 106,55 100,09364 106,45 101,85773 104,51 100,007194 104,50 

 4.Vj. 104,02 99,65866 104,38 99,42789 104,98 100,007194 104,97 
2014 1.Vj. 105,00 99,72655 105,29 99,62797 105,68 100,007194 105,67 

 2.Vj. 104,22 99,68763 104,55 99,09249 105,51 100,007194 105,50 
Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts. 
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des Saisonbereinigungsverfahrens wird zur optionalen Er-
kennung und Ersetzung von Extremwerten sowie zur Ver-
längerung der BIP-Reihe an den Rändern durch hinzuge-
schätzte Werte genutzt. Durch die gesonderten Voraus- 
oder Rückschätzungen können symmetrische Filter1 bis an 
die Ränder einer beobachteten Zeitreihe eingesetzt werden, 
was die Qualität der saisonbereinigten Ergebnisse im Ver-
gleich zum Einsatz von asymmetrischen Filtern verbessert.

Eine Besonderheit in der Darstellung saison- und kalender-
bereinigter Zeitreihen in den deutschen VGR besteht im sog. 
Jahressummenerhalt. Durch Jahressummenanpassungs-
faktoren wird rechnerisch die Gleichheit der Jahressumme 
der saison- und kalenderbereinigten Werte mit den Jahres-
summen der nur kalenderbereinigten Werte erzwungen, so 
dass beide Jahressummen im Vorjahresvergleich die glei-
chen Veränderungsraten aufweisen. Für das laufende Jahr 
wird der Jahressummenanpassungsfaktor des vorausge-
gangenen Jahres übernommen (im Beispiel also für das Jahr 
2014 der Wert des Jahres 2013). Dies stellt sicher, dass am 
Jahreswechsel der Jahressummenerhalt keinen Einfluss auf 
die jahresdurchschnittliche Veränderung der saison- und ka-
lenderbereinigten Werte hat (vgl. Deutsche Bundesbank 
2005b). Die Jahressummenanpassungsfaktoren sind auf 
sechs Nachkommastellen zu runden. Im Fallbeispiel zeigt 
Spalte 7 (Tab. 1) die finale jahressummenangepasste, sai-
son- und kalenderbereinigte BIP-Reihe.2 

 1	 Ein im Census X-12-ARIMA-Verfahren prominent verwendeter symmetri-
scher Filter ist z.B. der Henderson-Filter (vgl. Abberger und Nierhaus 
2009, S. 13. f.).

 2	 Die geschilderten Rechengänge sind naturgemäß nicht nur auf das BIP, 
sondern auf für alle von der amtlichen Statistik originär bereinigten 
VGR-Aggregate anwendbar. Zur indirekten Ermittlung von Summen- 
und Differenzausdrücken aus originär berechneten saison- und kalen-
derbereinigten Aggregaten (z.B. die inländische Verwendung) kann auf 
ein Excel-Makro (KIX) der Deutschen Bundesbank zurückgegriffen wer-
den. Das Makro kann von der Deutschen Bundesbank auf Anfrage zur 

Die vierteljährlichen Saison- und Kalenderfaktoren für das 
reale BIP (und anderer Aggregate) werden in Deutschland 
von der amtlichen Statistik jährlich im August (im Zusam-
menhang mit der turnusmäßigen Überarbeitung der VGR 
für die vorausgegangenen vier Jahre) neu berechnet und für 
mehrere Jahre vorausgeschätzt. Die vorausgeschätzten Sai-
son- und Kalenderfaktoren werden in der Regel bei den 
folgenden vierteljährlichen Publikationsterminen verwendet 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2014b, S. 23, S. 37 ff.). Zwar 
wäre es für die amtliche Statistik durchaus möglich, im Tur-
nus der vierteljährlich neu hereinkommenden Ursprungs-
werte die Kalender- und Saisonfaktoren zu aktualisieren, 
doch würden sich bei einer derartig raschen Abfolge von 
Revisionen unnötig viele Änderungen in den saison- und 
kalenderbereinigten Aggregaten ergeben, die die Stabilität 
der Ergebnisse für die Datennutzer in Frage stellen würde: 
»The challenge is to find a balance between the need for the 
best possible seasonally adjusted data, especially at the end 
of the series, and the need to avoid unimportant revisions 
that may later be reversed (the trade-off between the preci-
sion of seasonally adjusted data and their stability over 
time).« (Eurostat 2009, S. 22) Auch müssen aktualisierte 
Saisonfaktoren keineswegs immer früheren Schätzungen 
überlegen sein (vgl. Kirchner 1999, S. 31).

Für Zwecke der Konjunkturprognose kann der geschilder-
te Rechengang auch umgekehrt werden. Denn vom Prog
nostiker vorausgeschätzt wird in aller Regel der (jahressum-
menangepasste) saison- und kalenderbereinigte Verlauf 
des realen BIP (oder anderer VGR-Aggregate), unbekannt 
und damit nachträglich zu berechnen sind die hierzu pas-
senden vierteljährlichen Ursprungswerte, die wiederum 
Grundlage für die von den Medien erfahrungsgemäß be-

Verfügung gestellt sowie unter Akzeptanz und Einhaltung der maßgebli-
chen Überlassungsbedingungen genutzt werden. 

Tab. 2 
Vierteljährliches reales BIP in Vorjahrespreisen (Kettenindex, Referenzjahr 2010 = 100) 

Prognose- 
zeitraum 

Originäre 
Prognose der 
jahressummen- 
angepassten 
saison- und 
kalender- 
bereinigten 
Reihe 

Herleitung der Prognose nach Ursprungswerten 

Jahres- 
summen- 

anpassungs- 
faktoren 

saison- und 
kalender- 
bereinigte 

Reihe 
Saison- 
faktoren 

kalender- 
bereinigte 

Reihe 
Kalender- 
faktoren 

Ursprungs- 
werte 

  

(1) 

(2) = Jahres- 
summen- 

anpassungs- 
faktor 2013 

(3) = (1)*(2)/100 (4) (5) = (3)*(4)/100 (6) (7) = (5)*(6)/100 

2014 3.Vj. 105,50 100,007194 105,51 101,85463 107,47 100,13840 107,62 

 4.Vj. 105,61 100,007194 105,62 99,40811 104,99 99,81307 104,79 

2015 1.Vj. 105,93 100,007194 105,94 99,64836 105,57 99,83055 105,39 

 2.Vj. 106,35 100,007194 106,36 99,09316 105,40 99,70282 105,09 

 3.Vj. 106,78 100,007194 106,79 101,85124 108,77 100,21664 109,01 

 4.Vj. 107,31 100,007194 107,32 99,40210 106,68 100,60408 107,32 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2014); Berechnungen des ifo Instituts. 
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sonders beachteten jahresdurchschnittlichen Verände-
rungsraten sind. 

Ein Beispiel hierfür kann der jüngsten Gemeinschaftsdiag-
nose der Wirtschaftsforschungsinstitute entnommen wer-
den (vgl. Tab. 2). Spalte 1 der Tabelle 2 zeigt die auf zwei 
Nachkommastellen gerundeten saison- und kalenderberei-
nigten Kettenindizes für das reale BIP, die aus den für den 
Zeitraum Q3/2014 bis Q4/2015 prognostizierten vierteljähr-
lichen BIP-Quartalsraten des Gemeinschaftsgutachtens be-
rechnet werden können (vgl. Tab. 3.1 im Herbstgutachten 
2014, Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2014, S. 31). 
Durch Multiplikation mit den Jahressummenanpassungsfak-
toren für das Jahr 2013 (Spalte 2) und den amtlichen Sai-
sonfaktoren (Spalte 4) lassen sich auf die Werte für das 
kalenderbereinigte reale BIP (Spalte 5 und Abb. 1) schließen, 
woraus mit Hilfe der amtlichen Kalenderfaktoren die Instituts
prognose der vierteljährlichen Ursprungswerte (Tab. 2, Spal-
te 7) folgt. Aggregiert man diese zu den entsprechenden 
Jahresdurchschnittswerten, so erhält man für die Jahre 2014 
bzw. 2015 die im Herbstgutachten ausgewiesenen Zu-
wachsraten des realen Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 
1,3% bzw. 1,2% (vgl. Abb. 1) (vgl. Projektgruppe Gemein-
schaftsdiagnose 2014, S. 32). Die für diese Berechnung 
notwendigen Saison- und Kalenderfaktoren werden inter-
essierten Datennutzern auf Anfrage amtlicherseits zur Ver-
fügung gestellt. 

Fazit

Saisonbereinigungsverfahren sind seit vielen Jahrzehnten 
ein unerlässliches Hilfsinstrument der empirischen Konjunk-
turforschung. Denn die Entwicklungstendenz von Zeitreihen 
wird vielfach durch saisonale und kalendarische Einflüsse 
überlagert, was gerade am aktuellen Rand die Konjunk-
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Abb. 1 turanalyse erschwert. Das weltweit am meis-
ten verbreitete Saisonbereinigungsverfahren 
ist das vom US Census Bureau entwickelte 
X-12-ARIMA-Verfahren. Es wird in Deutsch-
land u.a. von der Deutschen Bundesbank, 
der Bundesagentur für Arbeit und auch von 
den Wirtschaftsforschungsinstituten ein
gesetzt. 

Besonders vorteilhaft aus Sicht des Prog-
nostikers ist, dass Saison- und Kalenderfak-
toren nach dem Census X-12-ARIMA-Ver-
fahren amtlicherseits nicht nur für den jewei-
ligen Ex-post-Zeitraum, sondern auch für 
die Anschlussquartale bereitgestellt werden, 
was zur Bundesstatistik methodisch konsis-
tente Bereinigungsergebnisse im Prog
nosezeitraum ermöglicht. Sofern nämlich 
eine Konjunkturprognose in saison- und ka-

lenderbereinigter Darstellung vorliegt, kann mit Hilfe der 
amtlich vorausgeschätzten Saison- und Kalenderfaktoren 
auf die dazugehörenden vierteljährlichen Ursprungswerte 
geschlossen werden; der Zusammenhang von Ursprungs-
werten und saisonbereinigten Werten in der Prognose ist 
damit für jeden Prognosekonsumenten transparent und mit 
Hilfe des amtlichen Datensatzes nachvollziehbar. Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit zählen aber mit zu den wich-
tigsten Kriterien für die Güte einer Prognose. 
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der Aufträge in der Industrie – ein Vergleich
Konjunkturtest im Fokus: Lagerbestand und Reichweite

Christian Seiler, Klaus Wohlrabe und Przemyslaw Wojciechowski

In der industriellen Produktion ist die Warenwirtschaft ein entscheidender Faktor. Dafür werden 

Rohstoffe und Vormaterialien benötigt. In vielen Fällen wird ein gewisser Lagerbestand aufgebaut,  

um die Produktion über einen bestimmten Zeitraum aufrechterhalten zu können und auch bei uner-

warteten Produktionsanstiegen genügend Rohstoffe und Vormaterialien zur Verfügung zu haben. 

Gleichzeitig sind die Unternehmen bestrebt, ihre Lagerhaltungskosten möglichst gering zu halten. 

Es wird daher häufig von einer Produktion und Lieferung »Just-in-time« gesprochen. In diesem 

Bericht werden die Zusammenhänge zwischen verschiedenen Faktoren der Lagerhaltung im ifo 

Konjunkturtest Verarbeitendes Gewerbe dargestellt und die Verhältnisse zueinander untersucht.

Aufträge und die Lagerwirtschaft 
im ifo Konjunkturtest im 
Verarbeitenden Gewerbe

Im ifo Konjunkturtest Verarbeitendes Ge­
werbe werden monatlich Fragen zur Be­
wertung des Auftragsbestands gestellt. Es 
wird um eine Einschätzung des aktuellen 
Auftragsbestands insgesamt, der aktuel­
len Exportaufträge sowie der Entwicklung 
des Auftragsbestands im Verhältnis zum 
vorangegangenen Monat gebeten. Darü­
ber hinaus werden vierteljährlich die 
Reichweiten der Auftragsbestände ermit­
telt. Diese Sonderfrage wird jeweils im ers­
ten Quartalsmonat durchgeführt. Die Un­
ternehmen geben bei der Beantwortung 
dieser Frage an, wie viele Monate die Er­
füllung der aktuellen Aufträge in Anspruch 
nehmen wird.

Die Lagerhaltung wird monatlich anhand 
einer Beurteilung der Unternehmen er­
fasst. Diese geben an, ob der Bestand an 
unverkauften Fertigwaren zu klein, zu groß 
oder saisonüblich ausfällt. Darüber hinaus 
werden zu den Warenbeständen im vier­
teljährlichen Rhythmus – im Februar, Mai, 

August und November – zwei Sonder­
fragen gestellt. Die Lagerbestände wer­
den anhand der Produktionsdauer in Wo­
chen bewertet. Für die Rohstoff- und Vor­
materialbestände wird angegeben, wie 
viele Wochen die Produktion mit dem ak­
tuellen Bestand aufrechterhalten werden 
könnte. Das Fertigwarenlager wird hinge­
gen rückwirkend betrachtet. Es wird an­
gegeben, wie viele Wochen produziert 
werden müsste, um den aktuellen Lager­
bestand an Fertigwaren zu erreichen.

In Abbildung 1 sind die Zeitreihen zur Be­
urteilung des Auftragsbestands (gegen­
wärtig und gegenüber Vormonat) und des 
Fertigwarenlagers von 1997 und 2014 
dargestellt.1 Es zeigt sich ein deutlich an­
tizyklischer Zusammenhang zwischen 
dem Auftragsbestand und dem Fertigwa­
renlager (Korrelation: – 0,859). Dies be­
deutet, dass bei einer negativeren Beur­
teilung des Auftragsbestands die Beurtei­
lung des Fertigwarenlagers in Richtung 
»zu groß« wahrscheinlicher wird. Außer­
dem ist zu erkennen, dass die Beurteilung 
des Auftragsbestands im Vergleich Vor­
monat eine ähnliche Entwicklung wie die 
Beurteilung des aktuellen Auftragsbe­
stands zeichnet. Bei einem Vergleich der 
Korrelationen ist ein Vorlauf der Beurtei­
lung des Auftragsbestands im Vergleich 
zum Vormonat von fünf Monaten erkenn­
bar – die Korrelation liegt dann bei 0,837. 
Die kontemporäre Korrelation beträgt hin­
gegen nur bei 0,620.

Neben den Beurteilungen machen die 
Teilnehmer zusätzlich Angaben zum La­
gerbestand. Die Angaben zu der Reich­
weite der Auftragsbestände schwanken 
weniger stark als dessen Beurteilung. Die 

 1	 Daten vor 1997 liegen nicht saisonbereinigt vor. 
Im ifo Institut werden gegenwärtig nur die letzten 
18 Jahre saisonbereinigt erstellt.
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Angaben beziehen sich auf Monate und die Ergebnisse be­
finden sich nahezu über den kompletten betrachteten Zeit­
raum (1980–2014) bei unter drei Monaten (vgl. Abb. 2).2 Vor 
der Wiedervereinigung stieg der Auftragsbestand immer 
weiter an, um im Jahr 1990 auf sein Maximum zu klettern. 
Danach fiel er auf unter zwei Monate, um dann mehr als 
zehn Jahre um 2,2 Monate zu schwanken. Vor der Wirt­
schaftskrise im Jahr 2008/09 stiegen die Auftragsbestände 
wieder Richtung 2,5. Während der Krise fiel die Reichweite 
der Aufträge auf unter zwei Monate und stieg bis 2011 wie­
der auf das Vorkrisenniveau. 

Die Fertigwarenbestände hatten ihr Maximum im Jahr 1983 
mit etwa drei Wochen. Seitdem weisen sie eine leicht fallen­
de Tendenz auf. Zur akuten Zeit der Wirtschaftskrise sind 
die Warenbestände leicht angewachsen, aber der Zuwachs 
beträgt bei einer Umrechnung auf Tage im Schnitt lediglich 
drei bis vier Tage. Gegenwärtig schwanken sie um 2,2 Wo­
chen. Die Rohstoff- und Vormaterialbestände sind im Zeit­
raum von 1980 bis etwa 2002 rückläufig gewesen. Nach 
den Angaben der teilnehmenden Unternehmen des Verar­
beitenden Gewerbes sind sie seit der Jahrtausendwende 
relativ stabil. Seit diesem Zeitpunkt schwanken die Werte 

 2	 Diese Ergebnisse beziehen sich auf die ungewichteten Mikrodaten. Die 
Daten sind nicht saisonbereinigt. Bzgl. des Zugangs zu den Mikroda­
ten vgl. Abberger et al. (2007); Becker und Wohlrabe (2008) sowie 
Seiler (2012).

für die Fertigwarenbestände um wenige Tage und befinden 
sich bei etwa drei Wochen.

Die Entwicklung der Warenbestände lässt sich sowohl bei 
den Fertigwaren als auch bei den Rohstoff- und Vormateri­
albeständen in zwei Phasen einteilen. Die erste Phase ist 
geprägt von einer Abnahme der durchschnittlichen Waren­
bestände in Wochen – diese dauert bis etwa zur Jahrtau­
sendwende. Um das Jahr 2000 war der Umstellungsprozess 
auf kürzere Lagerhaltung abgeschlossen. Dieser Abschluss 
markiert auch den Übergang zur zweiten Phase, in der die 
durchschnittlichen Lagerbestände lediglich um wenige Tage 
schwanken. Die aktuellen Warenbestände erreichen in etwa 
dieselben Werte wie zur Jahrtausendwende.

Abbildung 4 zeigt die Veränderungen der Warenbestände 
gegenüber dem Vorquartal. Wie deutlich zu erkennen ist, 
waren die Veränderungen von Quartal zu Quartal nur sehr 
gering. In weit mehr als der Hälfte der Quartale waren Ver­
änderungen unterhalb von 0,1 Monaten messbar. Die gerin­
gen Veränderungen von Monat zu Monat machen eine Ein­
beziehung in eine konjunkturelle Gesamtbetrachtung schwie­
rig. Langfristig Trends lassen sich jedoch gut daraus ablesen.

Im Folgenden wird die Beurteilung des Fertigwarenlagers 
den Beständen an Fertigwaren gegenübergestellt 
(vgl. Abb. 5). Im Gegensatz zu den Abbildungen 2 und 3, 
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die auf Basis von Mikrodaten ohne Gewichtung und Saison­
bereinigung berechnet wurden, wird nun auf die offiziellen 
veröffentlichten und damit saisonbereinigten Werte zurück­
gegriffen. Diese liegen für die letzten 18 Jahre vor. Wie die 
Ausführungen zuvor gezeigt haben, spielt für diesen Zeit­
raum der langfristige Trend kaum noch eine Rolle.

Bei der Betrachtung der Ergebnisse ab 1997 liegt die Kor­
relation mit 0,791 auf einem hohen Niveau. Die Ergebnisse 
zu der monatlich gestellten Frage nach der Beurteilung des 
Fertigwarenlagers stellen somit einen guten Indikator für die 
Ergebnisse zu der vierteljährlichen Frage nach den Fertig­
warenbeständen des jeweiligen Quartals dar. Um einen Ver­
gleich der Daten zu gewährleisten, wurden aus den monat­
lichen Werten Quartaldurchschnitte gebildet.

Verschiedene Wirtschaftszweige

Die Lagerhaltung und die Reichweite der Aufträge variieren 
zwischen verschiedenen Wirtschaftszweigen. Der Schiffs­
bau weist eine deutlich längere Auftragsreichweite als zum 
Beispiel der Maschinenbau auf. Einige prägnante Unter­

schiede zwischen den Wirtschaftszweigen werden im Fol­
genden dargestellt: In Tabelle 1 (3. Spalte) ist der Auftrags­
bestand nach Monaten für verschiedene Sektoren innerhalb 
der Industrie für September 2014 angegeben. 

Als erstes wird nach den Hauptgruppen unterschieden. Die 
Unternehmen werden ja nach Produktionsschwerpunkt zu 
den Hauptgruppen der Vorleistungsgüter, der Investitions­
güter oder der Konsumgüter (Gebrauchs- und Verbrauchs­
güter) zugeordnet. Beim Auftragsbestand in Monaten zeigt 
sich, dass Hersteller aus dem Bereich der Investitionsgüter 
über eine merklich höhere Reichweite ihrer Auftragsbestän­
de berichten als die Unternehmen aus den beiden anderen 
Hauptgruppen. Die Reichweite lag mit einigen kurzen Aus­
nahmen zwischen drei und vier Monaten. Zurzeit befindet 
sie sich bei etwa 3,3 Monaten und weist eine relativ geringe 
Schwankungsbreite auf (vgl. Abb. 6). Die Wirtschaftskrise 
hingegen hat einen deutlichen Sprung nach unten bei der 
Reichweite des Auftragsbestands verursacht. Eine ähnliche, 
aber weniger starke Reaktion auf die Krise zeigten die Auf­
tragsbestände in der Hauptgruppe der Vorleistungsgüter­
produzenten. Die Reichweite der Auftragsbestände sank 
während der Wirtschaftskrise um 0,75 Monate auf knapp 

 
Tab. 1 
Auftrags-, Rohstoff- und Vormaterial- sowie Fertigwarenbestände 

  Okt. 14 August 14 Korrelation 
WZ-08   

Auftrags-
bestand (in 
Monaten) 

Rohstoff- 
und Vorma-
terialbestand 
(in Wochen) 

Fertig-
warenbe-
stand (in 
Wochen) 

Auftragsbe-
stand – Bewer-
tung Auftrags-

bestand 

Fertigwaren-
lager – Beur-
teilung Fertig-

warenlager 
 Verarbeitendes Gewerbe 2,82 3,60 2,81 0,782 0,791 
 Vorleistungsgüter 2,46 3,75 3,00 0,703 0,695 
 Investitionsgüter 3,27 3,76 2,51 0,709 0,564 
 Konsumgüter (Gebr.-u. Verbrauchsgüter) 2,62 3,06 3,03 0,701 – 0,066 

10 Herstellung von Nahrungs- u. Futtermitteln NV 1,68 2,21 NV 0,232 
11 Getränkeherstellung NV 2,20 1,53 NV 0,139 
12 Tabakverarbeitung NV 2,24 1,80 NV 0,501 
13 Herstellung von Textilien 2,53 3,74 3,43 0,653 – 0,233 
14 Herstellung von Bekleidung 3,19 7,15 8,14 0,398 – 0,368 
15 Herstellung von Leder, Lederwaren, Schuhen 3,46 4,07 3,89 0,581 0,514 
16 H. v. Holz-, Flecht-, Korbwaren (ohne Möbel) 1,57 4,18 3,53 0,696 0,628 
17 Herst. von Papier, Pappe u. Waren daraus 1,47 2,55 2,89 0,797 0,770 
18 Druckerz., Vervielf. v. Ton-, Bild-, Datenträgern 1,57 1,77 0,73 0,563 – 0,199 
19 Mineralölverarbeitung 1,54 2,70 2,77 – 0,152 0,207 
20 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 1,69 3,14 2,9 – 0,110 0,202 
21 Herstellung von pharmazeut. Erzeugnissen 3,94 5,14 5,53 – 0,266 0,170 
22 Herstellung von Gummi- u. Kunststoffwaren 3,37 3,14 2,84 0,633 0,530 
23 Glasgewerbe Keramik, V. v. Stein u. Erde 2,49 3,11 4,03 0,564 0,505 
24 Metallerzeugung u.-bearbeitung 2,96 3,82 2,64 0,859 0,558 
25 Herstellung von Metallerzeugnissen 3,26 3,93 3,05 0,783 0,616 
26 H. v. DV-Gerät., elektron. u. opt. Erzeugnisse 2,93 6,02 2,61 0,499 0,647 
27 Herstellung von elektr. Ausrüstungen 2,42 4,19 3,05 0,792 0,573 
28 Maschinenbau 3,91 4,83 1,97 0,825 0,695 
29 Herstellung von Kraftwagen und -teilen 2,68 2,22 2,88 0,566 0,514 
30 Sonstiger Fahrzeugbau 8,54 2,67 1,46 0,215 – 0,097 
31 Herstellung von Möbeln 1,66 3,03 0,68 0,708 0,309 
32 Herstellung von sonstigen Waren 2,40 5,26 5,87 0,395 0,061 

Quelle: ifo Institut. 
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unter zwei Monate. Vor und nach der Krise schwankten die 
Auftragsbestände nur minimal und befinden sich seit 2011 
nahezu konstant bei etwa 2,5 Monaten. Die Reichweiten 
der Auftragsbestände in der Konsumgüterindustrie sind über 
den gesamten betrachteten Zeitraum von 2002 bis 2014 
um etwa einen Monat gestiegen. Auffallend ist in dieser 
Hauptgruppe, dass die Auswirkungen der Wirtschaftskrise 
kaum erkennbar sind. Zurzeit liegt die Reichweite in dieser 
Hauptgruppe geringfügig über 2,5 Monaten.

In der 4. und 5. Spalte von Tabelle 1 sind die Rohstoff- und 
Materialbestände für die verschiedenen Sektoren darge­
stellt. Die Rohstoff- und Vormaterialbestände sind in allen 
drei Hauptgruppen sehr ähnlich (vgl. Abb. 7). Die aktuellen 
Bestände der Unternehmen reichen demnach für eine Pro­
duktionstätigkeit von drei bis vier Wochen. Seit 1983 sind 
die Bestände teilweise deutlich geschrumpft. Die Investiti­
onsgüterproduzenten haben ihren Bestand an Rohstoff- und 
Vormaterialprodukten um etwa zwei Wochen verkürzt. Das 
bedeutet eine Bestandsverknappung von ungefähr einem 
Drittel. Die Vorleistungsgüterproduzenten verkürzten im sel­
ben Zeitraum ihre Bestände um etwa eine 
Woche. Die Entwicklung bei den Konsum­
güterproduzenten fällt etwas anders aus. 
Bis 1990 sind die Lagerbestände in diesem 
Bereich ziemlich stabil und liegen bei drei 
bis vier Wochen. Mit der Betrachtung der 
gesamten heutigen Bundesrepublik ab 
1991 stiegen die Rohstoff- und Vormateri­
albestände sprunghaft um fast zwei Wo­
chen an. Die Konsumgüterhersteller aus 
den neuen Bundesländern gaben somit 
kurz nach dem Beitritt zur Bundesrepublik 
deutlich höhere Lagerbestände an als die 
westdeutschen Unternehmen dieses Be­
reichs. Innerhalb einer Dekade sanken die 
Bestände auf das vor der Wiedervereini­
gung genannte Niveau. Seit der Jahrtau­

sendwende bewegen sich die Angaben zu 
den Rohstoff- und Vormaterialbeständen 
zwischen den aktuell üblichen drei bis vier 
Wochen. Die Wirtschaftskrise hat keine di­
rekt sichtbaren Auswirkungen auf die Reich­
weite der Rohstoff- und Vormaterialbestände 
gehabt.

In der Tabelle 1 (6. und 7. Spalte) sind darüber 
hinaus die Korrelationen der Ergebnisse der 
Beurteilungsfragen mit den Ergebnissen zu 
den Bestandsabfragen dargestellt. Wie be­
reits gezeigt, liegen die Korrelationen im Ag­
gregat »Verarbeitendes Gewerbe« auf einem 
sehr hohen Niveau. Unterteilt nach verschie­
denen Wirtschaftszweigen verändern sich die 
Korrelationen teilweise sehr stark. Den 

höchsten Wert bei der Betrachtung der Beurteilung des Auf­
tragsbestands und der Reichweite der Auftragsbestände 
weisen die Unternehmen des Bereichs Metallerzeugung und 
-bearbeitung auf (0,859). Im Hauptaggregat Verarbeitendes 
Gewerbe ist hingegen die höchste Korrelation beim Vergleich 
der Beurteilung des Fertigwarenlagers und des Bestands an 
Fertigwaren zu erkennen (0,791). In einigen Bereichen kor­
relieren die Ergebnisse jedoch kaum. Die Ergebnisse zu den 
Aufträgen sind beispielsweise im Bereich »Herstellung von 
chemischen Erzeugnissen« statistisch nahezu unabhängig 
(– 0,110). Bei den Fragen zu dem Fertigwarenlager korrelie­
ren die Ergebnisse am wenigsten in der Hauptgruppe »Kon­
sumgüterindustrie« (– 0,066).

Die Fertigwarenbestände liegen aktuell etwa eine Woche 
unter den Rohstoff- und Vormaterialbeständen (vgl. Abb. 8). 
Die Schwankungen sind in allen drei Hauptgruppen nicht 
sehr groß und befinden sich im Jahresvergleich bei Unter­
schieden von etwa einer halben Woche. Die Wirtschaftskri­
se hat kurzfristige Spuren in den Fertigwarenbeständen der 
Vorleistungsgüter- und der Investitionsgüterproduzenten 
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hinterlassen. Die fertigen Produkte konnten 
scheinbar nicht mehr so schnell verkauft wer­
den und führten zu einem Anstieg der Fer­
tigwarenbestände um fast eine halbe Woche. 
Die Bestände normalisierten sich nach der 
Krise wieder relativ zügig und befinden sich 
aktuell bei 2,5 bis drei Wochen. 1983 waren 
die Fertigwarenbestände deutlich größer als 
heute. Heute liegen die Warenbestände etwa 
zwei Wochen unter den Werten aus dem 
Jahr 1983. Die Produktion findet mittlerweile 
eher »Just-in-Time« statt3, und diese Form 
der Lagerhaltung führte zu einer Halbierung 
der Lagerbestände. Der Transformationspro­
zess in den Lagerbeständen war bei den In­
vestitions- und Konsumgüterproduzenten 
bereits Ende der 1990er Jahre abgeschlos­
sen. Bei den Vorleistungsgüterproduzenten 
ist bis zur Mitte des letzten Jahrzehnts eine 
Abwärtsbewegung bei den Angaben zum 
Fertigwarenlager zu erkennen.

Der Bereich des Schiffsbaus stellt aufgrund 
des Produkts einen Sonderfall dar. Die Pro­
duktion großer Containerschiffe dauert viele 
Monate, wenn nicht sogar Jahre. Nichtsdes­
totrotz erkennt man auch hier die typische 
Entwicklung in der Lagerhaltung. Der Auf­
tragsbestand im Schiffsbau ist im betrachte­
ten Zeitraum von 2002 bis 2014 stark rück­
läufig (vgl. Abb. 9). 2003 war mit über vier 
Jahren der Höchstwert bei den Reichweiten 
des Auftragsbestands erreicht. Danach sank 
die Reichweite der Auftragsbestände rapide 
und erreichte 2012 mit 7,5 Monaten ihren 
tiefsten Punkt. Aktuell liegt die Reichweite bei 
etwa einem Jahr.

Die Rohstoff- und Vormaterialbestände der 
Schiffsbauer sind im betrachteten Zeitraum 
von 1983 bis 2014 rückläufig. In den 1980er 
Jahren waren die Warenbestände für eine 
Produktion von ungefähr zwei Monaten aus­
reichend. Nach der Wiedervereinigung san­
ken die Warenbestände auf vier Wochen ab 
und schwankten in den 1990er Jahren sehr 
stark zwischen vier und zwölf Wochen. Seit 
der Jahrtausendwende haben sich die Wa­
renbestände stabilisiert und liegen im Regel­
fall zwischen zwei und vier Wochen. Eine 
Ausnahme bilden die Jahre der Wirtschafts­
krise, als die Warenbestände auf acht Wo­
chen kletterten. Die Fertigwarenbestände 

 3	 Sauer und Seiler (2014) fanden ähnliche Effekte im 
Konjunkturtest Handel.
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spielen bei den Schiffsbauern nur eine sehr 
untergeordnete Rolle, auch wenn auffällig ist, 
dass in den letzten zehn Jahren eine durch­
schnittliche Angabe von einer Woche ge­
macht wurde. Eventuell wurden bereits fer­
tiggestellte Schiffe mit einer sehr langen Pro­
duktionszeit nicht vom Auftraggeber entge­
gengenommen und lassen so diesen Wert 
ansteigen.

Ausgeprägter ist dagegen die Entwicklung 
der Rohstoff- und Vormaterialbestände in der 
Tabakverarbeitung (vgl. Abb. 11). Im Zeit­
raum von 1997 bis 2014 sind diese Bestän­
de von etwa 50 Wochen – oder nahezu ein 
Jahr – auf etwa zwei Wochen gefallen. Die 
Fertigwarenbestände verändern sich deut­
lich weniger stark und befinden sich aktuell 
ebenfalls bei etwa zwei Wochen.

Eine zum Schiffsbau und der Tabakverarbei­
tung gegenläufige Entwicklung der Waren­
bestände ist im Bereich der Herstellung von 
Bekleidung zu erkennen (vgl. Abb. 12). Die 
Rohstoff- und Vormaterialbestände lagen 
1997 im Durchschnitt bei 4,2 Wochen. Der 
durchschnittliche Bestand für die letzten vier 
Quartale lag mit sechs Wochen fast um 50% 
über dem Durchschnittswert von 1997. Ver­
gleichbar entwickelten sich die Fertigwaren­
bestände, welche eine Erhöhung von 
1,9 Wochen im selben Zeitraum erfuhren.

Die Reichweite des Auftragsbestands ist in 
der Bekleidungsindustrie im Zeitraum von 
2002 bis 2014 steigend und betrug im dritten 
Quartal 2014 fast vier Monate (vgl. Abb. 13). 
2002 berichteten die Unternehmen dieses 
Wirtschaftsbereichs noch von einer Reich­
weite ihrer Auftragsbestände von etwa 
2,5 Monaten.

Fazit

In den Umfragen in der Industrie werden 
auch Aspekte der Lagerhaltung und des Auf­
tragsbestands abgefragt. Der vorliegende 
Artikel wirft einen Blick auf diese Variablen 
und den Zusammenhang zwischen diesen. 
Es zeigt sich, dass auf oberster aggregierter 
Ebene das Fertigwarenlager und der Auf­
tragsbestand negativ korreliert sind. In den 
Daten ist eine eindeutige Tendenz zur 
Just-In-time-Produktion zu erkennen, d.h., 
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die Rohstoff-, Vormaterial- und Fertigwarenbestände haben 
seit den 1980er Jahren kontinuierlich abgenommen. Für ak­
tuelle Konjunkturanalysen lassen sich die untersuchten Va­
riablen nur schwer verwenden, da die Schwankungsbreite 
von Quartal zu Quartal nur äußerst gering ist. Nur langfristi­
ge Trends lassen sich daraus ableiten. Ein Blick auf die ver­
schiedenen Branchen zeigt, dass die zeitliche Entwicklung 
durchaus ähnlich ist, jedoch Niveauunterschiede bestehen. 
Um die Umfrageteilnehmer zu entlasten, stellt das ifo Institut 
die Fragen zu den Rohstoff- und Vormaterialbeständen so­
wie zu den Fertigwarenbeständen zu Beginn des Jahres 
2015 ein.
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Hintergründe, Erklärungen und Performance
Die ifo Konjunkturbefragungen im Dienstleistungssektor –

Klaus Wohlrabe und Przemyslaw Wojciechowski

Der Dienstleistungssektor ist gemäß der Bruttowertschöpfung der größte Wirtschaftsbereich in 

Deutschland. Seit 2005 erfassen auch die ifo Konjunkturbefragungen monatlich diesen Bereich 

systematisch. Der vorliegende Artikel stellt die Hintergründe und die Ergebnisse der Dienstleis-

tungsbefragungen vor. Zudem wird gezeigt, dass die Befragungsergebnisse einen sehr guten Erklä-

rungsgehalt für offizielle Statistiken besitzen, d.h. sehr gute Indikatoren sind. Es ist geplant, dass 

ab 2015 der Dienstleistungssektor in das bisher existierende ifo-Aggregat »Gewerbliche Wirtschaft« 

– bestehend aus Industrie, Groß- und Einzelhandel sowie Bauhauptgewerbe – integriert wird. 

Das ifo Institut führt seit 1949 Befragun-
gen bei den Unternehmen durch (ifo Kon-
junkturtest). Daraus werden wichtige 
Frühindikatoren der deutschen Wirtschaft 
ermittelt. Der Geschäftsklimaindikator ist 
der wohl bekannteste Indikator dieser Er-
hebungen. Das Geschäftsklima wird aus 
den Angaben der teilnehmenden Unter-
nehmen zu ihrer aktuellen Lage sowie den 
Erwartungen über die Entwicklung der 
Geschäftslage in den nächsten sechs 
Monaten berechnet. Das Verarbeitende 
Gewerbe, das Bauhauptgewerbe sowie 
der Groß- und Einzelhandel werden zu 
dem ifo-Aggregat »Gewerbliche Wirt-
schaft« zusammengefasst. Der entspre-
chende monatlich erscheinende Ge-
schäftsklimaindikator genießt in den Me-
dien regelmäßig eine hohe Aufmerksam-
keit. Zudem spielt der Index eine wichtige 
Rolle in der Forschung, insbesondere bei 
der Prognose makroökonomischer Agg-
regate wie dem Bruttoinlandsprodukt.1 
Die Dienstleistungen werden von dem 
Aggregat »Gewerbliche Wirtschaft« – mit 
Ausnahme des Handels – bisher nicht er-
fasst. Die ifo-Umfragen in diesem Sektor 
bestehen für die Industrie seit 1949, der 
Einzelhandel und der Großhandel kamen 
jeweils 1950 und 1951 hinzu. Das Bau-
hauptgewerbe wird seit 1956 monatlich 
befragt. Die steigende Bedeutung des 
Dienstleistungssektors verlangte jedoch 
nach einer Konjunkturumfrage unter den 
Dienstleistungsunternehmen. Das ifo In-
stitut führte im Rahmen einer vierteljährli-
chen Umfrage bereits einige Jahre vor der 
Durchführung des monatlichen Konjunk-
turtests Dienstleistungen in den Berei-
chen der Architekten (ab 1980), der Soft-
ware und DV Dienstleistungen (ab 1995), 

 1	 Vgl. Abberger und Wohlrabe (2006); Becker et al, 
(2007), Becker und Wohlrabe (2008); Seiler 
(2013); Seiler und Wohlrabe (2013) für einen 
Überblick zur Nutzung von ifo-Umfragedaten in 
der Forschung.

dem Leasing (ab 1998), sowie der Versi-
cherungswirtschaft (ab 1999) eigenstän-
dige Umfragen durch. Ab 2001 wurde mit 
dem Aufbau eines Panels mit Einbezie-
hung weiterer Dienstleistungsbereiche 
begonnen. Auf diese Weise kann die ge-
samtdeutsche Wirtschaft besser abgebil-
det werden. 2005 waren das Panel und 
das Vorgehen insoweit ausgereift, dass 
die Ergebnisse des Konjunkturtests 
Dienstleistungen monatlich veröffentlicht 
werden konnten. Somit stehen seit nahe-
zu zehn Jahren verwertbare Umfrageer-
gebnisse für den Dienstleistungssektor 
zur Verfügung. Ziel des vorliegenden Ar-
tikels ist es, die vom Konjunkturtest er-
fassten Daten zum Dienstleistungssektor 
aufzuzeigen und außerdem anhand von 
Kreuzkorrelationsanalysen die etwaige 
Vorlaufeigenschaft der ifo-Umfragedaten 
mit Blick auf offizielle Statistiken darzu-
stellen. Das Geschäftsklima und andere 
Ergebnisse des ifo Konjunkturtests der 
gewerblichen Wirtschaft – insbesondere 
des Verarbeitenden Gewerbes – gelten 
weithin als gute Frühindikatoren für die 
Entwicklung der Stimmung in der Wirt-
schaft, den Wirtschaftssektoren und den 
einzelnen Branchen. Dem Konjunkturtest 
Dienstleistungen kann, wie dieser Text 
aufzeigen wird, ebenfalls eine solche Ei-
genschaft zugesprochen werden.

Der Dienstleistungssektor – ein 
Überblick

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der 
Bruttowertschöpfungsanteile der ver-
schiedenen Sektoren seit 1950. Zu Be-
ginn spielte vor allem die Industrie eine 
wichtige Rolle. Den größten Anteil an der 
Gesamtwirtschaft hatte der sogenannte 
sekundäre Sektor 1970 mit einem Anteil 
von 55% der Bruttowertschöpfung West-
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deutschlands.2 Im Laufe des 20. Jahrhunderts wurden der 
tertiäre Sektor – und somit die Dienstleistungen – zuneh-
mend wichtiger. Ab dem Jahr 1977 stellten Dienstleistungs-
unternehmen den größten Teil der deutschen Bruttowert-
schöpfung. In diesem Zusammenhang wird von einer Ter-
tiärisierung der Wirtschaft gesprochen (vgl. Fourastié 1954). 
Dieser Prozess dauert bis heute an, und ein Großteil der 
deutschen Wirtschaft wird heute den Dienstleistungen zu-
geordnet. Der tertiäre Sektor hat sich im Laufe der Zeit stark 
verändert, und es entstanden neue Sparten. Zum Beispiel 
sind die Dienstleister der Informationstechnologie einem re-
lativ neuen Wirtschaftszweig zuzuordnen. Gemessen an 
der Bruttowertschöpfung und der Anzahl an Arbeitneh-
mern, ist der Dienstleistungssektor der bedeutendste Wirt-
schaftssektor Deutschlands. Im Vergleich zu anderen ent-
wickelten Ländern ist zwar der industrielle Sektor der Wirt-
schaft stark ausgeprägt, jedoch bilden die Dienstleistungs-
unternehmen die wichtigsten Arbeitgeber des Landes und 
erwirtschaften auch den größten Teil der Bruttowertschöp-
fung. Im Jahr 2013 betrug die Bruttowertschöpfung 
Deutschlands mehr als 2 500 Mrd. Euro. Die Industrie3 trug 
dazu knapp ein Drittel (vgl. Abb. 2) zur gesamten Brutto-
wertschöpfung bei. Das Dienstleistungsgewerbe hat einen 
Anteil von über zwei Drittel. Deutlich zu erkennen ist die 
gestiegene Bedeutung des Dienstleistungssektors bei ei-
nem historischen Vergleich der Werte ab 1991 (vgl. Abb. 
3). Seit 1991 hat sich die gesamtdeutsche Bruttowert-
schöpfung um etwa 76% und die der Industrie um etwa 
50% erhöht. Die Dienstleistungen hingegen verdoppelten 
mit 94% nahezu ihre Bruttowertschöpfung.

Auch bei der Betrachtung der Zahlen für die Anzahl der 
Erwerbstätigen ist eine ähnlich starke Position der Dienst-
leister zu erkennen. Im Jahr 2013 waren etwa 25% der 
Erwerbstätigen in einem industriellen Unternehmen4 tätig, 
und fast drei Viertel der Erwerbstätigen waren bei Dienst-
leistern beschäftigt (vgl. Abb. 2). Bei Betrachtung der ab-
soluten Zahlen ist die steigende Bedeutung des Dienstleis-
tungssektors für den deutschen Arbeitsmarkt zu erkennen. 
Im Zeitraum von 1991 bis 2013 ist die Anzahl an Erwerbs-
tätigen in Deutschland um 9% gestiegen, wie in Abbildung 3 
dargestellt ist. In den Bereichen der Landwirtschaft, der 
Industrie und des Baus sind die Erwerbstätigenzahlen rück-
läufig. Beispielsweise sank die Anzahl der Erwerbstätigen 
in der Industrie von 10,97 Millionen auf 8,01 Millionen. Dies 
ist ein Rückgang von 27%. Die Dienstleistungen haben im 
selben Zeitraum einen deutlichen Zuwachs an Arbeitneh-
mern verzeichnen können. Die Anzahl stieg von 23,76 Mill. 
im Jahr 1991 auf 31,20 Mill. Erwerbstätige 2013 – das ist 
eine Zunahme von gut 31%. Im Verhältnis zu anderen Län-

 2	 Bis 1990 beziehen sich die Daten auf Westdeutschland. Daten zur 
Anzahl der Erwerbstätigen wurden anhand der Statistischen Jahrbücher 
der jeweiligen Jahre ermittelt.

 3	 Verarbeitendes Gewerbe, Energieversorgung, Wasserversorgung, Ent-
sorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzung, Baugewerbe.

 4	 Produzierendes Gewerbe mit Bauwirtschaft.
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dern ist der industrielle Anteil der Wirtschaft weiterhin recht 
groß. Einen noch größeren Dienstleistungsanteil der Wirt-
schaft – gemessen an der Anzahl der Erwerbstätigen 2013 
– weisen beispielsweise die Vereinigten Staaten (81%), 
Großbritannien (80%) oder auch Luxemburg (85,4%) auf. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales geht in sei-
ner Prognose für das Jahr 2030 von einer weiter wachsen-
den Bedeutung des Dienstleistungssektors aus (vgl. 
BMAS 2013). Nach den Berechnungen des Ministeriums 
wird die Nachfrage nach Arbeitskräften im Dienstleistungs-
bereich, trotz der im Zuge des demographischen Wandels 
sinkenden Anzahl Erwerbstätiger, um 750 000 Stellen stei-
gen. Neben dem allgemeinen Strukturwandel ist Outsour-
cing eine bedeutende Komponente bei dem Zuwachs des 
Dienstleistungssektors. Bei diesem Prozess werden einige 
Funktionen des Unternehmens von externen Anbietern ver-
richtet. Beispielsweise kann das Marketing, Teile der Perso-
nalentwicklung oder auch der Kantinenbetrieb von externen 
Dienstleister erbracht werden.

Im Verhältnis zu dem Verarbeitenden Gewerbe ist der Dienst-
leistungssektor weniger stark von großen Unternehmen ge-
prägt (vgl. Tab. 1). Im Verarbeitenden Gewerbe (ohne Bau-
gewerbe) werden 83% des Umsatzes von den großen Un-
ternehmen erwirtschaftet, in denen 57% aller tätigen Per-
sonen dieses Bereichs beschäftigt sind. Mit 58% des Um-
satzes im Dienstleistungssektor erwirtschaften die großen 
Unternehmen auch hier den Großteil des Umsatzes, jedoch 
bleibt der Wert deutlich hinter dem des Verarbeitenden Ge-
werbes (ohne Bauwirtschaft). Etwas mehr als ein Drittel der 
tätigen Personen im Dienstleistungssektor sind in einem gro-
ßen Unternehmen beschäftigt. Natürlich gibt es auch bei 
den Dienstleistern große Unternehmen, aber ein verhältnis-
mäßig großer Anteil des Dienstleistungssektors besteht aus 
kleinen und mittelständischen Unternehmen.

Der Dienstleistungssektor ist in vielen Bereichen eng mit dem 
industriellen Sektor verknüpft. Zu nennen sind hier beispiels-
weise logistische Dienstleistungen, denn die industrielle Pro-
duktion und deren Lagerwirtschaft sind von einer funktio-
nierenden logistischen Struktur abhängig. Ebenso wie die 
Industrie auf bestimmte Dienstleistungen angewiesen ist, 
sind viele Dienstleistungsunternehmen eng mit industriellen 
Unternehmen verbunden. Technische Wartungsdienste, In-
genieurbüros und Softwareentwicklungen sind nur einige 
Beispiele die hier genannt werden können. Darüber hinaus 
ist zu erwähnen, dass Dienstleistungen mehr sind als eine 
Tätigkeit nach dem Uno-actu-Prinzip. Der Dienstleistungs-
sektor ist eine Zusammenfassung verschiedenster Tätigkei-
ten und stellt somit einen sehr heterogenen Sektor dar. Mit 
fortschreitender technologischer Entwicklung hat sich der 
Dienstleistungssektor immer weiter aufgefächert, und es 
entstanden neuartige Branchen wie beispielsweise die In-
formationstechnologie. Der Transformationsprozess ist noch 
nicht abgeschlossen, und auch weiterhin wird sich die wirt-
schaftliche Struktur Deutschlands verändern. In Tabelle 2 ist 
die aktuelle Wirtschaftszweigklassifikation der Dienstleis-
tungsbranchen dargestellt. Die vom Konjunkturtest Dienst-
leistungen erfassten Bereiche sind fett geschrieben.

Der ifo Konjunkturtest im 
Dienstleistungsgewerbe

Die Ergebnisse des Konjunkturtests Dienstleistungen wur-
den im Jahr 2005 erstmals in die Pressemitteilung integriert. 
Zu diesem Zeitpunkt wurden bereits einige Dienstleistungs-
bereiche von eigenen Befragungen abgedeckt (vgl. Blau 
2004). Der Groß- und der Einzelhandel werden separat be-
fragt, und auch die Ergebnisse werden zum einen unab-
hängig und zum anderen als Teil der gewerblichen Wirt-
schaft ausgewiesen. Daneben wurden vierteljährliche Um-
fragen in den Bereichen Versicherungs-, Kreditgewerbe, 

Tab. 1 
Unternehmensgrößen  

  

Verarbeitendes Gewerbe (ohne 
Baugewerbe) Baugewerbe Dienstleistungena) 

Unter-
nehmen 

Tätige 
Personen Umsatz 

Unter-
nehmen 

Tätige 
Personen Umsatz 

Unter-
nehmen 

Tätige 
Personen Umsatz 

Kleinst (in %) 60,04 6,40 1,48 82,04 37,49 25,21 83,21 21,67 9,16 

Klein (in %) 28,42 14,73 4,82 16,50 39,96 38,19 13,60 23,42 14,41 

Mittel (in %) 8,61 22,32 10,94 1,35 14,75 21,23 2,62 19,10 18,23 

Groß (in %) 2,93 56,55 82,77 0,11 7,80 15,37 0,57 35,81 58,19 

Insgesamt 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 
a) Die Dienstleistungen umfassen hier die Wirtschaftsabteilungen G, H, I, J, L, M, N und den Wirtschaftszweig WZ08-95. – 
Definitionen: Kleinst: bis neun tätige Personen und bis 2 Mill. Euro Jahresumsatz; klein: bis 49 tätige Personen und bis 10 Mill. 
Euro Jahresumsatz; mittel: bis 249 tätige Personen und bis 50 Mill. Euro Jahresumsatz; groß: ab 250 tätige Personen oder 
über 50 Mill. Euro Jahresumsatz. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts. 

 



50 Daten und Prognosen

ifo Schnelldienst 21/2014 – 67. Jahrgang – 13. November 2014

DV-Dienstleistungen, Leasing und Architekten durchge-
führt. Diese Erhebungen decken allerdings nicht den ge-
samten Dienstleistungssektor ab. Die Erweiterung des Kon-
junkturtests um monatliche Befragungen auf weitere Dienst-
leistungsbereiche schließt diese Lücke zu einem großen 
Teil. Angedacht waren zunächst zwischen 1000 und 1200 
Umfrageteilnehmer. Dies erwies sich jedoch als zu gering, 
um den sehr heterogenen Dienstleistungssektor repräsen-
tativ abzubilden. Die Teilnehmerzahlen wurden im weiteren 
Verlauf der Erhebungen auf etwa 2500 ge-
steigert und können so zu einer relativ guten 
Besetzung der verschiedenen Wirtschafts-
zweige beitragen. Die öffentliche Verwal-
tung, Verteidigung und Sozialversicherung 
sowie die Erziehung und der Unterricht wer-
den nicht vom ifo Institut erfasst, da diese 
Bereiche selten durch konjunkturelle 
Schwankungen gekennzeichnet sind. Der 
Gesundheitssektor hingegen wird zurzeit 
noch nicht erfasst, da auch eine geringe 
konjunkturelle Abhängigkeit unterstellt wird. 
Gemessen an der Bruttowertschöpfung 
2013 deckt der Konjunkturtest Dienstleis-
tungen nichtsdestotrotz etwa zwei Drittel 
des Dienstleistungsbereichs und somit fast 
die Hälfte der deutschen Wirtschaft ab.

Im Folgenden werden die Ergebnisse des 
ifo Konjunkturtests Dienstleistungen vorge-
stellt und mit den Ergebnissen der Gewerb-
lichen Wirtschaft verglichen. Abbildung 4 
zeigt die drei Hauptzeitreihen (Geschäftsla-
ge, -erwartungen und -klima) ab Januar 
2005. Zwei Merkmale des Kurvenverlaufs 
sind hierbei besonders hervorzuheben. Die 
Ergebnisse zeigen, dass der Dienstleis-
tungsbereich durchaus einen typischen 
Konjunkturverlauf abbildet. Im Zuge der 
Wirtschaftskrise hat sich das Geschäftskli-
ma im Dienstleistungsbereich deutlich ein-
getrübt und lag 2009 auf seinem bisher 
niedrigsten Stand (vgl. Abb. 4). Das zweite 
prägnante Ergebnis ist die hohe Bewertung 
der aktuellen Geschäftslage in den Jahren 
nach dem Beginn der Wirtschaftskrise. Per 
saldo bewerteten die Dienstleistungsunter-
nehmen bereits ab 2010 ihre Geschäftssi-
tuation als gut. Dieser positive Wert stieg bis 
auf über + 37 Saldenpunkte an und befand 
sich auch im Oktober 2014 auf einem sehr 
guten Niveau von + 34 Saldenpunkten. Die 
weiter oben skizzierten Entwicklungen der 
Bruttowertschöpfung, und der Beschäfti-
gungszahlen deuten in dieselbe positive 
Entwicklungsrichtung.

Im Vergleich mit den Ergebnissen des Konjunkturtests im 
Verarbeitenden Gewerbe und den Ergebnissen des Aggre-
gats der gewerblichen Wirtschaft ist zu erkennen, dass die 
Entwicklungen im Dienstleistungssektor ähnlich verlaufen 
wie in den anderen Bereichen (vgl. Abb. 5). Der statistische 
Zusammenhang der Geschäftsklimaindikatoren in den wirt-
schaftlichen Bereichen der Dienstleistungen und dem Ver-
arbeitenden Gewerbe befindet sich mit einem Korrelations-
wert von 0,944 auf einem sehr hohen Niveau. Die Entwick-

Tab. 2 
Dienstleistungen nach der Wirtschaftszweigklassifikation 2008  

 

Bruttowertschöpfung 
2013 

in Mrd. 
Euro 

Anteil in 
% 

G 
Handel; Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen 

239,79 13,87 

H Verkehr und Lagerei 114,02 6,60 

I Gastgewerbe 39,55 2,29 

J Information und Kommunikation 117,98 6,83 

K 
Erbringung von Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen 

103,17 5,97 

L Grundstücks- und Wohnungswesen 281,34 16,28 

M 
Erbringung von freiberuflichen, 
wissenschaftlichen und technischen 
Dienstleistungen 

154,41 8,93 

N 
Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen 

115,89 6,71 

O 
Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; 
Sozialversicherung 

156,70 9,07 

P Erziehung und Unterricht 114,18 6,61 

Q Gesundheits- und Sozialwesen 187,51 10,85 

R Kunst, Unterhaltung und Erholung 34,70 2,01 

S 
Erbringung von sonstigen 
Dienstleistungen 

62,02 3,59 

T Häusliche Dienste 7,04 0,41 

G-T Dienstleistungen insgesamt 1728,30 100,00 

 
Konjunkturtest Dienstleistungen 1159,70 67,10 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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lungen der Indikatoren dieser zwei Bereiche beschreiben 
somit seit 2005 einen sehr ähnlichen Verlauf. Die befragten 
Dienstleister waren jedoch von der Krise weniger stark be-
troffen als die gewerbliche Wirtschaft und das Verarbeiten-
de Gewerbe. Der Rückgang des Geschäftsklimas war we-
niger stark als in den anderen Bereichen. Dieser Umstand 
ist eventuell weniger auf eine geringe Konjunkturabhängig-
keit des Dienstleistungssektors per se zurückzuführen als 
vielmehr auf die Tertiärisierung der Gesellschaft. Die Tertiä-
risierung der Wirtschaft war selbst während der akuten Zeit 
der Wirtschaftskrise weiter zu beobachten. Die Beschäftig-
tenzahlen im Dienstleistungssektor waren auch zu dieser 
Zeit am Wachsen – wenn auch mit etwas weniger dynami-
schen Entwicklungen. 

Eigenschaften als vorlaufender Indikator

Nachfolgend werden die Ergebnisse des Konjunkturtests 
Dienstleistungen den offiziellen Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes gegenübergestellt. Um den ifo-Daten den 

Charakter eines Frühindikators zuzuweisen, 
müssen die Ergebnisse eine Vorlaufeigen-
schaft besitzen und sollten möglichst zuver-
lässig die Entwicklungen der Realwirtschaft 
abbilden können. Eine erste Evaluation der 
Daten nahm Wohlrabe (2011) vor und ver-
glich die Prognoseeigenschaften der ifo-Da-
ten mit anderen vorhandenen Datenquellen 
zum Dienstleistungssektor. Aufgrund der re-
lativ kurzen betrachteten Zeitreihen waren 
die Ergebnisse jedoch nur eingeschränkt in-
terpretierbar. Nachdem die ifo-Zeitreihen 
mittlerweile deutlich länger vorliegen, wird in 
kurzer Form eine erneute Untersuchung vor-
genommen. Die Prüfung der Vorlaufeigen-
schaft der ifo-Daten erfolgt mit Hilfe einer 
Kreuzkorrelationsanalyse. In einem ersten 

Schritt werden die von der Umfrage gewonnenen Daten mit 
den offiziellen Daten zur Entwicklung des Umsatzes5 im 
Dienstleistungssektor untersucht. Es werden nur die Um-
satzzahlen, für die das Statistische Bundesamt Quartals-
daten veröffentlicht – Verkehr und Lagerei (H); Gastgewer-
be (I); Information und Kommunikation (J); Freiberufliche 
Wissenschaftliche und Technische Dienstleistungen (M); 
sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen (N) – zur Untersu-
chung herangezogen. In einem zweiten Schritt werden die 
Ergebnisse des Konjunkturtests zu den Beschäftigtenzah-
len mit der Entwicklung der tatsächlichen vom Statistischen 
Bundesamt herausgegebenen Beschäftigungsstatistiken 
verglichen. 

Aus den monatlich zur Verfügung stehenden ifo-Daten wer-
den Quartalsdurchschnitte berechnet, um die Vergleichbar-
keit mit den vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten 
Zahlen zu gewährleisten. Die Daten vom Bundesamt liegen 
für die neue Klassifizierung WZ08 ab 2008 vor. Für die Zeit 
vor 2008 gibt das Statistische Bundesamt Indizes zur Ent-

 5	 Jahreswachstumsraten der Quartalswerte.
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Geschäftsklima im Dienstleistungssektor im Vergleich
Abb. 5

Tab. 3 
Kreuzkorrelationen – Umsatz (Jahreswachstumsraten – Quartale)  
und Ergebnisse des ifo Konjunkturtests Dienstleistungen 

  ← Vorlauf Gleichlauf Nachlauf 

– 3 – 2 – 1 0 1 

Geschäftsklima 0,494 0,757 0,864 0,803 0,604 
Geschäftslage Beurteilung 0,182 0,483 0,706 0,829 0,778 

Geschäftslage Erwartungen 0,766 0,912 0,846 0,565 0,225 

Beschäftigte (letzten zwei bis drei Monate) 0,130 0,452 0,725 0,867 0,799 

Beschäftigte (nächsten zwei bis drei Monate) 0,338 0,625 0,800 0,821 0,681 

Nachfrage/Umsatz (letzten zwei bis drei Monate) 0,641 0,846 0,881 0,748 0,461 

Nachfrage/Umsatz (Vergleich zum Vorjahr) 0,356 0,645 0,848 0,922 0,800 

Nachfrage/Umsatz (nächsten zwei bis drei Monate) 0,685 0,861 0,854 0,633 0,310 

Auftragsbestand 0,080 0,351 0,579 0,744 0,743 

Preisentwicklung nächsten drei Monate 0,039 0,349 0,621 0,756 0,702 

Quelle: ifo Institut; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts. 
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wicklung heraus, welche eine Rückrechnung des Umsatzes 
ermöglichen. Es stehen somit Daten für den Zeitraum von 
2005 bis 2014 zur Verfügung. Aus diesen Daten werden 
Jahresveränderungsraten für die einzelnen Quartale ermit-
telt. Die Jahresveränderungsraten für den Umsatz werden 
im Folgenden mit den vom ifo Institut erhobenen Daten in 
Verbindung gesetzt. Tabelle 3 gibt die Kreuzkorrelationen für 
den Zeitraum 2005 bis zum zweiten Quartal 2014 an. Es 
werden drei Quartale Vorlauf und ein Quartal Nachlauf be-
trachtet. In diesem Beobachtungsfenster befinden sich die 
höchsten Korrelationswerte.

Nicht alle ifo-Daten haben einen Vorlauf vor den offiziellen 
Daten des statistischen Bundesamtes, aber auch bei einem 
Gleichlauf sind die ifo-Daten einige Wochen vor den Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes verfügbar. Insgesamt ist der 
Zusammenhang zwischen den ifo-Daten und den offiziellen 
Statistiken sehr gut. Die höchsten Korrelationen der einzel-
nen Fragen erreichen Werte zwischen 0,744 und 0,922. Die 
größten Zusammenhänge zeigen sich bei der Frage nach 
den Umsätzen im Vergleich zum Vorjahr (0,922) und bei der 
Frage nach den Erwartungen zur Entwicklung der Ge-
schäftslage in den nächsten drei Monaten (0,912). Die Ent-
wicklung der Jahreswachstumsraten der Quartale wird für 
diese zwei Fragen in Abbildung 6 dargestellt, um die Vor-
laufeigenschaften besser zu verdeutlichen. Die guten Vor-
laufeigenschaften implizieren, dass mit hoher Wahrschein-
lichkeit der Umsatz mit einer Verzögerung von etwa zwei 

Quartalen der Richtung der Entwicklung bei 
den Geschäftserwartungen folgen wird. Die 
Angaben zur Umsatz- bzw. Nachfrageent-
wicklung im Vergleich zum Vorjahr entwi-
ckeln sich gleichlaufend mit der offiziellen 
Umsatzentwicklung. Am aktuellen Rand der 
Datenreihe ist zu erkennen, dass im Gegen-
satz zu den offiziellen Daten die vom ifo Ins
titut erhobenen Daten bereits vorliegen. Aus 
diesem Grund haben gleichlaufende Daten 
auch einen hohen Informationsgehalt, wel-
cher den Unternehmen frühzeitig zur Verfü-
gung stehen.

Analog zur Analyse der Vorlaufeigenschaf-
ten der ifo-Daten bezüglich der Umsatzent-
wicklung wird die Analyse zur Anzahl der 

Beschäftigten durchgeführt. Die vom Statistischen Bundes-
amt bereitgestellten Daten umfassen dieselben Wirtschafts-
abschnitte (H, I, J, M, N). Die Ergebnisse der Kreuzkorrela-
tionen werden in einer Tabelle ausgewiesen und umfassen 
im Gegensatz zur Betrachtung des Umsatzes nur die Be-
schäftigungsfragen sowie den Geschäftsklimaindikator (vgl. 
Tab. 4). Die Kreuzkorrelationen weisen keine strengen Vor-
laufeigenschaften der betrachteten Daten auf. Das Ge-
schäftsklima ist mit der Beschäftigungsentwicklung gleich-
laufend, mit einem sehr guten Korrelationswert von 0,795. 
Die Antworten zur Entwicklung der Beschäftigtenzahl in den 
letzten zwei bis drei Monaten haben einen Nachlauf von 
einem Quartal zu den offiziellen Beschäftigtenzahlen (0,777). 
Dieser Nachlauf ergibt sich aus der Fragestellung an sich 
und zeugt einerseits von einer sehr guten Qualität der er-
hobenen Daten und andererseits von der guten Repräsen-
tativität des Untersuchungspanels. Es wird hier davon aus-
gegangen, dass die Unternehmen die retrospektive Frage 
nach der Entwicklung der Beschäftigtenzahl eine äußerst 
valide Aussage treffen können. Die Beschäftigungserwar-
tungen sind hingegen gleichlaufend mit den offiziellen Zah-
len. Nichtsdestotrotz liegen die vom ifo Institut erhobenen 
Daten zeitlich vor den Daten des Statistischen Bundesam-
tes vor und können somit trotz Gleichlauf als Informations-
quelle dienen.

Die Abbildung zeigt die Entwicklungen der Beschäftigungs-
fragen und den offiziellen Zahlen sehr gut an (vgl. Abb. 7). 

80

85

90

95

100

105

110

115

120

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014
-12

-9

-6

-3

0

3

6

9

12
Geschäftserwartungen
Nachfrage/Umsatz im Vergleich zum Vorjahr

Index

Quelle: Statistisches Bundesamt; ifo Konjunkturtest; Berechnungen des ifo Instituts.

Umsatz und Ergebnisse des KT Dienstleistungen 
 Quartalswerte  

Jahreswachstumsraten in %

 Umsatz

Abb. 6

Tab. 4 
Kreuzkorrelationen – Beschäftigte (Jahreswachstumsraten – Quartale)  
und Ergebnisse des ifo Konjunkturtests Dienstleistungen 

  
← Vorlauf Gleichlauf Nachlauf 

–3 –2 –1 0 1 
Geschäftsklima 0,234 0,520 0,721 0,795 0,709 

Beschäftigte (letzten zwei bis drei Monate) –0,088 0,229 0,527 0,738 0,777 

Beschäftigte (nächsten zwei bis drei Monate) 0,125 0,402 0,640 0,771 0,729 

Quelle: ifo Institut; Statistisches Bundesamt. 
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Die drei hier abgezeichneten Kurven beschreiben ähnliche 
Verläufe, und der aktuelle Rand der Kurven zeigt, dass die 
ifo-Daten früher genutzt werden können. Die ähnlichen Ver-
läufe deuten darauf hin, dass die ifo-Daten die Richtung der 
tatsächlichen Entwicklung der Beschäftigten im Dienstleis-
tungsbereich gut abbilden können.

Fazit

Der Dienstleistungssektor ist sowohl gemäß dem Brutto-
wertschöpfungsanteil und der Beschäftigten der größte 
Sektor der deutschen Wirtschaft. Der vorliegende Artikel 
gibt einen Überblick über die ifo-Befragungen in diesem 
wichtigen Sektor. Es wurde gezeigt, dass mit den mehr als 
2500 monatlich befragten Firmen mehr als die Hälfte der 
Bruttowertschöpfung der deutschen Wirtschaft abgedeckt 
wird. Ein Vergleich mit den offiziellen Umsatz- und Beschäf-
tigungszahlen zeigt, dass die ifo-Zeitreihen sehr gute Vor-
laufeigenschaften besitzen. Sie sollten deshalb im Blickfeld 
aller Konjunkturanalysten sein. Das ifo Institut plant für 2015 
die Eingliederung des Dienstleistungssektors in ein neues 
Hauptaggregat des Geschäftsklimaindexes. Dieses wird 
dann neben den Dienstleistern auch die Industrie, den 
Groß- und Einzelhandel sowie das Bauhauptgewerbe ent-
halten.
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Qualitätsverbesserung in der Pflege*

Daniela Wech

Die zunehmende Alterung der Gesellschaft ist ein Thema, 
das nicht nur in Deutschland, sondern auch in vielen ande-
ren Industriestaaten von großer Bedeutung ist. In den letz-
ten Jahrzehnten stieg der Anteil der älteren Bevölkerung an 
der Gesamtbevölkerung im Durchschnitt aller OECD-Län-
der aufgrund einer erhöhten Lebenserwartung sowie rück-
läufiger Geburtenraten stark an. Diese Entwicklung wird 
sich voraussichtlich in den kommenden Jahrzehnten fort-
setzen. Besonders hoch wird der Anstieg des Anteils der 
Über-80-Jährigen an der Bevölkerung sein. Abbildung 1 
stellt den für das Jahr 2050 prognostizierten Anteil der 
Über-80-Jährigen an der Gesamtbevölkerung dem Anteil 
im Jahr 2010 gegenüber. 

Abbildung 1 zeigt, dass sich der Anteil der Bevölkerung 
über 80 im Jahr 2050 im Vergleich zu 2010 in vielen Län-
dern (z.B. in Italien, Griechenland und dem Vereinigten Kö-
nigreich) mehr als verdoppeln wird. In manchen Ländern 
(beispielsweise in Südkorea, Neuseeland und Polen) wird 
sich der Prozentsatz sogar mehr als verdreifachen. Für 
Deutschland wird prognostiziert, dass sich der Anteil von 
5% im Jahr 2010 auf 15% im Jahr 2050 verdreifachen wird. 
Diese demographische Entwicklung stellt die Pflegesyste-
me vor große Herausforderungen. Natürlich hat ein steigen-
der Anteil der Über-80-Jährigen an der Bevölkerung nicht 
notwendigerweise eine zusätzliche Belastung der Pflege
systeme zur Folge, da der Bedarf an Pflegeleistungen vom 
Gesundheitszustand der älteren Bevölkerung abhängig ist. 
Nichtsdestotrotz wird selbst in einem optimistischen Prog-
noseszenario – dem sogenannten »Kosteneindämmungs
szenario« – davon ausgegangen, dass der Anteil der Aus-
gaben für Pflege am Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Zukunft 
ansteigen wird. Der Artikel gibt einen Überblick über unter-
schiedliche Regulierungen im Bereich der Pflege in den 
OECD-Ländern und beleuchtet die Umsetzung verschiede-
ner Reformen zur Qualitätsverbesserung in der Pflege.

Abbildung 2 veranschaulicht die für das Jahr 2060 prog-
nostizierten Ausgaben für Pflege in Prozent des BIP. In 
Deutschland werden im Jahr 2060 die Pflegeausgaben als 
Anteil am BIP fast doppelt so hoch sein, wie dies im Durch-
schnitt der Jahre 2006 bis 2010 der Fall war (1,6% im Ver-
gleich zu 0,9%). In manchen Ländern (z.B. in der Türkei, in 
Mexiko und in der Slowakei) ist der vorhergesagte Anstieg 
sogar noch viel drastischer. Es ist offensichtlich, dass der 
Kostenanstieg, der durch die zunehmende Alterung der 
Gesellschaft entsteht, beträchtlich hoch ist, selbst wenn die 
Prognoseszenarien auf optimistischen Annahmen beruhen. 

Regulierung der Pflegesysteme

Angesichts des wachsenden Bedarfs an Pflegeleistungen 
in den kommenden Jahrzehnten, der mit deutlich höheren 

 *	 Dieser Artikel basiert auf dem Database-Beitrag »Improving Quality in 
Long-term Care« im CESifo DICE Report 3/2014.
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Kosten als in der Vergangenheit einhergehen wird, gewinnt 
die Verbesserung der Qualität von Pflegeleistungen zuneh-
mend an Bedeutung (vgl. OECD und European Commissi-
on 2013). In Deutschland soll durch die Einführung von 
zwei Pflegestärkungsgesetzen eine deutliche Qualitäts- 
und Leistungsverbesserung in der Pflege erreicht werden 
(vgl. Bundesministerium für Gesundheit 2014). Durch das 
erste Pflegestärkungsgesetz, das am 1. Januar 2015 in 
Kraft tritt, sollen Leistungen für Pflegebedürftige ausgewei-
tet sowie die Zahl der zusätzlichen Betreuungskräfte in sta-
tionären Pflegeeinrichtungen erhöht werden. Noch in dieser 
Legislaturperiode soll ein zweites Pflegestärkungsgesetz 
verabschiedet werden, wodurch ein neuer Pflegebedürftig-
keitsbegriff und ein neues Begutachtungsverfahren einge-
führt werden sollen. 

Zur Sicherstellung eines bestimmten Qualitätsniveaus von 
Pflegeleistungen werden Pflegesysteme reguliert. Die Grund-
sätze der Regulierung werden in allen OECD-Staaten durch 
die jeweilige Zentralregierung festgelegt. Die drei Hauptziele 
der Regulierung bestehen darin, Verbesserungen in der Qua-
lität der Pflege zu erreichen, bedürftige Menschen über Pfle-
geleistungen zu informieren und Regulierungsbehörden 
Informationen bereitzustellen, damit diese Lücken im System 
identifizieren können. In vielen Ländern sind dezentrale Be-
hörden für die Umsetzung der Qualitätskontrollen zuständig.1

Die Regulierung von Pflegesystemen ist von Land zu Land 
unterschiedlich. Generell müssen Pflegeeinrichtungen in 
fast allen OECD-Ländern registriert sein. Die Registrierung 
ist an die Erfüllung gewisser Mindestanforderungen ge-
knüpft. Zusätzlich verlangen mehr als zwei Drittel aller 
OECD-Staaten weitere Qualitätsstandards für Pflegeein-
richtungen. Diese Art von Regulierung wird mit dem Begriff 
»Akkreditierung« bezeichnet. Der wesentliche Aspekt einer 
Akkreditierung liegt in einem Evaluierungsprozess, der so-
wohl eine interne als auch eine externe Begutachtung be-
inhaltet. Im Zuge des internen Begutachtungsprozesses 
dokumentieren Anbieter von Pflegeleistungen sowie Pfle-
geeinrichtungen ihre Leistungen, und im Zuge des externen 
Begutachtungsprozesses beurteilt eine Regierungsbehör-
de die Leistungen von Anbietern und Einrichtungen. In vie-
len Ländern (z.B. in Deutschland, Frankreich und Spanien) 
ist eine Akkreditierung Voraussetzung, um öffentliche Gel-
der zu erhalten.2

In den OECD-Ländern gibt es einige gemeinsame Qualitäts-
standards. Einer davon ist ein Mindestverhältnis von Pflege-
kräften zu pflegebedürftigen Personen. Dieses Verhältnis 
kann als Anhaltspunkt für die Sicherheit und Mobilität von 
Bewohnern von Pflegeeinrichtungen betrachtet werden. Es 

 1	 Für einen Überblick über die Gesetzgebung hinsichtlich der Sicherstellung 
der Qualität in der Pflege vgl. DICE Database (2014c) www.ifo.de/w/3Bw 
DgiN6b. 

 2	 Vgl. DICE Database (2014a) www.ifo.de/w/GrDVuXsy für einen Überblick 
über die Regulierung von Anbietern von Pflegeleistungen.

werden auch Anforderungen an die Wohnumgebung ge-
stellt, um Unfälle zu vermeiden. Abgesehen von den Maß-
nahmen, die ergriffen werden müssen, um die Sicherheit 
und Mobilität der Bewohner sicherzustellen, wurden in eini-
gen Ländern in letzter Zeit weitere Aspekte berücksichtigt. 
So wurden beispielsweise in den Niederlanden, im Vereinig-
ten Königreich und in den USA die Lebensqualität der Be-
wohner sowie die Achtung ihrer Würde mit berücksichtigt, 
während in Irland und in den USA individualisierte Pflege 
sowie Meldesysteme bei Beschwerden zur Liste von Quali-
tätsstandards hinzugefügt wurden. Im Allgemeinen wird 
häusliche Pflege durch Angehörige oder ambulante Pflege-
dienste schwächer reguliert als die Pflege in Einrichtungen. 
Allerdings gibt es Unterschiede zwischen den verschiede-
nen Ländern. In den Niederlanden wird beispielsweise jede 
Form von häuslicher Pflege schwächer reguliert als die Pfle-
ge in Einrichtungen. In Spanien hingegen ist eine Akkreditie-
rung für jeden (ambulanten) Anbieter von Pflegeleistungen 
verpflichtend, was höhere Anforderungen bedeutet. Der all-
gemeine Zweck der Regulierung von häuslicher Pflege liegt 
darin sicherzustellen, dass die Wohnumgebung an die Be-
dürfnisse der pflegebedürftigen Personen angepasst ist. 

Kontrolle von Pflegeeinrichtungen und Anreiz­
systeme für Anbieter von Pflegeleistungen

Um sicherzustellen, dass die Anforderungen in Bezug auf 
die Qualitätsstandards im Pflegesystem erfüllt werden, wer-
den Kontrollen durchgeführt. Diese beinhalten sowohl die 
Überprüfung von Unterlagen als auch der Einrichtungen vor 
Ort. In einigen Ländern sind Befragungen von Bewohnern 
von Pflegeeinrichtungen, deren Familienangehörigen sowie 
des dortigen Personals vorgeschrieben. Die Fragen betref-
fen verschiedene Aspekte – von der Struktur der Einrich-
tung und der Zufriedenheit der Bewohner bis hin zur Ge-
währleistung der Rechte der Bewohner. In vielen Ländern 
finden die Kontrollen jährlich statt (so in Deutschland, Lux-
emburg und Portugal), aber es gibt auch Länder, in denen 
sie in größeren Abständen von bis zu fünf bis sieben Jahren 
(dies ist in Frankreich der Fall) durchgeführt werden. In Finn-
land und Schweden werden Kontrollen nicht in einem fes-
ten Rhythmus durchgeführt, sondern auf Anfrage nach Be-
schwerden. In vielen Ländern begutachtet ein Team (in den 
USA ist z.B. ein interdisziplinäres Team von Experten betei-
ligt); in anderen Ländern eine einzelne Person (in Spanien). 
Normalerweise ist eine zugelassene Akkreditierungsbehör-
de für die Ausbildung der Kontrolleure zuständig. 

Ein weiterer Aspekt, der im Zusammenhang mit einer Qua-
litätsverbesserung von Pflegeleistungen berücksichtigt 
werden sollte, ist das Anreizsystem für Anbieter von Pflege-
leistungen. Eine Maßnahme, Anbieter dazu zu bringen, das 
Qualitätsniveau zu erhöhen, liegt in der Veröffentlichung re-
levanter Informationen. Die damit verfolgten Ziele bestehen 
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darin, die Transparenz zu erhöhen und pflegebedürftigen 
Personen Informationen bereitzustellen. Bei den Anforde-
rungen an die Veröffentlichung gibt es Unterschiede zwi-
schen den Ländern: In Deutschland, den USA und den Nie-
derlanden ist die Veröffentlichung von Informationen ver-
pflichtend; in anderen Ländern (in Finnland und Spanien) 
werden die Informationen hingegen auf freiwilliger Basis der 
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Die Häufigkeit der Ver-
öffentlichungen reicht von wenigen Monaten (in den USA) 
bis zu einem Jahr (in Deutschland und Japan). Die bereit-
gestellten Informationen beinhalten Aspekte wie allgemeine 
Verwaltungsinformationen und Kontrollergebnisse. Generell 
geht der Trend dazu, Informationen über die Fokussierung 
auf die Bedürfnisse der Bewohner von Pflegeeinrichtungen 
(z.B. die Essensauswahl und Aktivitäten innerhalb der Ein-
richtung) sowie die Effektivität der Einrichtung (beispielswei-
se die Anzahl an Stürzen) zu veröffentlichen; anstatt ledig-
lich über die Personalsituation und die Wohnumgebung zu 
berichten (z.B. über die Anzahl der Betten und die angebo-
tenen Dienstleistungen). Eine andere Möglichkeit, Anbieter 
dazu zu bewegen, die Qualität ihrer Leistungen zu erhöhen, 
besteht darin, leistungsabhängige Vergütungssysteme ein-
zuführen. Diese Systeme verbinden oftmals die Veröffentli-
chung von Informationen mit finanziellen Anreizen und för-
dern den Wettbewerb zwischen den Pflegeeinrichtungen 
mit dem Ziel, die Qualität zu verbessern. Bisher wurden sol-
che Systeme lediglich in wenigen Ländern eingeführt, und 
es gibt auch noch keine systematische Bewertung der ver-
schiedenen Systeme. Laut OECD und European Commis-
sion (2013) legen erste Erkenntnisse nahe, dass es keinen 
direkten Zusammenhang zwischen leistungsabhängigen 
Vergütungssystemen und Qualitätsverbesserungen gibt. 
Jedoch könnte es positive »Nebeneffekte« geben: Da mehr 
Informationen an die Öffentlichkeit gelangen, könnten die 
Anreize für Anbieter steigen, das Qualitätsniveau zu erhö-
hen. Ein Beispiel für solch ein System ist das Anreizpro-
gramm in Südkorea, unter dem die Leistung jedes Anbie-
ters von Pflegeleistungen bewertet wird und die besten 
10% eine zusätzliche Vergütung erhalten. Ähnliche Anreiz-
systeme gibt es auch in den USA und Japan.3

Anforderungen an das Pflegepersonal

Ein Faktor, der die Qualität der Pflege entscheidend beein-
flusst, ist das Pflegepersonal. Innerhalb der OECD-Länder 
gibt es große Unterschiede hinsichtlich der Anforderungen 
an die Ausbildung des Personals in Pflegeeinrichtungen. In 
den USA beispielsweise haben anerkannte Pflegekräfte 
eine Ausbildung von insgesamt 75 Stunden absolviert, 
während in Japan drei Jahre Erfahrung notwendig sind, um 
einen vergleichbaren Abschluss zu bekommen.4 In letzter 

 3	 Einen Überblick über verschiedene Anreizsysteme gibt die DICE Databa-
se (2014b) www.ifo.de/w/3tTNDYBZw.

 4	 Für einen Überblick über die unterschiedlichen Anforderungen an das 
Pflegepersonal vgl. DICE Database (2014d) www.ifo.de/w/nSynxQW9. 

Zeit wurden in einigen Ländern die Anforderungen an das 
Pflegepersonal in Einrichtungen erhöht. In Schweden wur-
de beispielsweise ein Ausbildungsprogramm für Pflegekräf-
te ohne formale Qualifikation eingeführt, und in Spanien 
muss jede Pflegekraft bis 2015 einen anerkannten Berufs-
abschluss erwerben. Ein Aspekt, der auch in vielen Ausbil-
dungsprogrammen mit berücksichtigt wird, ist die Pflege 
von Demenzkranken. So ist beispielsweise in den USA 
nach der Einführung der Gesundheitsreform im Jahr 2010 
eine spezielle Ausbildung für die Pflege demenzkranker Be-
wohner von Pflegeeinrichtungen verpflichtend geworden. In 
Irland können Pflegekräfte, die mit demenzkranken Patien-
ten arbeiten, an speziellen Ausbildungsprogrammen teil-
nehmen. Die Qualifikationsanforderungen an das Personal 
in der häuslichen Pflege sind häufig geringer als diejenigen 
an das Personal in Pflegeeinrichtungen. In Österreich bei-
spielsweise benötigen Pflegekräfte, die in Einrichtungen ar-
beiten, eine Ausbildung von 1 600 Stunden, während Pfle-
gekräfte, die in der häuslichen Pflege tätig sind, nur eine 
Ausbildung von 400 Stunden brauchen. Allgemein fehlt 
Pflegekräften in der häuslichen Pflege oft die entsprechen-
de Ausbildung. Da allerdings immer mehr Betroffene zu 
Hause gepflegt werden möchten, wird es laut OECD und 
European Commission (2013) notwendig werden, in der 
häuslichen Pflege höhere Qualitätsstandards einzuführen. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Qualifizierung von Pfle-
gekräften nach ihrer Einstellung. Nur in wenigen Ländern ist 
Weiterbildung für Pflegekräfte verpflichtend; in den USA 
z.B. ist eine Weiterbildung von zwölf Stunden pro Jahr vor-
geschrieben. Generell wird oft viel intensiver darauf geach-
tet, dass Pflegekräfte die Einstellungsvoraussetzungen er-
füllen (also beispielsweise keine Vorbestrafung vorliegt), als 
nach ihrer Einstellung auf ihre Kontrolle geachtet wird. In 
vielen OECD-Ländern gibt es keine Methode, um zu über-
prüfen, ob eine Pflegekraft nach ihrer Einstellung einen Feh-
ler begeht. Somit spielt die Kontrolle des Personals nach 
der Einstellung bei der Verbesserung der Qualität von Pfle-
geleistungen eine entscheidende Rolle. 

Schlussbemerkungen

Abschließend kann festgehalten werden, dass in den letz-
ten Jahren in einigen Ländern bereits Maßnahmen ergriffen 
wurden, um die Qualität in der Pflege zu erhöhen. Ange-
sichts der zunehmenden Bedeutung des Themas Pflege in 
den kommenden Jahrzehnten wird diese Thematik auch 
zukünftig nicht nur in Deutschland im Zentrum des politi-
schen Interesses stehen. 
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Kurz zum Klima: Fundamentales zu Spekulation

Marc Gronwald* und Jana Lippelt

In Folge des Ölpreisrekordhochs 2008 – im Juli jenen Jah-
res wurde ein Preis von fast 150 US-Dollar je Barrel ver-
zeichnet, nominal ein zuvor nie beobachteter Wert – ist so-
wohl in der allgemeinen Öffentlichkeit als auch in der aka-
demischen Welt eine Debatte darüber entstanden, wo-
durch dieser Anstieg ausgelöst wurde. Diese – eher ener-
gieökonomische – Ausgabe der Reihe »Kurz zum Klima« 
fasst zunächst diese Debatte zusammen und verweist 
dann auf einen Aspekt, der zwar an sich offensichtlich ist, 
aber nicht in der Debatte vorzukommen scheint. 

Verfolgt man die öffentliche Debatte über die Ursachen die-
ses Preisanstiegs, so scheint die Antwort klar zu sein: Es 
handelt sich um Konsequenzen spekulativer Aktivitäten. 
Nahrung erhält diese Ansicht aus Aussagen des Fondma-
nagers Michael W. Masters, nach denen die zunehmende 
Aktivität von sogenannten Indexfonds der Auslöser ist – so 
hat sich das Kapital, das in sogenannten Indexfonds inves-
tiert ist, im Zeitraum von 2004 bis 2008 von 13 Mrd. 
US-Dollar auf 317 Mrd. US-Dollar erhöht (vgl. Masters and 
White, 2008). Eingegangen in diese Debatte ist dies unter 
den Stichworten financialization of oil futures markets oder 
auch Masters-Hypothese (Masters hypothesis, nach dem 
Erfinder); siehe dazu auch Irwin und Sanders (2012). Wäh-
rend der öffentlichen Debatte nach der Schuldige klar ist, ist 
die Meinung in der akademischen Literatur deutlich weniger 
eindeutig. Verschiedene Autoren haben versucht, die Mas-
ters-Hypothese im Speziellen oder die Rolle von »Spekula-
tion« im Allgemeinen auf Ölpreise empirisch zu untersu-
chen.1 Irwin und Sanders (2012) versuchen beispielsweise, 
die Masters Hypothese direkt zu testen. Verwendet werden 
dazu umfangreiche Daten zu Handelsaktivitäten und Posi-
tionen auf dem Futures-Markt, bereitgestellt von der Com-
modity Futures Trading Commission (CFTC). Zur Anwen-
dung kommen unterschiedliche empirische Methoden wie 
Tests auf Granger-Kausalität. Hervorzuheben ist zudem, 
dass der Artikel die vorliegenden und verwendeten Daten 
sehr genau beschreibt. Empirische Evidenz für die Masters- 
Hypothese wird allerdings nicht gefunden.

Eine Reihe weiterer Papiere verwendet eher indirekte Tests 
für den möglichen Einfluss von Spekulation; zur Anwendung 
kommen dabei Methoden, die sehr gut aus der makroöko-
nomischen Literatur bekannt sind. Dort besteht insgesamt 
Konsens, dass der Preisanstieg überwiegend fundamentale 
ökonomische Gründe hat. Stellvertretend seien Papiere von 
Hamilton (2009) oder Kilian und Murphy (2013) genannt. 
Hamilton (2009) beispielsweise betont, dass die niedrige 

 1	 Es ist hervorzuheben, dass die hier diskutierten Artikel »Spekulation« zwar 
präzise definieren, sich die jeweiligen Begriffe aber unterscheiden. Es wür-
de den Rahmen dieses kurzen Artikels sprengen, für alle die exakte Defi-
nition von Spekulation zu liefern. Bei Interesse sei der geneigte Leser an 
die Originalpapiere verwiesen. Es ist aber hervorzuheben, dass es wichtig 
ist, sich über die jeweiligen Definitionen im Klaren zu sein, da dieser Begriff 
in der öffentlichen Debatte oft sehr unscharf verwendet wird.

Preiselastizität der Nachfrage sowie das Ausbleiben einer 
Erhöhung der Ölförderung, und eben nicht Spekulation per 
se als maßgeblicher Grund für den Preisanstieg 2007–2008 
anzusehen sind. Kilian und Murphy (2013) zeigen, dass der 
Ölpreisanstieg 2003–2008 durch unerwartete Anstiege in 
der globalen Nachfrage nach Öl ausgelöst wurde. Allerdings 
finden diese Autoren auch, dass es in länger zurückliegen-
den Episoden durchaus einen wichtigen Einfluss von speku-
lativen Nachfrageschocks gegeben hat, insbesondere 
1979, 1986 und 1990. Von besonderem Interesse sind nun 
diejenigen Beiträge, die nicht nur qualitative Aussagen zu 
dem Einfluss von Spekulation machen, sondern versuchen, 
diesen zu quantifizieren. Kilian und Murphy (2013) beispiels-
weise zeigen, dass ein Drittel des Ölpreisanstiegs von 1990 
auf spekulative Nachfrageschocks zurückzuführen ist. Ju-
venal und Petrella (2014) gehen methodisch in eine andere 
Richtung, was ihnen erlaubt, einen ungleich größeren Da-
tensatz zu verwenden. Deren Analyse zeigt, dass 15% des 
Ölpreisanstiegs zwischen 2004 und Mitte 2006 durch speku-
lative Schocks ausgelöst wurde; 2007 und 2008 jedoch ist 
dieser Einfluss ungleich geringer gewesen. Zu bemerkens-
werten Ergebnissen kommt die Studie von Morana  (2013). 
Dieser findet, dass 44% des 65%igen Ölpreisanstiegs zwi-
schen 2004 und 2010 auf Finanzschocks zurückzuführen 
sind. Es würde den Rahmen dieses kurzen Artikels spren-
gen, die Artikel im Detail zu präsentieren und zu diskutieren. 
Als Kernbotschaft scheint sich aber herauszubilden, dass 
sicherlich fundamentale Faktoren der maßgebliche Grund 
für die Ölpreisanstiege der 2000er Jahre sind, dass aber 
»Spekulation« grundsätzlich auch eine Rolle spielen kann 
und anscheinend gespielt hat. In einem lesenswerten Über-
blicksartikel von Fattouh et al. (2013) wird diese Literatur 
zusammengefasst. Die Autoren betonen, dass der beob-
achtete Zusammenhang von Spot- und Futurespreisen öko-
nomische Fundamentaldaten widerspiegelt. Der Artikel 
weist zudem zu Recht darauf hin, dass in der öffentlichen 
Debatte der Begriff Spekulation oft unscharf verwendet 
wird. Allerdings betont der Artikel auch, dass es unklar blei-
be, warum »Spekulation« ökonomisch schädlich sein soll. 
Mit dieser zweiten Aussage setzt sich nun der zweite Teil 
dieses Artikels auseinander.

Abbildung 1 zeigt die ökonomische Bedeutung der Erd-
ölförderung im Ländervergleich. Dargestellt ist der Wert des 
geförderten Öls im Jahr 2012 ins Verhältnis gesetzt zum 
Bruttoinlandsprodukt der jeweiligen Länder 2012.2 Es wird 
deutlich, dass für die Mehrzahl der Länder Ölproduktion 
nicht besonders bedeutsam ist. Für kleine, in der Regel 
ölexportierende Länder stellt sich dies aber anders dar; ver-
wiesen werden soll auf die »üblichen Verdächtigen« im ara-
bischen Raum; aber auch einige Länder in Afrika sowie Ve-
nezuela weisen relativ hohe Werte auf. Wie der Literaturü-
berblick hier gezeigt hat, scheinen »Spekulanten« grund-

 2	 Alternativ kann dies auch mit Hilfe der Ölnachfrage oder der Ölexporte 
gemessen werden.

 *	 Marc Gronwald ist Senior Lecturer an der University of Aberdeen Busi-
ness School und Research Associate des ifo Zentrums für Energie, Klima 
und erschöpfbare Ressourcen.
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sätzlich in der Lage zu sein, den Ölpreis zu beeinflussen. Je 
nachdem welcher der hier diskutierten Quelle vertraut wird, 
kann dieser Einfluss erheblich sein. Diejenigen Länder, für 
die Ölproduktion ein wichtiger ökonomischer Faktor ist, wä-
ren dann auch gleichermaßen erheblich von diesen Prei-
sänderungen betroffen. 

Aktuell politische Bedeutung hat der Wert von Ölproduktion 
und Ölvorkommen im Zusammenhang mit der Abstimmung 
über die Unabhängigkeit Schottlands bekommen, die mit 
einem Ergebnis von 55 zu 45% für den Verbleib im Vereinig-
ten Königreich ausgegangen ist. Sehr oft wurde auf den Öl-
reichtum des kleinen Landes Schottland hingewiesen; na-
hezu täglich haben Kommentatoren und politische Beob-
achter diskutiert, wie gut das Land mit diesen Ressourcen 
dastehen würde. Ebenso oft ist aber auch darauf verwiesen 
worden, dass eine Abhängigkeit von dieser Ressource mit 
nicht unerheblichen Unsicherheiten einhergeht. Als eine die-
ser Unsicherheiten hätte ohne Frage die Entwicklung des 
Ölpreises eine erhebliche Rolle dabei gespielt, wie sich ein 
unabhängiges Schottland entwickelt hätte. 
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Die konjunkturellen Aussichten haben sich nochmals 
verschlechtert1

ifo Konjunkturtest Oktober 2014 in Kürze:
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 1	 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von 
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des Ifo 
World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers
pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr 
abonniert werden.

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft 
Deutschlands ist im Oktober von 104,7 auf 103,2 Punkte 
gesunken. Die Unternehmen bewerteten ihre aktuelle Ge-
schäftslage erneut weniger gut. Auch der Ausblick auf die 
kommenden sechs Monate trübte sich weiter ein. Die kon-
junkturellen Aussichten haben sich nochmals verschlechtert.

In drei von fünf Sektoren ist der Geschäftsklimaindex ge-
sunken. Der stärkste Rückgang fand diesmal im Verarbei-
tenden Gewerbe statt. Zuletzt war der Indikator April 2013 
stärker gefallen. Auch im Einzelhandel und im Bauhauptge-
werbe verschlechterte sich das Geschäftsklima. Im Groß-
handel und im Dienstleistungssektor verbesserte es sich 
hingegen. Gerade im letzteren Bereich zeigt sich sowohl bei 
der Lage als auch bei den Erwartungen ein deutlich höhe-
res Niveau als in den anderen Sektoren.

Die deutschen Unternehmen wollen wieder mehr Personal 
einstellen. Das ifo Beschäftigungsbarometer ist im Okto-
ber von 106,1 auf 107,0 Indexpunkte gestiegen. Wesentli-
cher Treiber dieser Entwicklung war, wie im August, der 
Dienstleistungssektor, der im Moment nicht so sehr von 
den konjunkturellen Sorgen betroffen zu sein scheint. Im 
Verarbeitenden Gewerbe gab das Beschäftigungsbarome-
ter dagegen deutlich nach. Der niedrigste Wert seit Oktober 
2012 deutet auf keinen weiteren Beschäftigungsaufbau hin. 
Obwohl im Handel die Erwartungen leicht stiegen, bleibt die 
Beschäftigungsdynamik weiterhin gering. Im Bauhauptge-
werbe soll die Personalsuche verstärkt werden. Die größte 
Einstellungsbereitschaft besteht weiterhin im Dienstleis-
tungssektor. Dort stieg das Beschäftigungsbarometer auf 
den höchsten Stand seit fast zwei Jahren.

Deutsche Firmen können sich weiterhin sehr gut mit Bank-
krediten finanzieren. Die Kredithürde für die gewerbliche 
Wirtschaft ist im Oktober auf 17,7% gefallen, nach 18,4% 
im Vormonat. Es bleibt abzuwarten, inwieweit sich der Ban-
kenstresstest der EZB auf die weitere Entwicklung auswir-
ken wird. Die Kredithürde im Verarbeitenden Gewerbe ist 
um 1,1 Prozentpunkte auf 15,8% gefallen. Bei den Großfir-
men gab die Kredithürde erneut nach und liegt nun bei 
12,2%. Auch bei den kleineren und mittleren Firmen gaben 
weniger Firmen an, Probleme bei der Kreditvergabe der 
Banken zu haben. Im Baugewerbe gab die Kredithürde 
leicht nach und liegt mit 21,0% nur knapp über dem histo-
rischen Tiefstand. Im Handel berichteten 18,4% der Firmen 
von einer restriktiven Kreditvergabe der Banken.

Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich das Geschäftsklima 
deutlich verschlechtert. Die aktuelle Lageeinschätzung gab 
merklich nach und liegt nur noch knapp über dem langfris-
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tigen Durchschnitt. Ein stärkerer Rückgang wurde zuletzt 
vor genau zwei Jahren beobachtet. Auch die Erwartungen 
verschlechterten sich weiter. Die Kapazitätsauslastung ist 
um 0,3 Punkte auf 83,7% gefallen. Dies ist auch auf eine 
rückläufige Produktion zurückzuführen. Gleichzeitig füllen 
sich die Lager immer mehr. Die Beurteilung des Fertigwa-
renlagers stieg auf den höchsten Wert seit mehr als einem 
Jahr. Nur im Auslandsgeschäft keimte leichte Zuversicht 
auf. Die Exporterwartungen stiegen nach zuletzt vier Rück-
gängen wieder. Im Investitionsgüterbereich hat sich das 
Geschäftsklima deutlich abgekühlt. In Anbetracht stark 
rückläufiger Nachfrage und Produktion hat sich die aktuelle 
Situation weiter verschlechtert. Die Kapazitätsauslastung 
verringerte sich gegenüber dem Vorquartal um einen hal-
ben Prozentpunkt auf nun 86,3%, lag damit aber noch über 
dem langjährigen Durchschnitt. Die Geschäftsaussichten 
für die kommenden sechs Monate wurden weiterhin leicht 
negativ eingeschätzt. Wie in der Industrie insgesamt keimte 
bei den Exporten wieder leichte Zuversicht auf. Im Kon-
sumgüterbereich fiel der Geschäftsklimaindikator erstmals 
seit mehr als einem Jahr wieder in den negativen Bereich. 
Nur noch wenige Unternehmen bezeichnen ihre aktuelle 
Lage als gut, und es kam vermehrt Skepsis bezüglich der 
weiteren Geschäfte auf. Die Produktion musste weiter ge-
senkt werden, und gleichzeitig füllten sich die Lager deut-
lich. Zudem mussten die Firmen Preiszugeständnisse ma-
chen und sehen zukünftig kaum noch Spielräume, Preise 
erhöhen zu können. Auch im Ernährungsgewerbe gaben 
die Indices zu Lage und Erwartungen deutlich nach. Ob-
wohl sich die Exportaussichten verbesserten, sind die Un-
ternehmen erneut weniger zufrieden mit der aktuellen Auf-
tragslage. Ein Blick auf die verschiedenen Branchen verrät, 
dass es kaum Lichtblicke gibt. In der großen Mehrheit gab 
der Geschäftsklimaindikator nach. 

Im Bauhauptgewerbe verschlechterte sich das Geschäfts-
klima minimal und verbleibt auf einem weiterhin sehr guten 
Niveau. Die Baufirmen beurteilten ihre aktuelle Geschäfts-
lage wieder etwas besser. Jedoch fielen die Erwartungen 
auf den niedrigsten Stand seit einem Jahr. Der Auslas-
tungsgrad des Maschinenparks fiel leicht auf 73,6% und 
liegt damit kaum unter dem Vorjahreswert. Unverändert 
berichteten knapp ein Viertel der befragten Unternehmen 
von Behinderungen der Bautätigkeit. Mit 16% spielte der 
Auftragsmangel die größte Rolle. Witterungseinflüsse stell-
ten gegenwärtig noch keine großen Probleme dar. Die 
Sonderfragen für den Monat Oktober unterteilten sich in 
die Themengebiete »Verwendung von Fertigteilen im kon-
ventionellen Bau«, »Überstunden« und »Auslandsbau«. 
Gegenwärtig verwenden nahezu vier Fünftel der befragten 
Firmen für die Erstellung von konventionellen Bauten Fer-
tigteile wie etwa Treppenläufe, Fassaden- oder Schacht-
bauelemente. Vom gesamten Bauwert entfallen darauf fast 
9%. Im Tiefbau beträgt dieser Anteil weniger als 5%, im 
Hochbau dagegen mehr als 11%. Im gewerblichen Hoch-
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bau ist die Bedeutung solcher Fertigteile am größten (Bau-
wertanteil: gut 13%). Im September wurden in 62% der 
befragten Unternehmen Überstunden geleistet (Vorjahres-
wert: 70%). Die erbrachte Mehrarbeit machte in diesen Fir-
men nahezu 5% der gesamten Arbeitszeit aus. Jeder 
zehnte Umfrageteilnehmer gab an, dass sein Unterneh-
men Bauvorhaben im Ausland durchführt bzw. daran be-
teiligt ist. Zumeist erfolgt dies über die deutsche Stammfir-
ma oder über rechtlich selbständige Gesellschaften wie 
beispielsweise Tochtergesellschaften. Im Tiefbau verbes-
serte sich das Geschäftsklima leicht. Dies ist vor allem auf 
eine verbesserte Lageeinschätzung zurückzuführen, wäh-
rend sich die Erwartungen leicht eintrübten. Die Geräte-
auslastung gab leicht nach, liegt mit 72,9% über dem Vor-
jahreswert von 72,3%. 18% der Baufirmen sagten, dass 
Auftragsmangel der größte Hinderungsgrund der Bautätig-
keiten ist. Im Hochbau liegt dieser Wert bei 15%. Die 
Hochbaufirmen berichteten von einer leicht verschlechter-
ten Geschäftslage, und auch die Skepsis mit Blick auf den 
weiteren Geschäftsverlauf nahm etwas zu. In Folge dessen 
sank der Geschäftsklimaindex. 

Im Großhandel ist der Geschäftsklimaindex gestiegen. 
Nach zuletzt drei Rückgängen in Folge verbesserte sich 
die aktuelle Lagebeurteilung deutlich. Die Erwartungen an 
die weiteren Geschäfte blieben leicht pessimistisch. Bei 
sinkenden Lagerbeständen wollten die Großhändler die 
Bestelltätigkeit nahezu unverändert lassen. Sie beabsich-
tigten häufiger, die Verkaufspreise anzunehmen. Die Per-
sonalpläne waren leicht auf Kürzungen ausgerichtet. Im 
Konsumgütergroßhandel verbesserte sich das Geschäfts-
klima deutlich und drehte wieder in den positiven Bereich. 
Die Firmen waren deutlich zufriedener mit ihrer aktuellen 
Lage, und die Urteile zu dem zukünftigen Geschäftsverlauf 
hielten sich in etwa die Waage. Die Lagerbestände konn-
ten deutlich reduziert werden. Zudem sollen wieder mehr 
Bestellungen getätigt werden. Mit Blick auf steigende Um-
sätze verbesserte sich auch im Nahrungsmittelgroßhandel 
die aktuelle Lageeinschätzung deutlich. Da auch die Er-
wartungen wieder optimistischer ausfielen, stieg der Kli-
maindikator deutlich. Die Lagerbestände konnte fast kom-
plett geräumt werden. Es war geplant, zusätzliches 
Personal einzustellen. Im Produktionsverbindungshandel 
hingegen blieb das Geschäftsklima unverändert leicht ne-
gativ. Einer deutlich verbesserten Lagebeurteilungen stan-
den pessimistischere Erwartungen gegenüber. Da die La-
gerbestände nicht abgebaut werden konnten, bleibt die 
Orderpolitik restriktiv ausgerichtet. Ähnlich wie in der In-
dustrie gab auch der Geschäftsklimaindex im Großhandel 
mit Investitionsgütern nach. Die Unternehmen bewerteten 
ihre aktuelle Lage nur noch leicht positiv, während die 
Skepsis mit Blick auf den weiteren Geschäftsverlauf deut-
lich zunahm. Die Bestelltätigkeit soll nahezu unverändert 
bleiben. Jedoch war es geplant, die Verkaufspreise zu-
künftig anzuheben.

Im Einzelhandel trübte sich das Geschäftsklima erneut ein. 
Die Einzelhändler waren merklich weniger zufrieden mit ih-
rer aktuellen Geschäftslage. Die Erwartungen hellten sich 
allerdings leicht auf. Obwohl die Lagerbestände etwas ab-
gebaut werden konnten, bleibt die Orderpolitik restriktiv 
ausgerichtet. Im Einzelhandel mit Nahrungs- und Genuss-
mitteln sank der Geschäftsklimaindikator nur leicht. Positi-
veren Lageeinschätzungen standen leicht skeptischere 
Aussichten gegenüber. Die Lagebestände konnten deutlich 
reduziert werden. Darauf aufbauend, soll bei steigenden 
Umsätzen die Bestelltätigkeit deutlich ausgebaut werden. 
Erstmals seit mehr als einem Jahr gehen die Einzelhändler 
jedoch davon aus, die Preise senken zu müssen. Im Einzel-
handel mit Kraftfahrzeugen verbesserte sich das Ge-
schäftsklima leicht. Obwohl sich die Lageeinschätzungen 
leicht verschlechterten, blickten die Unternehmen weniger 
skeptisch auf die kommenden Monate. Die Restriktionen 
bei den Bestellungen sollen gelockert werden. Jedoch wur-
de von Preissenkungen ausgegangen. Im Bereich Unter-
haltungselektronik verbesserte sich das Geschäftsklima auf 
den höchsten Wert seit mehr als einem Jahr. Die treibende 
Rolle spielte dabei eine deutlich verbesserte aktuelle Lage-
beurteilung. Im Kontrast dazu bleiben die Firmen sehr 
skeptisch mit Blick auf das kommende Geschäft. Die Be-
stelltätigkeit soll jedoch leicht expansiv gestaltet werden. 
Aufgrund des guten Wetters ist wahrscheinlich der Ge-
schäftsklimaindex für die Baumärkte merklich gestiegen. 
Die Einzelhändler waren sehr zufrieden mit den laufenden 
Geschäften und gehen von einer weiteren Verbesserung für 
die Zukunft aus. Bei steigenden Lagerbeständen soll je-
doch die Bestelltätigkeit eingeschränkt werden. Ähnliches 
gilt für die Fahrradhändler. Auch hier stieg der Geschäftskli-
maindex deutlich. Von der bevorstehenden Wintersaison 
profitierte der Einzelhandel für Sport- und Campingartikel. 
Die sehr gute Lageeinschätzung wurde nochmals verbes-
sert. Zudem sollen bei steigenden Umsätzen weiter neue 
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Mitarbeiter eingestellt werden. Die Bestellaktivitäten sind 
erstmals in diesem Jahr leicht expansiv ausgerichtet.

Das Geschäftsklima für das Dienstleistungsgewerbe ist im 
Oktober merklich gestiegen. Die Dienstleister waren deut-
lich zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftslage. Zudem 
blicken sie erneut optimistischer auf den weiteren Ge-
schäftsverlauf, da sie von weiteren Umsatzsteigerungen 
ausgehen. Es ist geplant, verstärkt neue Mitarbeiter einzu-
stellen. Im Bereich Touristik kam es trotz einer Verschlech-
terung der Geschäftslage zu einer erneuten positiven Ent-
wicklung des Geschäftsklimas. Die Reisebüros und 
Reiseveranstalter erreichten im Oktober bei den Geschäfts-
perspektiven mit einem Saldenwert von + 38 den bisher 
zuversichtlichsten Wert des Jahres. Die Angaben der Un-
ternehmen deuten auf eine sehr expansive Beschäftigungs-
politik hin. Nahezu die Hälfte der Unternehmen aus dem 
Bereich Touristik gab an, dass ihre Geschäftstätigkeit be-
hindert wurde. Die häufigsten Nennungen waren unzurei-
chende Nachfrage (31%) und Mangel an Fachkräften 
(11%). Nach den in den Vormonaten sehr guten Werten des 
Geschäftsklimaindikators in der Werbebranche sank dieser 
aufgrund der weniger optimistischen Geschäftsperspekti-
ven deutlich ab. Per saldo gingen die Unternehmen dieses 
Bereichs weiterhin von Umsatzsteigerungen und einer Zu-
nahme der Beschäftigtenzahl aus. Bei den Geschäftsbehin-
derungen wurden neben unzureichender Nachfrage (26%) 
und Fachkräftemangel (19%) auch Finanzierungsengpässe 
(13%) angegeben. Das Geschäftsklima im Gastgewerbe 

kühlte sich im Oktober ab, und auch bei den Aussichten 
waren die Unternehmen skeptischer als im Vormonat. Im 
Beherbergungsgewerbe (Hotels, Gasthöfe, Pensionen) 
wurde die aktuelle Geschäftslage besser beurteilt, jedoch 
gingen die Unternehmen per saldo von keiner weiteren Ver-
besserung der Situation in den kommenden Monaten aus. 
Die Gastronomen meldeten eine leicht verschlechterte Ge-
schäftslage und blickten auch weniger zuversichtlich in die 
Zukunft. Die häufigste Nennung bei der Behinderung der 
Geschäftstätigkeit war Fachkräftemangel (42%), gefolgt 
von unzureichender Nachfrage (23%) und Finanzierungs-
engpässen (19%).
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